Landkreis
Barnim

BEKANNTMACHUNG

EINBERUFUNG DER 15. SITZUNG DES KREISTAGES IN DER
6. WAHLPERIODE AM 21. SEPTEMBER 2022

Die 15. Sitzung des Kreistages findet statt

am Mittwoch, den 21. September 2022 um 17:00 Uhr
in der Kreisverwaltung Barnim,
Paul-Wunderlich-Haus,

im Sitzungssaal (Haus A),
in Eberswalde, Am Markt 1.

Interessierte Burgerinnen und Burger konnen am offentlichen Teil der Sitzung
teilnehmen.
Gerne bieten wir lhnen die Nutzung unseres Parkhauses in der Goethestral’e an.

Im unmittelbaren AufRenbereich des Parkhauses besteht die Madglichkeit zur
Aufladung von Elektrofahrzeugen.

Daniel Kurth

Landrat des Landkreises Barnim
Veroffentlichung

Tag des Aushangs:

Tag der Abnahme:

Kontakt

Telefon: 03334 214-1701
Telefax: 03334 214-2701



Bekanntmachung zur Einberufung der 15. Sitzung des Kreistages Barnim am 21.09.2022
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Inhaltsangabe

OFFENTLICHE SITZUNG
Er6ffnung, BegruRung und Informationen

Feststellung der ordnungsgemallen Ladung und
Beschlussfahigkeit

Fragestunde der Einwohnerinnen und Einwohner
Fragestunde der Abgeordneten
Bestatigung der Tagesordnung

Einwendungen gegen die Niederschrift der
14. Sitzung des Kreistages vom 1. Juni 2022

Tatigkeitsbericht und Sozialbericht des Landrates und
Beratung dazu

Bericht des Beirates fur Migration und Integration

Ehrung von Oberschulerinnen und Oberschulern fir
besondere Leistungen

Freigabe von Beschaffungsverfahren zur Entwicklung
der Schullandschaft der weiterfiuhrenden Schulen im
Landkreis Barnim

3. Anderung der Satzung des Landkreises Barnim
uber die Schulbezirke fur die Grundschulteile der
weiterfiihrenden  Schulen in  Tragerschaft des
Landkreises Barnim (Schulbezirkssatzung)

Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von
Elternbeitragen und Essengeld far die
Inanspruchnahme von Leistungen der
Kindertagespflege im Landkreis Barnim
(Kostenbeitragsordnung Kindertagespflege)

Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von
Elternbeitragen und Essengeld (Kostenbeitragen) fir
Kinder des Landkreises Barnim, die
Betreuungsleistungen im Land Berlin in Anspruch
nehmen (Kostenbeitragsordnung Berlin)
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1-32-46/22

[11-61-36/22

[11-70-10/22

[11-70-11/22
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B90/DG/SPD/LINKE

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Barnim und
dem Jobcenter Barnim zur Ubertragung der
Bewirtschaftungsbefugnisse entsprechend der
Zusatzvereinbarung nach § 44 b Abs. 4 SGB Il

Vorlage zur Anpassung der Richtlinie zur
Bestimmung der Angemessenheit fur die Kosten der
Unterkunft des Landkreises Barnim

Anderung der Richtlinie des Landkreises Barnim zur
Verwendung von Fordermitteln zur Verbesserung der
Verkehrsverhéltnisse im UOPNV des Landkreises
Barnim

1. Anderungssatzung  zur
Schulerbeforderung  des
(Schulerbeférderungssatzung)

Satzung fur die
Landkreises Barnim

Umsetzung der touristischen Marketingkonzeption
des Landkreises Barnim

Zur Drucksachennummer: [11-61-34/22
Umsetzung der touristischen Marketingkonzeption
des Landkreises Barnim

Umsetzung der touristischen Marketingkonzeption
des Landkreises Barnim

Zweite Verordnung zur Anderung der Verordnung des
Landkreises Barnim Uber Beforderungsentgelte im
Taxenverkehr (Taxitarifverordnung)

Verwendung der mit KT-Beschluss Nr. 306-12/21
eingestellten Mittel im Haushaltsjahr 2022 als
Kofinanzierung far die Errichtung einer
Wasserstofftankstelle.

1. Anderungssatzung zur Satzung Uber die
Abfallentsorgung im Landkreis Barnim
(Abfallentsorgungssatzung - AES)

1. Anderungssatzung zur Satzung (iber die Erhebung
von Gebulhren fur die Abfallentsorgung im Landkreis
Barnim (Abfallgebuhrensatzung - AGS)

Uber- und auRerplanmaRige Mitteleinordnungen in
den Haushalt 2022

Erhalt der Bahnlinie Templin-Joachimsthal (RB63)
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Energiekrise / Einsatz Erneuerbarer Energien

Einjahrige Co-Finanzierung des Projektes ,You’ll
never walk alone®.

Finanzielle Unterstitzung der Neuen Musikschule

Leicht verstandliche Sprache im Kreistag

Informationsvorlage zu den Entscheidungen des
Kreisausschusses zwischen der 14. wund der
15. Sitzung des Kreistages

Personelle Anderungen in der Zusammensetzung des
Ausschusses fur Haushalt und Finanzen (A 2) des
Kreistages Barnim

Personelle Anderungen in der Zusammensetzung des
Ausschusses fir Gesundheit, Senioren und Soziales
(A 6) des Kreistages Barnim

Personelle Anderungen in der Besetzung des
Jugendhilfeausschusses (A8) des Landkreises
Barnim

Bestellung und Abberufung von Regionalraten fur die
Regionalversammlung Uckermark-Barnim

NICHTOFFENTLICHE SITZUNG

Erwerb einer Flache in Ahrensfelde fur Schulneubau
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BESCHLUSSANTRAG

FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich

Einreicher: DI

Amt / Dezernat: 10

Betreff

Drucksachennummer:
Sichtvermerk Dezernat:

Beteiligte Amter:

[-10-5/22

| Amt __ Datum _ Signatur | Amt __ Datum __ Signatur |

10

Ehrung von Oberschulerinnen und Oberschulern flr besondere Leistungen

Beschlussvorschlag

Die Erweiterung des Kreistagsbeschlusses 153-7/20 vom 9. September 2020 zur Ehrung von
Oberschilerinnen und Oberschilern fir besondere Leistungen um die Oberschule
Eberswalde und die Grund- und Oberschule Blumberg wird beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berlhrung:

W Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen: 10.000 €
Ergebnishaushalt rd
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
. Haushalt 2022 und Datum / Unterschrift
Deckungsvorschlag:
folgende
Unterschrift des Einreichers
Beratungsergebnis
| Ausschuss | Datum _ Dafiir  Dagegen  Enthaltung | Einstimmig  Mehrheit | Beschl.-Nr.
A7 23.06.2022
A2 30.06.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022

beriihrte Produktkonten:

21001.531800



Begriindung zur Drucksachennummer [-10-5/22

Aufgrund der Beschlisse zur Entwicklung der Schullandschaft der weiterfihrenden Schulen
im Landkreis Barnim (Beschluss 238-10/21) und in der Gemeinde Ahrensfelde (230-18/18
i.V.m. Beschluss 88-5/20) verfugt der Landkreis Barnim ab Schuljahr 2022/2023 Uber zwei
zusatzliche Oberschulen.

Um auch den Schilerinnen und Schulern dieser Schulen die Mdoglichkeit der Wirdigung ihrer
schulischen Leistungen zu geben, soll der bestehende Kreistagsbeschluss vom 9.
September 2020 (Beschluss 153-7/20) um diese Schulen erweitert werden.

Gleichzeitig soll die Namensanderung, gemal Beschluss des Kreistags 292-12/21 vom 1.

Dezember 2021, der jetzigen ,Oberschule am Rollberg in Bernau bei Berlin“ in ,Schule am
Kirschgarten® berucksichtigt werden.
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Ehrung von Oberschiilerinnen und Oberschiilern fiir besondere Leistungen

1. Intension des KT-Beschlusses

In Umsetzung des KT-Beschlusses soll fur Schulerinnen und Schuler der Oberschulen ein
Anerkennungssystem flr herausragende schulische Leistungen etabliert werden. Die
Anerkennung soll Besonderes deutlich wirdigen und einen Anreiz fur alle Schalerinnen und
Schuler bilden.

2. Zielgruppe

Ab Schuljahr 2022/2023 werden besondere schulische und aulerschulische Leistungen von
Schilerinnen und Schilern der Oberschulen der Klassenstufen 7 bis 10 einmal jahrlich
gewurdigt.

Eine Anerkennung kénnen erhalten die Schilerinnen und Schiler folgender Schulen:

- Karl-Sellheim-Schule

- Johann-Wolfgang-von-Goethe-Schule

- Schule Finowfurt

- Schule am Kirschgarten

- Oberschule Eberswalde

- Grund- und Oberschule Blumberg

- Oberschule mit Grundschule Schwanebeck

- Tobias-Seiler-Oberschule

- Europaschule Werneuchen

- Oberschule Klosterfelde

- Oberbarnim-Oberschule

- Private Oberschule Blumberg

- Freie Naturschule Barnim

Die besonderen schulischen und aufierschulischen Leistungen werden nach folgenden
Kriterien bewertet:

- sehr gute Leistungen im Arbeits- und Sozialverhalten und in den Fachern oder deutliche
Verbesserungen im Arbeits- und Sozialverhalten und/oder in den Fachern

- Engagement in der Schule

- Engagement aullerhalb der Schule im Interesse der Schule

Voraussetzung fur den Erhalt der Wurdigung ist das Zutreffen von zwei Kriterien.

Der Einschatzungszeitraum ist das vorangegangene Schuljahr.

3. Verfahren

Die Klassenkonferenz schlagt vor, ob und, wenn ja, welche Schulerin/welcher Schiler der
Klasse eine Anerkennung erhalten soll. Die Entscheidung uber zu wurdigende Schulerinnen
und Schuler trifft die Leiterin/der Leiter der Schule im Einvernehmen mit den
Beteiligungsgremien.

Die Namen der zu wurdigenden Schulerinnen und Schiler teilen die Schulen dem
Liegenschafts- und Schulverwaltungsamt vier Wochen vor Schuljahresende mit.
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Begriindung zur Drucksachennummer [-10-5/22

Die Art und der Rahmen der Wurdigung werden durch die Leiterin/den Leiter der Schule im
Einvernehmen mit den Beteiligungsgremien festgelegt.

Die Schulen teilen dem Liegenschafts- und Schulverwaltungsamt die Art der Wurdigung und
deren Rahmen mit. Die Wirdigung durch den Landkreis erfolgt in Form einer Urkunde. Diese
fertigt dieser innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt der Namen aus.

Die feierliche Anerkennung durch die Schule kann zum Ende des Schuljahres oder zu
Beginn des neuen Schuljahres erfolgen und folgenden Faktoren gerecht werden:

- wurdiger Rahmen

- Sichtbarmachung fur alle Schulerinnen/Schuler der Schule

- Sichtbarmachung fur Eltern

Die Wirdigung sollte méglichst individuell sein und an den Interessen der Schilerinnen und
Schuler anknupfen.

Denkbar waren z.B.:

- Blcher, Sportgerate,

- Sachgutscheine, Bildungsgutscheine

- Taschengeldzahlung bis max. 30 € monatlich

- Ubernahme von Kosten flr Kulturveranstaltungen, Mitgliedsbeitrage
- gemeinsame Ausfllige

4. Finanzierung

Die notwendigen finanziellen Mittel werden jeder der unter Punkt 2 genannten Schule in
Form eines Budgets zur Verflgung gestellt. Die Hohe des Budgets richtet sich nach der
Anzahl der Schulerinnen und Schuler in den Jahrgangen 7 bis 10.

Grundlage fur die Berechnung bildet fur die Jahre 2022 und 2023 die Anzahl der
Schulerinnen und Schiler zu Beginn des Schuljahres 2021/2022.

5. Abrechnung der Mittel
- Nachweis Uber Ausgaben
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 1-10-6/22

Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/ Dezemat: 10 | Amt _ Datum | Signatur | Amt __ Datum | Signatur
10
30
14

Betreff

Freigabe von Beschaffungsverfahren zur Entwicklung der Schullandschaft der

weiterfuhrenden Schulen im Landkreis Barnim

Beschlussvorschlag

1.

Der Landrat wird beauftragt, die zur Entwicklung der Schullandschaft der weiterfuhrenden

Schulen im Landkreis Barnim entsprechend dem aktuellen Kindertagesstattenbedarfs- und
Schulentwicklungsplan des Landkreises Barnim erforderlichen Verfahren zur wirtschaftlichen
Beschaffung von

Planungs- und Bauleistungen zur Entwicklung eines Schulstandortes in Eberswalde,
Eberswalder StraRe 107, bestehend aus der ,Oberschule Eberswalde”, dem Beruflichen
Gymnasium des OSZ Il Barnim sowie der Regionalstelle Eberswalde der
Kreisvolkshochschule Barnim mit einer Dreifeldsporthalle, AuRensportanlagen sowie
sonstigen Freianlagen im Wege einer Totalunternehmerbeschaffung,

Planungs- und Bauleistungen zur Errichtung eines Gymnasiums mit einer
Dreifeldsporthalle, AuRlensportanlagen sowie sonstigen Freianlagen in der Gemeinde
Panketal (OT Zepernick, Schonower Stral’e/Robert-Koch-StralRe/Buchenallee) im Wege
einer Totalunternehmerbeschaffung,

Planungs- und Bauleistungen zur Errichtung eines Gymnasiums in der Gemeinde
Ahrensfelde (Lindenberger Stralle/Ulmenallee),

Planungs- und Bauleistungen zur Schaffung von weiteren weiterfihrenden Schulen im
Planungsbereich 1l (berlinnaher Raum) entsprechend der Bedarfsfeststellung des
Kindertagesstattenbedarfs- und Schulentwicklungsplans und klnftiger konkretisierender
Beschlisse zur Entwicklung der Schullandschaft jeweils mit den erforderlichen Sport- und
Freianlagen sowie

erganzenden, erforderlichen Planungs- und Beratungsleistungen

jeweils bis einschlieBlich der Zuschlagserteilung durchzufihren.

2. Der Landrat wird beauftragt, in den Ausschissen des Kreistages regelmaflig Gber den Stand
der Schulneubauprojekte, einschliellich der vergabekonformen Mdéglichkeiten der Einbeziehung
regionaler Unternehmen, zu berichten (Monitoring). Vor der Einleitung des Verfahrens zur
Beschaffung von Planungs- und Bauleistungen zur Errichtung von weiteren Schulen erfolgt eine
Bewertung der bisherigen Verfahren gegeniber dem Kreistag.



Begriindung zur Drucksachennummer 1-10-6/22

3. Sollten Informationen vorliegen, die einer Ubertragbarkeit der Ergebnisse der
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung auf derzeit noch nicht bekannte Standorte entgegen stehen,
erfolgt eine standortbezogene Neubewertung und eine erneute Beteiligung des Kreistages.

Dieser Beschluss steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung der Haushaltssatzung fur die Jahre

2023/24.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten:

W Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:

Ergebnishaushalt r

Finanzhaushalt ¥ Amtsleiter/in

Kammerei:

HH 2022 sowie nach
Deckungsvorschlag: MaRgabe der HH
2023 ff.

Beratungsergebnis

21608.785100,
21611.785100,
21711.785100

-€
342.500.000 €

Datum / Unterschrift

21609.785100,
21709.785100,

Unterschrift des Einreichers

Ausschuss | Datum | Dafiir | Dagegen | Enthaltung | Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr.

A4 22.08.2022
A7 25.08.2022
A2 -V 01.09.2022
A2 01.09.2022
A1 05.09.2022
KT 21.09.2022
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Begriindung zur Drucksachennummer 1-10-6/22

1 AUSGANGSSITUATION

Der Kreistag hat am 23. Juni 2021 (Beschluss 238-10/21) den Landrat beauftragt,
Vorbereitungen zur Schaffung von Schulplatzen in weiterfihrenden allgemeinbildenden
Schulen zu treffen und die dazu erforderlichen Schritte einzuleiten sowie mit verschiedenen
anderen Beschlussen Festlegungen zu den dabei einzuhaltenden Normen (Gestaltung als
,Compartmentschulen®, Errichtung im BNB-Standard, Errichtung ,vollwertiger Kuchen® —
siehe auch unter Ziff. 2 ,Bauprogramm®) getroffen. Mit der mit dieser Beschlussvorlage
angestrebten Beschlussfassung sollen die erforderlichen Beschaffungsverfahren konkretisiert
und freigegeben werden. Aufgrund der hohen kommunalpolitischen und finanziellen
Bedeutung soll, abweichend von der durch § 6 Abs. 4 der Hauptsatzung des Landkreises
geregelten Verfahrensweise (Zustandigkeit des Kreisausschusses), der Kreistag in dieser
Angelegenheit entscheiden.

Der am 1. Juni 2022 durch den Kreistag beschlossene Kindertagesstattenbedarfs- und
Schulentwicklungsplan des Landkreises Barnim flr die Jahre 2022 bis 2027 untersetzt und
bekraftigt das am 23. Juni 2021 bereits festgestellte Erfordernis der Schaffung zusatzlicher
Schulplatze und weist zum Ende des Planungszeitraumes fir die weiterfGhrenden Schulen
einen erheblichen ungedeckten Bedarf aus. Die Festlegungen aus dem Kindertages-
stattenbedarfs- und Schulentwicklungsplan definieren die nachfolgenden Bauprogramme.

2 BAUPROGRAMM

Zur Deckung des Bedarfes an Schulplatzen im Landkreis Barnim ist, wie bereits im
Beschluss 238-10/21 ausgefuhrt, die Entwicklung von neuen Schulstandorten erforderlich.

Planungsbereich |

Entwicklung des Schulstandortes Eberswalder Str. 107 in Eberswalde

Fur den Planungsbereich | sind die Entwicklung von drei Schulen auf dem Grundstuck
Eberswalde, Eberswalder Stralle 107 vorgesehen. Dort sollen die Oberschule Eberswalde,
ein Berufliches Gymnasium sowie eine Regionalstelle der Kreisvolkshochschule Barnim
entstehen. Die durch den Umzug des Beruflichen Gymnasiums des Oberstufenzentrums Il
Barnim am Standort des Gymnasiums Finow frei werdenden Raume werden zur Erh6éhung
der Aufnahmekapazitat des Gymnasiums Finow um 2 bis 3 Zluge genutzt.

Die zur Entwicklung des neuen Schulstandortes erforderlichen Flachen befinden sich im
Eigentum des Landkreises (Beschluss des Kreistages 118-6/20 vom 10. Juni 2020 sowie
erganzender Beschluss des Kreisausschusses vom 16. Mai 2022). Ferner wurden die zur
Schaffung von Baurecht in dem Gebiet erforderlichen Verfahren zur Anderung des
Flachennutzungsplanes der Stadt Eberswalde sowie zur Aufstellung eines Bebauungsplanes
(Bebauungsplan Nr. 530 ,Schulcampus®) durch die Stadt Eberswalde eingeleitet. Die
Bestandsbebauung wird bis Oktober 2022 vollstandig zurickgebaut sein. Die geschatzten
Kosten des Vorhabens belaufen sich auf 89.800.000 €.

Planungsbereich Il
Fir den Planungsbereich || umfasst das Bauprogramm die Entwicklung von zwei Gymnasien
sowie mindestens zweier weiterfuhrender Schulen.

Errichtung eines Gymnasiums in der Gemeinde Panketal
In der Gemeinde Panketal ist ein Gymnasium zu errichten. Dazu hat am 8. September 2021
(Beschluss 260-11/21) der Kreistag die entgeltliche Vermdgenszuordnung eines Grundstiicks
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(Schoénower StralRe/Robert-Koch-Stralde/Buchenallee im OT Zepernick) beschlossen. Durch
die Gemeinde Panketal wurden die zur Schaffung von Baurecht in dem Gebiet erforderlichen
Verfahren zur Anderung des Flachennutzungsplanes der Gemeinde Panketal sowie zur
Aufstellung eines Bebauungsplanes (Bebauungsplan 35P ,Lauseberg®) eingeleitet. Die
geschatzten Kosten des Vorhabens belaufen sich auf 70.000.000 €.

Errichtung eines Gymnasiums in der Gemeinde Ahrensfelde

In der Gemeinde Ahrensfelde ist ein Gymnasium zu errichten. Dazu wird derzeit der
Abschluss eines Kaufvertrages uber ein Grundstuck in der Lindenberger Stral3e/Ulmenallee
vorbereitet. Die geschatzten Kosten des Vorhabens belaufen sich auf 70.500.000 € (ohne
noch ausstehenden Grunderwerb).

Schaffung weiterer Kapazitaten in weiterfUhrenden Schulen

Im Planungsbereich Il sind weitere Kapazitaten in weiterfihrenden Schulen nach Maligabe
des Kindertagesstattenbedarfs- und Schulentwicklungsplans zu errichten. Die konkrete
Gestaltung der Schullandschaft in diesem Bereich bedarf weiterer konkretisierender
Beschlusse. Voraussichtlich ist hierzu die Schaffung von 2 Schulstandorten erforderlich. Die
Suche nach geeigneten Grundstiicken ist noch nicht abgeschlossen. Die geschatzten Kosten
des Vorhabens belaufen sich auf 56.100.000 € je Schule (ohne noch ausstehenden
Grunderwerb).

Das Bauprogramm umfasst jeweils neben dem eigentlichen Unterrichtsbereich (Klassen-,
Fach-, Vorbereitungsraume, Compartmentbereiche) auch die dem aulRerunterrichtlichen
Bereich zuzuordnenden Raume (Mensa, Aula, Bibliothek, Verwaltung, Wirtschaftsraume),
Sportanlagen (Mehrfachsporthalle und Aul3ensportanlagen) sowie Pausen-, Verkehrs- und
Grunflachen.

Entsprechend der Festlegungen des Kreistages sind alle Schulen als Compartmentschulen
(Beschluss 316-13/22 vom 16. Marz 2022) unter Einhaltung der Standards des
Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen (Beschluss 131-6/20 vom 17. Juni 2020) zu
errichten und jeweils mit einer ,vollwertigen Schulkiche® auszustatten (Beschluss 61-4/19
vom 18. Dezember 2019).

Der Beschluss zum Kindertagesstattenbedarfs- und Schulentwicklungsplan am 1. Juni 2022
beinhaltet die Erstellung eines regelmafligen Monitoringberichts, um die reale Entwicklung im
Vergleich zu den Planzahlen nachvollziehen zu kénnen. Sollten sich im Rahmen dieser
Berichte erhebliche Abweichungen zeigen, werden die vorgesehenen baulichen MalRnahmen
entsprechend angepasst, sofern dies im Verfahren noch mdglich ist. Der Kreistag wird Uber
etwaige Anderungen informiert.

3 BESCHAFFUNGSVERFAHREN

Der Finanzbedarf fir das Schulneubauprogramm liegt (ohne noch erforderlichen
Grunderwerb) bei 342,5 Mio. €. Die Kostenermittlung beruht auf dem Baukostenindex zum
Stand des 2. Quartals 2022 mit einem jahrlichen Anpassungsatz von 10% bei einer
Projektlaufzeit von jeweils funf Jahren. Die bei der Beschaffung von Bauleistungen in den
vergangenen Monaten gesammelten Erfahrungen zeigen, dass unter den derzeitigen
Bedingungen (z. B. Engpéasse bei der Materialverfugbarkeit, Rohstoffknappheit, hohe
Nachfrage im In- und Ausland) die Entwicklung der Baukosten kaum zu prognostizieren ist.
So stieg ausweislich der Mitteilungen des Statistischen Bundesamtes der Baupreisindex fur
Burogebaude und gewerbliche Gebdude im 1. Quartal 2022 im Vergleich zum
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entsprechenden Vorjahresquartal um 15,3%, wahrend in der Vergangenheit jahrliche BKI-
Steigerungen in Hohe von 3% bis 4% zu verzeichnen waren (z. B. /2021 im Vergleich zum
Vorjahresquartal +3,1%). Diese Kostenentwicklungen werden durch den Ukraine-Konflikt (z.
B. aufgrund der damit verbundenen Unsicherheiten im Energiebereich) voraussichtlich
verstarkt werden und werden aus heutiger Sicht fortlaufende Anpassungen der
Kostenplanung erfordern.

Neben den Kosten fiur die eigentlichen Planungs- und Bauleistungen sind in den
Kostenschatzungen auch Verfahrenskosten (Honorare fur Beratungsleistungen von
Architekten, Ingenieuren und Juristen) bertcksichtigt.

Angesichts des Investitionsvolumens ist es eine haushalterische Notwendigkeit, gemal § 63
Abs. 2 BbgKVerf sowie § 16 Abs. 1 KomHKV eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung
durchzufihren.

Aus diesem Grund hat der Landkreis das Unternehmen DOMBERT Rechtsanwalte in
Zusammenarbeit mit der PSPC Public Sector Project Consultants GmbH mit der Erstellung
einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung fur den Neubau von Schulstandorten beauftragt. Dabei
wurden die in Betracht kommenden Beschaffungsvarianten fur die zur Umsetzung des
Schulneubauprogramms erforderlichen Planungs- und Bauleistungen, namlich

e gewerkeweise Beschaffung
e Generalunternehmerbeschaffung und
e Totalunternehmerbeschaffung

unter wirtschaftlichen und juristischen Gesichtspunkten entsprechend dem Leitfaden flr
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gegenubergestellt. Die einzelnen Beschaffungsvarianten
lassen sich dabei in aller Klirze wie folgt charakterisieren:

e Bei der gewerkeweisen Vergabe werden die Planungs- und Bauleistungen in
sogenannte Fachlose geteilt und getrennt voneinander beauftragt. Das bedeutet, dass
bei den Planungsleistungen die Objektplanung, die Tragwerksplanung, die Planung
der  Technischen Ausristung, die Freianlagenplanung und weitere
Fachplanungsleistungen als einzelne Lose, bei den Bauleistungen die einzelnen
Baugewerke als einzelne Lose ausgeschrieben werden

e Bei der Generalunternehmerbeschaffung (GU-Modell) wird die Erbringung der
Planungsleistungen ab Leistungsphase 5, d.h. ab AusfUhrungsplanung, und die
Erbringung der Bauleistungen bis zur Fertigstellung und Abnahme an einen
Auftragnehmer vergeben.

e Bei der Totalunternehmerbeschaffung (TU-Modell) Gbernimmt der Auftragnehmer die
Planungsverantwortung ab einer fruhen Leistungsphase der HOAI und zeichnet auch
fur die Einreichung der Baugenehmigung verantwortlich. Wie auch im GU-Modell
werden an ihn die vollstandigen Bauleistungen bis hin zur Fertigstellung und Abnahme
des Gebaudes vergeben.

Soll anstelle der gewerkeweisen Beschaffung die Vergabe im GU- oder TU-Modell erfolgen,
muss das durch wirtschaftliche oder technische Grinde gerechtfertigt sein. Insbesondere die
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entsprechende Einsparung von Kosten, zugigere Realisierungszeiten und andere Grinde
sind dabei relevant. Zur Prifung, ob solche Grinde vorliegen, wurden die vorgenannte
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und die vergaberechtliche Prifung durchgefuhrt.

Daruber hinaus wurde im Marz 2022 nach Offentlicher Bekanntmachung ein
Markterkundungsverfahren  durchgefuhrt, an dem 8 interessierte Unternehmen
(Planungsbiros und Bauunternehmen) teilgenommen haben. Den teilnehmenden
Unternehmen wurden eine Reihe konkreter Fragen zur Markteinschatzung (u.a. zur
Einschatzung von Chancen und Risiken verschiedener Vergabemodelle, zur Schnittstelle
zwischen Planung und Bauausflhrung, zu Verfahrens- und Ausfihrungsfristen sowie zur
minimalen und maximalen Projektgroe, zur moglichen Beteiligung regionaler Unternehmen
an der Bauausflhrung) gestellt.

Im Ergebnis des Markterkundungsverfahrens wurde festgestellt, dass

e durch die teilnehmenden Unternehmen uberwiegend ein Beschaffungsmodell
favorisiert wird, das die Leistungserbringung durch einen Total- oder
Generallibernehmer vorsieht,

e gute Chancen fur einen ausreichenden Wettbewerb bei der Beschaffung der
Leistungen dann bestehen, wenn die jeweilige ProjektgroRe nicht zu gro} gewahlt
wird; d. h. bei einer beabsichtigten Vergabe der Leistungen fur alle Schulstandorte an
einen Unternehmer, z. B. als Rahmenvertrag, nur mit wenig Wettbewerb zu rechnen
sein wird und stattdessen eine Aufteilung des Gesamtvolumens in mehrere
Beschaffungsvorhaben (nur ein bis max. drei Schulstandorte bei zeitlichem ,Versatz"
bei der Realisierung) vorgenommen wird,

o die beteiligten Unternehmen sich an einer entsprechenden Ausschreibung im BNB-
Standard voraussichtlich beteiligen wirden,

e bei den beteiligten Unternehnmen erhebliches Interesse besteht, regionale
Unternehmen in die Bauausfuhrung einzubeziehen.

DOMBERT Rechtsanwalte und PSPC Public Sector Project Consultants GmbH sprechen im
Ergebnis folgende Empfehlungen aus:

e Die Beschaffung der Planungs- und Bauleistungen fir die Entwicklung der ersten
beiden Schulstandorte (Oberschule Eberswalde und Gymnasium in der Gemeinde
Panketal) sollte je Bauvorhaben als Totalunternehmervergabe (TU-Modell) erfolgen.
Als Verfahrensart sollte das europaweite Verhandlungsverfahren mit offentlichem
Teilnahmewettbewerb gewahlt werden.

e Im Rahmen der Ausschreibung sollte vorgegeben werden, dass dem Landkreis die
Nutzungsrechte an der Planung dergestalt eingerdumt werden, dass flur die jeweils
nachfolgenden Projekte bzw. Standorte Generalunternehmervergaben (GU-Modell)
auf Basis dieser Referenzplanung durchgeflihrt werden kénnen.

e Die Beschaffung der Leistungen fur alle Standorte in Wege einer
Rahmenvereinbarung ist als nachteilhaft zu bewerten. Die Anforderungen an die
Gestaltung der Vergabe- und Vertragsunterlagen waren aufgrund der derzeit noch
nicht feststehenden Standorte zu komplex. Es mussten umfangreiche
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Risikoabsicherungen und Preisanpassungsklauseln vorgesehen werden, um
Uberhaupt Bieter dafur zu interessieren. Eine wirtschaftliche Beschaffung ware
voraussichtlich nicht zu erwarten.
Ausschlaggebend dafur sind folgende Untersuchungsergebnisse:
In wirtschaftlicher Hinsicht ist die Variante ,Neubau im TU-Modell* die wirtschaftlichste
Beschaffungsvariante mit einem barwertigen Vorteil gegenuber der gewerkeweisen
Realisierung von rund 4,02 % (nominal 4,85 %). Das GU-Modell weist gegenuber der
gewerkeweisen Realisierung einen barwertigen Vorteil von rund 3,80 % (nominal 4,64 %)
auf.
Hinzu kommen folgende Vorteile einer Beschaffung im TU-Modell:
e Minimierung der Schnittstellenrisiken fur den Landkreis

e Ubertragung wesentlicher Risiken, insbesondere der Bauausfiihrung, auf den
Auftragnehmer

e Erarbeitung einer Referenzplanung fur die nachfolgenden Standorte mdglich
e Zwar erhohter Aufwand in der Konzeptionsphase der Ausschreibung (Erstellung
Funktionale Leistungsbeschreibungen), daflr aber reduzierter Aufwand wahrend der

Planungs- und Bauphase (personelle Entlastung zur Bearbeitung der nachfolgenden
Projekte).

Fur die Durchfiuhrung entsprechender Vergabeverfahren wurde ein Handlungsleitfaden
erstellt. Die Empfehlungen und Schlussfolgerungen der beauftragten Berater werden in den
nicht 6ffentlichen Anlagen

e Ergebnisse der Markterkundung

e Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

¢ Handlungsleitfaden

ausfuhrlich behandelt.

Diese stehen im Ratsinformationssystem zur Verfiigung.
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3. Anderung der Satzung des Landkreises Barnim Uber die Schulbezirke fiir die
Grundschulteile der weiterfUhrenden Schulen in Tragerschaft des Landkreises Barnim
(Schulbezirkssatzung)

Beschlussvorschlag

Der 3. Anderungssatzung zur Satzung des Landkreises Barnim Uber die Schulbezirke fir die
Grundschulteile der weiterfUhrenden Schulen in Tragerschaft des Landkreises Barnim
(Schulbezirkssatzung) wird zugestimmt.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten:
I Ja M Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
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Fur jede Grundschule bzw. Grundschulteil ist entsprechend § 106 BbgSchulG ein
Schulbezirk festzulegen, fur den die Bildungseinrichtung ortlich zustandig ist. Dieser
Verpflichtung ist der Landkreis Barnim flr die Grundschulteile der Oberschulen mit
Grundschule in seiner Tragerschaft mit der Satzung des Landkreises Barnim Uber die
Schulbezirke fir die Grundschulteile der weiterfihrenden Schulen in Tragerschaft des
Landkreises Barnim (Schulbezirkssatzung) nachgekommen.

In der bestehenden Schulbezirkssatzung ist fur die Schule am Kirschgarten (bisheriger
Name: Oberschule am Rollberg) ein zur Georg-Rollenhagen-Grundschule deckungsgleicher
Schulbezirk ausgewiesen.

Die Stadt Bernau bei Berlin hat eine Neuordnung der Schulbezirke fur die Grundschulen in
ihrer Tragerschaft vorgenommen. Die Beschlussfassung in der Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Bernau bei Berlin erfolgt/erfolgte am 1. September 2022.

Hiervon ist auch der gemeinsame, deckungsgleiche Schulbezirk der Georg-Rollenhagen-
Grundschule und der Schule am Kirschgarten betroffen. Der Umfang der Anderungen ist der
Anlage zum Beschlussantrag zu entnehmen. Durch die Schule am Kirschgarten werden die
Anderungen als unproblematisch bewertet und haben aufgrund der festgeschriebenen
Kapazitatsobergrenze keine Auswirkungen auf die Anzahl der aufzunehmenden
Schulerinnen und Schiller.

Eine einseitige Anderung der Schulbezirke durch die Stadt Bernau bei Berlin wiirde zu
widerspruchlichen Regelungen fur den gemeinsamen, deckungsgleichen Schulbezirk fuhren.
Insofern ist es erforderlich, die Satzung des Landkreises Barnim Uber die Schulbezirke fur die
Grundschulteile der weiterfUhrenden Schulen in Tragerschaft des Landkreises Barnim
entsprechend anzupassen.

Die Schulkonferenz der Schule am Kirschgarten hat der, durch die Stadt Bernau bei Berlin
vorgeschlagenen, Satzungsanderung bereits am 1. Juli 2022 zugestimmt. Eine erneute
Beteiligung fir diese gleichlautende Anderung in der Schulbezirkssatzung des Landkreises
Barnim ist daher verzichtbar.

Mit dieser Anderung wird auch die Bezeichnung ,Oberschule am Rollberg“ durch den ab dem
Schuljahr 2022/2023 neuen Namen ,Schule am Kirschgarten® ersetzt und der Beschluss des
Kreistages zur Namensanderung vom 1. Dezember 2021 umgesetzt. Daruber hinaus werden
keine Anderungen vorgenommen.
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ﬁig Landkreis
N Barnim

3. ANDERUNGSSATZUNG ZUR SATZUNG DES LANDKREISES BARNIM UBER
DIE SCHULBEZIRKE FUR DIE GRUNDSCHULTEILE DER WEITERFUHRENDEN
SCHULEN IN TRAGERSCHAFT DES LANDKREISES BARNIM
(SCHULBEZIRKSSATZUNG)

Auf der Grundlage des 8§ 131 Abs. 1i. V. m. 8 3 Abs. 1 und des § 28 Abs. 2 Satz 1
Ziffer 9 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom
18. Dezember 2007 (GVBI.I/07, [Nr. 19], S. 286), zuletzt ge&ndert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 30. Juni 2022 (GVBI. 1/22, [Nr.18], S. 6), in Verbindung mit § 106 des
Gesetzes uber die Schulen im Land Brandenburg (BbgSchulG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBI. 1/02, [Nr. 08], S. 78), zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 5. April 2022 (GVBI. 1/22, [Nr. 7]) hat der Kreistag Barnim in seiner
Sitzung am 21. September 2022 die folgende Anderungssatzung des Landkreises
Barnim Uber die Schulbezirke fur die Grundschulteile der weiterfihrenden Schulen in
Tragerschaft des Landkreises Barnim (Schulbezirkssatzung) beschlossen:

Die Satzung des Landkreises Barnim uber die Schulbezirke fur die Grundschulteile
der weiterfuhrenden Schulen in Tragerschaft des Landkreises Barnim
(Schulbezirkssatzung) vom 17. September 2019, vertffentlicht im Amtsblatt fir den
Landkreis Barnim Nr. 15/2019, Seite 10, vom 20. September 2019, zuletzt geandert
durch die 2. Anderungssatzung vom 20. September 2021, veréffentlicht im Amtsblatt
fur den Landkreis Barnim Nr. 18/2021, Seite 14, vom 30. September 2021, wird wie
folgt gedndert:

Artikel 1
8 5 wird wie folgt neu gefasst:

»83 5 Schulbezirk fur den Grundschulteil der Schule am Kirschgarten in der
Stadt Bernau bei Berlin

(1) Fur den Grundschulteil der Schule am Kirschgarten wird ab dem Schuljahr
2020/21 ein zum Schulbezirk der Georg-Rollenhagen-Grundschule
deckungsgleicher Schulbezirk gebildet, der folgende Stral3enziige der
Stadt Bernau bei Berlin und des Gemeindeteils Albertshof der Gemeinde
Rudnitz erfasst:

Stadt Bernau bei Berlin

Johann-Friedrich-A.-
Ahornweg OT Ladeburg Borsig-Stralle Rehberge

Akazienweg OT Ladeburg Johann-Knief-Stral3e Lindow



3. Anderungssatzung zur Satzung des Landkreises Barnim iiber die Schulbezirke fiir
die Grundschulteile der weiterfiihrenden Schulen in Tragerschaft des Landkreises
Barnim (Schulbezirkssatzung)

Stadt Bernau bei Berlin

Albertshofer

Chaussee Pankeborn Johann-StrauR-StraRe = OT Waldsiedlung
Julian-Marchlewski-

Alt Lobetal OT Lobetal StralRe Lindow

Alte Brauerei Stadtzentrum Kéathe-Paulus-StralRe Rehberge
Karl-Liebknecht-

Alte GoethestralRe Stadtzentrum Stral3e Lindow

Alte Lanker Straf3e OT Ladeburg Karl-Marx-Straf3e Blumenhag

Alte Lohmiihlenstral3e
Am Amselhorst
Am Briiderberg
Am Dorfplatz

Am Falkensteg
Am Finkenhain
Am Fliederbusch
Am Fuchsbau

Am Hasensprung
Am Henkerhaus
Am Hirschwechsel
Am Rehpfad

Am Wasserturm

Amselsteg
An den
Schéferpfiihlen

An den Weiden
An der einsamen
Kiefer

An der Kirche
An der Plansche
An der Plantage

An der Schmiede

An der Stadtmauer
An der Waschspiile

An der Wildbahn

Anemonenweg
AnemonenstralRe

Angergang
Arthur-Stadthagen-
Stral3e

Asternweg

Stadtzentrum
OT Waldfrieden
OT Lobetal

OT Lobetal

OT Waldfrieden
OT Waldfrieden
OT Ladeburg
OT Waldfrieden
OT Waldfrieden
Stadtzentrum
OT Waldfrieden
OT Waldfrieden
OT Ladeburg
OT Ladeburg

OT Ladeburg
OT Ladeburg

OT Lobetal
OT Ladeburg
Stadtzentrum
OT Ladeburg
OT Lobetal

Stadtzentrum
Stadtzentrum

OT Waldfrieden

OT Ladeburg
Blumenhag

Stadtzentrum

Lindow

OT Ladeburg

Kastanienweg
Kirchgasse
Kirchplatz
Kirschbergweg
Kirschgarten
Klementstralle
Klosterfelder Weg
Konrad-Zuse-StralRe
Krokussteg

Kurallee

Ladeburger Chaussee
Ladeburger Landweg
Ladeburger Strale
Ladeburger Weg

Lanker StraRe

Leinweg

Leo-Jogiches-Ring
Lindenweg
Lohmihlenstral3e
Louis-Braille-StralRe

Lidtkestral3e
Marga-Faulstich-
Stral3e

Markische Allee

Marktplatz
Martha-Arendsee-
Stral3e

Mendelssohnstrale

MihlenstralRe

Narzissensteg

Nazarethweg

OT Ladeburg
Stadtzentrum
Stadtzentrum
OT Lobetal

OT Ladeburg
Stadtzentrum
Rehberge
Rehberge

OT Ladeburg
OT Waldsiedlung
Rutenfeld
Rehberge
Rutenfeld

OT Lobetal

OT Waldfrieden
Kirschgarten
Lindow

OT Ladeburg
Stadtzentrum
Stadtzentrum

Rutenfeld

Rehberge
OT Waldsiedlung

Stadtzentrum

Lindow
OT Waldsiedlung

Stadtzentrum

OT Ladeburg
OT Lobetal
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3. Anderungssatzung zur Satzung des Landkreises Barnim iiber die Schulbezirke fiir
die Grundschulteile der weiterfiihrenden Schulen in Tragerschaft des Landkreises
Barnim (Schulbezirkssatzung)

Stadt Bernau bei Berlin

August-Bebel-StralRe
BachstralRe
Bahnhofsplatz
Bahnhofstral3e
Basdorfer Stral3e
Berliner StraRe
Bernauer Stral3e
Bethelweg
Biesenthaler Weg
Birkensteg
Blumberger Chaussee
Bodelschwinghstralle
Bonhoefferweg
Bornicker StralRe
Brahmsweg
Brandenburgallee

Brauerstraf3e

Breite Stral3e
BreitscheidstralRe
BriiderstraRe
Birgermeisterstralle
Bussardweg
ButtenstralRe

C.-H.-Juncker-StralRe
Carl-Friedrich-Benz-
Stral3e

Carl-Zeiss-StralRe
Dahlienweg
Dohlensteg
Drosselgasse
Eberswalder Stral3e

Eichelhdherweg
Emmy-Noether-
Stral3e

Erikasteg

Erlengrund

Feldweg

Stadtzentrum

OT Waldsiedlung
Stadtzentrum
Stadtzentrum

OT Waldfrieden
Stadtzentrum

OT Ladeburg

OT Lobetal

OT Ladeburg

OT Ladeburg
Lindow

OT Lobetal

OT Lobetal
Stadtzentrum

OT Waldsiedlung
OT Waldsiedlung

Stadtzentrum

Stadtzentrum
Stadtzentrum
Stadtzentrum
Stadtzentrum

OT Waldsiedlung
Rutenfeld
Rutenfeld

Rehberge
Rehberge

OT Ladeburg
OT Waldfrieden
OT Ladeburg
Stadtzentrum

OT Waldsiedlung

Rehberge
OT Ladeburg
OT Ladeburg

OT Ladeburg

Nelkensteg

Neue Strafl3e

Neuer Schulweg
Niederbarnimallee
Nikolaus-Otto-Stral3e
Offenbachstralie
Oranienburger Strafl3e
Orchideensteg
Otto-Paetzold-Stral3e
Otto-Schmidt-StralRe
PankstralRe
Pappelsteg

Parkallee

Parkstral3e
Paul-Schwenk-Straf3e
Paulsfelde

Paul-Singer-Stralle
Platz Champigny-sur-
Marne

Praetoriusstraf3e
PuschkinstraBe
Quittenring
Robert-Stolz-Allee
Rollberg

RollenhagenstraRe
Rosa-Luxemburg-
Stral3e

Rosensteg
RoRstrale

Rudnitzer Chaussee
Rudnitzer StralRe
Rudolf-Diesel-StralRe

Rutenfeldring

Sachtelebenstralie
Schlehenstralle

Schmetzdorfer Stralle
Schénower
Chaussee, bis

OT Ladeburg
Stadtzentrum
Rutenfeld

OT Waldsiedlung
Rehberge

OT Waldsiedlung
Rehberge

OT Ladeburg
Rutenfeld

OT Ladeburg
Rutenfeld

OT Ladeburg

OT Waldsiedlung
Stadtzentrum
Lindow

OT Ladeburg

Lindow

Rutenfeld
Rutenfeld
Rutenfeld
Kirschgarten

OT Waldsiedlung
OT Ladeburg
Rutenfeld

Lindow

OT Ladeburg
Stadtzentrum
Rutenfeld

OT Ladeburg
Rehberge
Rutenfeld

Rutenfeld
Kirschgarten

OT Ladeburg

Rehberge
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3. Anderungssatzung zur Satzung des Landkreises Barnim iiber die Schulbezirke fiir
die Grundschulteile der weiterfiihrenden Schulen in Tragerschaft des Landkreises
Barnim (Schulbezirkssatzung)

Stadt Bernau bei Berlin ‘

Autobahn
Fichtestralle Rehberge Schubertstralle OT Waldsiedlung
Finkenschlag OT Ladeburg Schumannstral3e OT Waldsiedlung
Schwanebecker
Franz-Mehring-StraRe =~ OT Waldfrieden Chaussee Lindow
Friedrich-Ebert-Ring Rehberge Schwarzer Weg Stadtzentrum
Fritz-Heckert-StralRe OT Waldfrieden Sommerweg OT Ladeburg
Genossenschaftsweg | Rehberge Sonnenblumenring OT Ladeburg
Gieses Plan Pankeborn Stadtpark Stadtzentrum
Goldsternring OT Ladeburg Tempelfelder Weg OT Ladeburg
GorkistraRe Rutenfeld Tobias-Seiler-Strafl3e Rutenfeld
Gottlieb-Daimler-
Stral3e Rehberge Tuchmacherstralle Stadtzentrum
Grenzweg Rutenfeld Tulpensteg OT Ladeburg
Grunstral3e Stadtzentrum UlitzkastraRe Stadtzentrum
Habichtweg OT Waldsiedlung Ulmenring OT Ladeburg
Hannes-Meyer-
Campus OT Waldfrieden Veilchensteg OT Ladeburg
Hans-Wittwer-StralRe OT Waldfrieden WallstralRe Stadtzentrum
HenzestralRe Rutenfeld Wandlitzer Chaussee | OT Waldfrieden
Hermann-Duncker-
StralRe Rutenfeld Weinbergstral3e Stadtzentrum
Hesselweg Lindow WeilRenseer Stralle Stadtzentrum
Werner-von-Siemens-
Hohe SteinstralRe Stadtzentrum StralRe Rehberge
Hopfenweg Kirschgarten Wiesenweg OT Lobetal
Wilhelm-Weitling-
HussitenstralRe Stadtzentrum Stral3e Lindow
Zepernicker
Im Dohl OT Ladeburg Landstral3e OT Ladeburg
Jahnstra3e Stadtzentrum

Gemeinde Ridnitz (Gemeindeteil Albertshof)

Gartenstralle Albertshof Parkstraf3e Albertshof
MittelstraRe Albertshof RisternstraRe Albertshof
Pappelallee Albertshof Schulstralle Albertshof

(2) Schilerinnen und Schiler mit Wohnung in den bezeichneten
StralRenziigen kdnnen sowohl die Schule am Kirschgarten als auch die
Georg-Rollenhagen-Grundschule besuchen. Ubersteigt die Zahl der
Anmeldungen an der Schule am Kirschgarten die Aufnahmekapazitat, so
richtet sich die Auswahl nach der Nahe der Wohnung zur Schule und nach
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3. Anderungssatzung zur Satzung des Landkreises Barnim iiber die Schulbezirke fiir
die Grundschulteile der weiterfiihrenden Schulen in Tragerschaft des Landkreises
Barnim (Schulbezirkssatzung)

dem Vorliegen eines wichtigen Grundes gemald 8 106 Absatz 4 Satz 3
BbgSchulG.

(3) Die Aufnahmekapazitat des Grundschulteils der Schule am Kirschgarten
betragt 3 Zige. Der Landkreis Barnim behalt sich vor, die
Aufnahmekapazitat den zur Verflgung stehenden rdumlichen
Gegebenheiten anzupassen.®

Artikel 2
Die 3. Anderungssatzung zur Satzung des Landkreises Barnim tber die Schulbezirke
fur die Grundschulteile der weiterfuhrenden Schulen in Tragerschaft des Landkreises

Barnim (Schulbezirkssatzung) tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in
Kraft.
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SYNOPSE ZUR 3. ANDERUNGSSATZUNG ZUR SCHULBEZIRKSSATZUNG DES LANDKREISES BARNIM

zu beschlieRende 3. Anderung zur
Schulbezirkssatzung des Landkreises

Barnim

§1 Zweck der Satzung

Gemal § 106 Abs. 1 des Gesetzes uber die Schulen im
Land Brandenburg ist fur jede Grundschule unter
Beriicksichtigung der genehmigten
Schulentwicklungsplanung ein Schulbezirk zZu
bestimmen, fur den die Schule oértlich zustandig ist. Der
Landkreis Barnim ist Trager von weiterfihrenden
Schulen, die mit Grundschulen zusammengefasst sind.
Mit der vorliegenden Satzung kommt der Landkreis
Barnim seiner Verpflichtung nach, fir die in seiner
Tragerschaft befindlichen weiterfiihrenden Schulen, die
mit Grundschulen zusammengefasst sind, Schulbezirke
zu bilden.

§2 Geltungsbereich der Satzung

Die Satzung gt fur alle schulpflichtigen
Grundschilerinnen und Grundschdiler, die in den in 88 3
bis 6 definierten Gebieten wohnen.

Schulbezirk fiir die Grundschulteile der
Karl-Sellheim-Schule und der Johann-
Wolfgang-von-Goethe-Schule in der Stadt
Eberswalde

§3

bestehende Schulbezirkssatzung des
Landkreises Barnim mit
1. Anderungssatzung

§1 Zweck der Satzung

GemalR § 106 Abs. 1 des Gesetzes Uber die Schulen im
Land Brandenburg ist fur jede Grundschule unter
Beriicksichtigung der genehmigten
Schulentwicklungsplanung ein Schulbezirk zu
bestimmen, fur den die Schule értlich zustandig ist. Der
Landkreis Barnim ist Trager von weiterfihrenden
Schulen, die mit Grundschulen zusammengefasst sind.
Mit der vorliegenden Satzung kommt der Landkreis
Barnim seiner Verpflichtung nach, fur die in seiner
Tragerschaft befindlichen weiterfihrenden Schulen, die
mit Grundschulen zusammengefasst sind, Schulbezirke
zu bilden.

§2 Geltungsbereich der Satzung

Die Satzung git fur alle schulpflichtigen
Grundschilerinnen und Grundschidiler, die in den in 88 3
bis 6 definierten Gebieten wohnen.

Schulbezirk fur die Grundschulteile der
Karl-Sellheim-Schule und der Johann-
Wolfgang-von-Goethe-Schule in der Stadt
Eberswalde

§3

Bemerkungen

unverandert

unverandert

unverandert



Synopse zur 3. Anderungssatzung zur Schulbezirkssatzung des Landkreises Barnim

zu beschlieRende 3. Anderung zur
Schulbezirkssatzung des Landkreises

Barnim

(1) Fir die Grundschulteile der Karl-Sellheim-Schule
und der Johann-Wolfgang-von-Goethe-Schule wird ein
zum Schulbezirk der Bruno-H.-Birgel-Grundschule
deckungsgleicher Schulbezirk gebildet, der
nachfolgende StraRenziige der Stadt Eberswalde
erfasst:

(folgend Tabelle StralRenziige)

(2) Schulerinnen und Schuler mit Wohnung in den
bezeichneten StralRenziigen kénnen sowohl die Karl-
Sellheim-Schule, die Johann-Wolfgang-von-Goethe-
Schule als auch die Bruno-H.-Birgel-Grundschule
besuchen. Ubersteigt die Zahl der Anmeldungen an
einer Schule die Aufnahmekapazitat, so richtet sich die
Auswahl nach der Nahe der Wohnung zur Schule und
nach dem Vorliegen eines wichtigen Grundes gemaf §
106 Absatz 4 Satz 3 BbgSchulG.

(3) Die Aufnahmekapazitat des Grundschulteils der Karl-
Sellheim-Schule betragt 2 Ziige. Die Aufnahmekapazitat
des Grundschulteils der Johann-Wolfgang-von-Goethe-
Schule betragt 3 Zuge.

84 Schulbezirk fur den Grundschulteil der
Oberschule mit Grundschule Schwanebeck
in der Gemeinde Panketal

(1) Fur den Grundschulteil der Oberschule mit
Grundschule Schwanebeck wird ein zum Schulbezirk
der Grundschule Zepernick deckungsgleicher
Schulbezirk gebildet, der das gesamte Gebiet der
Gemeinde Panketal erfasst.

(2) Schiilerinnen und Schiller mit Wohnung in der

bestehende Schulbezirkssatzung des
Landkreises Barnim mit
1. Anderungssatzung

(1) Fir die Grundschulteile der Karl-Sellheim-Schule
und der Johann-Wolfgang-von-Goethe-Schule wird ein
zum Schulbezirk der Bruno-H.-Birgel-Grundschule
deckungsgleicher Schulbezirk gebildet, der
nachfolgende StraBenzliige der Stadt Eberswalde
erfasst:

(folgend Tabelle StralRenziige)

(2) Schilerinnen und Schiler mit Wohnung in den
bezeichneten StraRenziigen kénnen sowohl die Karl-
Sellheim-Schule, die Johann-Wolfgang-von-Goethe-
Schule als auch die Bruno-H.-Biurgel-Grundschule
besuchen. Ubersteigt die Zahl der Anmeldungen an
einer Schule die Aufnahmekapazitat, so richtet sich die
Auswahl nach der N&he der Wohnung zur Schule und
nach dem Vorliegen eines wichtigen Grundes gemal §
106 Absatz 4 Satz 3 BbgSchulG.

(3) Die Aufnahmekapazitat des Grundschulteils der Karl-
Sellheim-Schule betragt 2 Zuge. Die Aufnahmekapazitéat
des Grundschulteils der Johann-Wolfgang-von-Goethe-
Schule betragt 3 Zige.

8§84 Schulbezirk fir den Grundschulteil der
Oberschule mit Grundschule Schwanebeck
in der Gemeinde Panketal

(1) Fur den Grundschulteil der Oberschule mit
Grundschule Schwanebeck wird ein zum Schulbezirk
der Grundschule Zepernick deckungsgleicher
Schulbezirk gebildet, der das gesamte Gebiet der
Gemeinde Panketal erfasst.

(2) Schulerinnen und Schiler mit Wohnung in der

Bemerkungen

unverandert
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Synopse zur 3. Anderungssatzung zur Schulbezirkssatzung des Landkreises Barnim

zu beschlieRende 3. Anderung zur
Schulbezirkssatzung des Landkreises

Barnim

Gemeinde Panketal kdnnen sowohl den Grundschulteil

der Oberschule Schwanebeck als auch die Grundschule
Zepernick besuchen. Ubersteigt die Zahl der
Anmeldungen an der Oberschule mit Grundschule
Schwanebeck die Aufnahmekapazitat, so richtet sich die
Auswahl nach der Nahe der Wohnung zur Schule und
nach dem Vorliegen eines wichtigen Grundes gemaR §
106 Absatz 4 Satz 3 BbgSchulG.

(3) Die Aufnahmekapazitat des Grundschulteils der
Oberschule Schwanebeck betragt 3 Zige. Der
Landkreis Barnim behalt sich vor, die maximale
Aufnahmekapazitdt den zur Verfligung stehenden
raumlichen Gegebenheiten anzupassen.

Schulbezirk fur den Grundschulteil der
Schule am Kirschgarten in der Stadt Bernau
bei Berlin

§5

(1) Fur den Grundschulteil der Schule am Kirschgarten
wird ab dem Schuljahr 2020/21 ein zum Schulbezirk der
Georg-Rollenhagen-Grundschule deckungsgleicher
Schulbezirk gebildet, der folgende Stralenziige der
Stadt Bernau bei Berlin und des Gemeindeteils
Albertshof der Gemeinde Rudnitz erfasst:

(folgend Tabelle StraRenzuge ohne

Am Pankepark

Am Pankeborn

Bornicker Chaussee bis Schonfelder Weg

dafiir neu dazu

Karl-Marx-StralRe
Anemonenstralie)

bestehende Schulbezirkssatzung des
Landkreises Barnim mit
1. Anderungssatzung

Gemeinde Panketal kdnnen sowohl den Grundschulteil

der Oberschule Schwanebeck als auch die Grundschule
Zepernick besuchen. Ubersteigt die Zahl der
Anmeldungen an der Oberschule mit Grundschule
Schwanebeck die Aufnahmekapazitat, so richtet sich die
Auswahl nach der Nahe der Wohnung zur Schule und
nach dem Vorliegen eines wichtigen Grundes gemaR §
106 Absatz 4 Satz 3 BbgSchulG.

(3) Die Aufnahmekapazitat des Grundschulteils der
Oberschule Schwanebeck betragt 3 Zige. Der
Landkreis Barnim behalt sich vor, die maximale
Aufnahmekapazitdt den zur Verfiigung stehenden
raumlichen Gegebenheiten anzupassen.

Schulbezirk fir den Grundschulteil der
Oberschule am Rollberg in der Stadt Bernau
bei Berlin

§5

(1) Fur den Grundschulteil der Oberschule am Rollberg
wird ab dem Schuljahr 2020/21 ein zum Schulbezirk der
Georg-Rollenhagen-Grundschule deckungsgleicher
Schulbezirk gebildet, der folgende Straf3enziige der
Stadt Bernau bei Berlin und des Gemeindeteils
Albertshof der Gemeinde Rudnitz erfasst:

(folgend Tabelle der StraRenzuge inkl.
Am Pankepark

Am Pankeborn
Bornicker Chaussee bis Schonfelder Weg)

Bemerkungen

Anderung des Schulnamens von ,Oberschule am
Rollberg® in ,Schule am Kirschgarten® in allen Absatzen.

Anderung der StralRenziige

Die Strallen ,Am Pankepark®, ,Am Pankeborn“ und
,Bornicker Chaussee (bis Schonfelder Weg)“ sind nicht
mehr Bestandteil des Schulbezirks.

Die StralRen ,Karl-Marx-Strafe“ und ,Anemonenstraf3e“
werden dem Schulbezirk neu zugeordnet.

(Auf die Auflistung aller StraRBenzige des Schulbezirks
wird in dieser Synopse verzichtet.)
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Synopse zur 3. Anderungssatzung zur Schulbezirkssatzung des Landkreises Barnim

zu beschlieRende 3. Anderung zur
Schulbezirkssatzung des Landkreises

Barnim

bezeichneten StralRenziigen kdnnen sowohl die
Oberschule am Rollberg als auch die Georg-
Rollenhagen-Grundschule besuchen. Ubersteigt die
Zahl der Anmeldungen an der Oberschule am Rollberg
die Aufnahmekapazitat, so richtet sich die Auswahl nach
der Nahe der Wohnung zur Schule und nach dem
Vorliegen eines wichtigen Grundes gemaR § 106 Absatz
4 Satz 3 BbgSchulG.

(3) Die Aufnahmekapazitdt des Grundschulteils der
Oberschule am Rollberg betragt 3 Ziige. Der Landkreis
Barnim behélt sich vor, die Aufnahmekapazitat den zur
Verfugung stehenden réumlichen Gegebenheiten
anzupassen.

§6 Schulbezirk fir den Grundschulteil der
Oberschule mit Grundschule Blumberg
(,,Friedrich von Canitz“) in der Gemeinde
Ahrensfelde

(1) Fur den Grundschulteil der Oberschule mit
Grundschule Blumberg (,Friedrich von Canitz*) wird als
Schulbezirk der Ortsteil Blumberg gemaR § 1 Ziffer (3)
Anstrich 2 der Hauptsatzung der Gemeinde Ahrensfelde
vom 15. Dezember 2008 festgelegt.

(2) Fur den Ortsteil Eiche gemaf § 1 Ziffer (3) Anstrich 3
der Hauptsatzung der Gemeinde Ahrensfelde und den
Ortsteil Mehrow gemafl? 8 1 Ziffer (3) Anstrich 5 der
Hauptsatzung der Gemeinde Ahrensfelde bildet die
Oberschule mit Grundschule Blumberg (,Friedrich von
Canitz“) gemeinsam mit der Grundschule Lindenberg
einen deckungsgleichen Schulbezirk. Schulerinnen und
Schiler mit Wohnung in den Ortsteilen Eiche und
Mehrow koénnen sowohl die Oberschule mit

(2) Schilerinnen und Schiiler mit Wohnung in den

bestehende Schulbezirkssatzung des
Landkreises Barnim mit
1. Anderungssatzung

(2) Schilerinnen und Schiler mit Wohnung in den

bezeichneten StralRenziigen kdnnen sowohl die Schule
am Kirschgarten als auch die Georg-Rollenhagen-
Grundschule besuchen. Ubersteigt die Zahl der
Anmeldungen an der Schule am Kirschgarten die
Aufnahmekapazitéat, so richtet sich die Auswahl nach
der Nahe der Wohnung zur Schule und nach dem
Vorliegen eines wichtigen Grundes geméaR § 106 Absatz
4 Satz 3 BbgSchulG.

(3) Die Aufnahmekapazitdt des Grundschulteils der
Schule am Kirschgarten betragt 3 Ziige. Der Landkreis
Barnim behalt sich vor, die Aufnahmekapazitat den zur
Verfugung stehenden rédumlichen Gegebenheiten
anzupassen.

§6 Schulbezirk fir den Grundschulteil der
Oberschule mit Grundschule Blumberg
(,Friedrich von Canitz“) in der Gemeinde
Ahrensfelde

(1) Fur den Grundschulteil der Oberschule mit
Grundschule Blumberg (,Friedrich von Canitz*) wird als
Schulbezirk der Ortsteil Blumberg gemaf § 1 Ziffer (3)
Anstrich 2 der Hauptsatzung der Gemeinde Ahrensfelde
vom 15. Dezember 2008 festgelegt.

(2) Fur den Ortsteil Eiche gemaf § 1 Ziffer (3) Anstrich 3
der Hauptsatzung der Gemeinde Ahrensfelde und den
Ortsteil Mehrow gemafR 8 1 Ziffer (3) Anstrich 5 der
Hauptsatzung der Gemeinde Ahrensfelde bildet die
Oberschule mit Grundschule Blumberg (,Friedrich von
Canitz") gemeinsam mit der Grundschule Lindenberg
einen deckungsgleichen Schulbezirk. Schulerinnen und
Schuler mit Wohnung in den Ortsteilen Eiche und
Mehrow kdénnen sowohl die Oberschule mit

Bemerkungen

unverandert
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Synopse zur 3. Anderungssatzung zur Schulbezirkssatzung des Landkreises Barnim

zu beschlieRende 3. Anderung zur
Schulbezirkssatzung des Landkreises

Barnim

die Grundschule Lindenberg besuchen. Ubersteigt die
Zahl der Anmeldungen an der Oberschule mit
Grundschule Blumberg (,Friedrich von Canitz) die
Aufnahmekapazitat, so richtet sich die Auswahl nach
der Nahe der Wohnung zur Schule und nach dem
Vorliegen eines wichtigen Grundes gemaR § 106 Absatz
4 Satz 3 BbgSchulG.

(3) Die Aufnahmekapazitat des Grundschulteils der
Oberschule mit Grundschule Blumberg (,Friedrich von
Canitz*) betragt 2 Zige.

87 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer o6ffentlichen
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung
des Landkreises Barnim uber die Schulbezirke fur die
Grundschulteile der Oberschulen mit integrierter
Grundschule in der Stadt Eberswalde
(Schulbezirkssatzung) vom 3. Dezember 2007 aul3er
Kraft.

Grundschule Blumberg (,Friedrich von Canitz*), als auch

bestehende Schulbezirkssatzung des
Landkreises Barnim mit
1. Anderungssatzung

die Grundschule Lindenberg besuchen. Ubersteigt die
Zahl der Anmeldungen an der Oberschule mit
Grundschule Blumberg (,Friedrich von Canitz) die
Aufnahmekapazitét, so richtet sich die Auswahl nach
der Nahe der Wohnung zur Schule und nach dem
Vorliegen eines wichtigen Grundes gemaR § 106 Absatz
4 Satz 3 BbgSchulG.

(3) Die Aufnahmekapazitat des Grundschulteils der
Oberschule mit Grundschule Blumberg (,Friedrich von
Canitz") betragt 2 Ziige.

87 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer o6ffentlichen
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung
des Landkreises Barnim uber die Schulbezirke fur die
Grundschulteile der Oberschulen mit integrierter
Grundschule in der Stadt Eberswalde
(Schulbezirkssatzung) vom 3. Dezember 2007 aul3er
Kraft.

Bemerkungen

unverandert

Grundschule Blumberg (,Friedrich von Canitz“), als auch
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 11-51-21/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/Dezernat: 51 Amt | Datum | Signatur | Amt | Datum @ Signatur |
51
30

Betreff

Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeitrdgen und Essengeld fir die
Inanspruchnahme von Leistungen der Kindertagespflege im Landkreis Barnim (Kostenbei-
tragsordnung Kindertagespflege)

Beschlussvorschlag

Die Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeitragen und Essengeld fir
die Inanspruchnahme von Leistungen der Kindertagespflege im Landkreis Barnim (Kosten-
beitragsordnung Kindertagespflege) wird beschlossen. Sie tritt zum 1. September 2022 in
Kraft.

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmafige Berlihrung: beriihrte Produktkonten: 36120.432100
M Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen: 189.500,00 €
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt I
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
. Haushalt 2022 und Datum / Unterschrift
Deckungsvorschlag:
Folgende
Unterschrift des Einreichers
Beratungsergebnis
| Ausschuss | Datum _ Dafiir | Dagegen | Enthaltung  Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr. |
A8 30.03.2022
A8 31.08.2022
A2 01.09.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer 11-51-21/22
Diese Vorlage ist eine Entscheidungsvorlage.

Gemal § 18 Abs. 2 Kindertagesstattengesetz (KitaG) mussen Elternbeitrage und das Es-
sengeld vom ortlichen Trager der Jugendhilfe festgesetzt und erhoben werden. Der § 3 Abs.
1 Satz 1 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in Verbindung mit § 131
BbgKVerf ermachtigt den Landkreis Barnim, fur seine pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe
gemal § 12 Abs. 1 KitaG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Erstes Gesetz zur Ausfuhrung Achtes
Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe (AGKJHG) Elternbeitrage und Essengeld
fur die Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsleistungen im Barnim zu erheben.

Zur transparenteren Darstellung erfolgt eine Trennung zwischen den Kostenbeitragsordnun-
gen Kindertagespflege und der Kostenbeitragsordnung fur Kinder aus dem Landkreis Barnim
mit einer Betreuungsleistung in Berlin.

Mit Kreistagsbeschluss vom 1. Dezember 2021, Beschlussnummer: 283-12/21, trat die ,Ver-
waltungsvorschrift zur Forderung von Kindern in Tagespflege im Landkreis Barnim® zum 1.
Januar 2022 in Kraft.

In der Konsequenz erfolgt eine Anpassung der Kostenbeitragsordnung Kindertagespflege im
Hinblick auf die Erhebung der Elternbeitrage. Die Kalkulation erfolgte analog zum Vorgehen
der Berechnung, welche im Jugendhilfeausschuss vom 6. November 2019 vorgestellt und
beschlossen wurde (Beschluss-Nr. 11-51-1/19).

Um eine rickwirkende Belastung und Anderung der Elternbeitrdge zu vermeiden, tritt die
Kostenbeitragsordnung Kindertagespflege zum 1. September 2022 in Kraft.

Zur Erhebung der Elternbeitrage wurden im Rahmen der Kalkulation folgende Parameter be-
rucksichtigt:

e Platzkosten gemaR der ,Verwaltungsvorschrift zur Férderung von Kindern in Tages-
pflege im Landkreis Barnim®

Errechneter Hochstbeitrag

Sozialvertraglichkeit

Unterhaltsberechtigte Kinder

Staffelung nach Einkommen der Personensorgeberechtigten

Betreuungsumfang.

Betroffene sind Eltern, die eine Kindertagespflegestelle im Landkreis Barnim in Anspruch
nehmen.

Es werden keine alternativen Entscheidungen vorgeschlagen.

Die Kostenbeitragsordnung Kindertagespflege soll rickwirkend zum 1. September 2022 in
Kraft treten.

Eine Anpassung der Elternbeitragsordnung Kindertagespflege soll kunftig jahrlich gepruft
werden, um relevante Anderungen im Hoéchstbeitrag (zum Beispiel durch Anpassung der
Forderleistung fur die Kindertagespflegepersonen durch Tariferhdhungen, Sachkosten, Ver-
sicherungsleistungen und Gesetzesanderungen) zu berlcksichtigen.
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%% Landkreis
Barnim

)
L

SATZUNG DES LANDKREISES BARNIM ZUR ERHEBUNG VON ELTERNBEI-
TRAGEN UND ESSENGELD FUR DIE INANSPRUCHNAHME VON LEISTUNGEN
DER KINDERTAGESPFLEGE IM LANDKREIS BARNIM (KOSTENBEITRAGS-
ORDNUNG KINDERTAGESPFLEGE)

8 1 Geltungsbereich

Fur die Inanspruchnahme von Angeboten der Forderung von Kindern in der Kinder-
tagespflege im Landkreis Barnim haben die Elternbeitragspflichtigen Elternbeitrage
sowie einen Zuschuss zur Versorgung des Kindes mit Mittagessen in Hohe der
durchschnittlich ersparten Eigenaufwendungen (Essengeld) zu entrichten. Die El-
ternbeitréage sind sozialvertraglich nach dem Einkommen der Personensorgeberech-
tigten, der Zahl ihrer unterhaltsberechtigten Kinder sowie dem vereinbarten Betreu-
ungsumfang zu gestalten.

Der Elternbeitrag und das Essengeld (Kostenbeitrag) werden vom Landkreis Barnim
auf Basis dieser Satzung als offentlich-rechtliche Abgabenverpflichtung durch Leis-
tungsbescheid festgesetzt und erhoben.

§ 2 Elternbeitragspflichtige

Elternbeitragspflichtige sind die Personensorgeberechtigten bzw. Eltern. Mehrere
Elternbeitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

§ 3 Entstehung der Elternbeitragspflicht

(1) Die Elternbeitragspflicht entsteht mit der Aufnahme des Kindes in die Kinderta-
gespflegestelle. Ist fur das Kind eine Eingewthnung erforderlich, wird das Kind
mit Beginn der Eingewdhnung in die Kindertagespflege aufgenommen.

(2) Die Aufnahme des Kindes in eine Kindertagespflegestelle erfolgt zum im Betreu-
ungsvertrag festgelegten Datum. Beginnt oder endet ein Betreuungsvertrag im
laufenden Monat, wird das Monatsentgelt durch die tatsachlichen Arbeitstage
des Monats dividiert und mit der Anzahl der verbleibenden Betreuungstage mul-
tipliziert. Andert sich die Betreuungszeit innerhalb eines Monats, wird ebenfalls
Tag genau gerechnet.

(3) Sollte sich die Eingewthnung und der Anfang der vollen Betreuungszeit in der
Kindertagespflege im Aufnahmemonat Gberschneiden, so wird eine anteilige Be-
rechnung (ausgehend von den tatsachlichen Werktagen) vorgenommen.

(4) Wird innerhalb eines Monats eine Anderung der Betreuungszeit vereinbart, so
wird eine anteilige Berechnung (ausgehend von den tatsachlichen Werktagen)
vorgenommen.



Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeitragen und Essengeld fiir die Inanspruchnahme von
Leistungen der Kindertagespflege im Landkreis Barnim (Kostenbeitragsordnung Kindertagespflege)
Beschluss des Kreistages Barnim Nr. ..... vom .....

(5) Die Elternbeitragsberechnung erfolgt auf den Cent genau.

(6) Anderungen des Kostenbeitrages durch eine Anderung des Einkommens wer-
den ab dem Folgemonat neu berechnet.

(7) Fur Kinder, die im eigenen Haushalt der Sorgeberechtigten durch eine Kinderta-
gespflegeperson betreut werden, verringert sich der Elternbeitrag um die Sach-
kosten, die die Eltern durch die Betreuung im eigenen Haushalt selbst tragen.

(8) Die Elternbeitragspflicht entsteht auch bei Abwesenheit der Kindertagespflege-
person und dem Kind/den Kindern.

(9) Fur Kinder, die sich im letzten Jahr vor der Einschulung befinden, werden ge-
mal § 17a Kindertagesstattengesetz (KitaG) keine Elternbeitrage erhoben. Die
Beitragsfreiheit gilt grundsatzlich fur alle Leistungen, die im Rahmen des Auftra-
ges nach dem Kita-Gesetz zu erbringen sind. Sie gilt nicht fur das Essengeld
und nicht fur Leistungen, die von Dritten angeboten werden. Kinder, die von der
Einschulung zuriickgestellt wurden, sind erneut im letzten Kindertagesbetreu-
ungsjahr beitragsfrei. Fur Kinder, die vorzeitig eingeschult werden, kénnen die
zunachst erhobenen Elternbeitrage durch den Landkreis Barnim erstattet wer-
den. Voraussetzung hierflr ist eine Antragstellung bis zum 1. Juni des Jahres
der vorzeitigen Einschulung.

(10) Folgenden Personensorgeberechtigten wird der Elternbeitrag erlassen wer-
den, wenn sie oder deren Kind folgende Sozialleistungen erhalten:

e Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach den 88 19 ff. des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II),

e Hilfe zum Lebensunterhalt nach den 88 27 ff. oder 41 ff. des Zwolften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB XiIlI),

e Leistungen in besonderen Fallen oder Grundleistungen nach den 88 2, 3
des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG),

e einen Kinderzuschlag nach 8§ 6a des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG),

e Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG).

Ferner wird auch Personensorgeberechtigten der Elternbeitrag erlassen wer-
den, wenn ihr Haushaltseinkommen im Kalenderjahr den Betrag von
20.000,00 € nicht Ubersteigt (Geringverdienende). Haushaltseinkommen im
Sinne dieser Regelung ist die Summe der Nettoeinnahmen im Kalenderjahr.

(11) Die Elternbeitrage kbnnen gemaf 8§ 90 Abs. 3 Achtes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VIII) auf Antrag ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung
dem Kind oder seinen Eltern nicht zuzumuten ist.

(12) In den Féllen des 8§ 18 Abs. 2 i. V. m. 8 17 Abs. 1 Satz KitaG Bgb. — Kinder
aus Pflegefamilien und Heimen (88 33, 34 SGB VIII) — sowie fur Kinder in statio-
naren gemeinsamen Wohnformen gemaf 8 19 SGB VIII werden keine Elternbei-
trdge erhoben.
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Leistungen der Kindertagespflege im Landkreis Barnim (Kostenbeitragsordnung Kindertagespflege)
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(13) Bei Lebensgemeinschaften wird das Einkommen beider Kostenbeitragspflich-
tigen zu Grunde gelegt. Zahlt der nicht mit dem Kind zusammenlebende Eltern-
teil Unterhalt fir das im Betreuungsvertrag genannte Kind, wird das Einkommen
des mit dem Kind zusammenlebenden Elternteils zuzuglich der Unterhaltszah-
lungen zu Grunde gelegt. Bei aulRergerichtlichen Vereinbarungen unter dem
Mindestunterhalt wird der Mindestunterhalt gemaf} Dusseldorfer Tabelle ange-
rechnet.

(14) Bei Beitragspflichtigen, die an den getrenntlebenden bzw. geschiedenen Ehe-
gatten oder sonstige Verwandte in gerader Linie (8§ 1601 BGB) Unterhaltsleis-
tungen zu erbringen haben, sind die tatsachlich geleisteten Unterhaltsleistungen
in gesetzlicher oder titulierter Hohe vom Nettoeinkommen abzusetzen. Unter-
haltsberechtigte Kinder des Elternbeitragspflichtigen, die nicht im selben Haus-
halt leben, werden beim Geschwisterrabatt beriicksichtigt.

8 4 Einkommensnachweis

(1) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, nach Abschluss des Betreu-
ungsvertrages Auskunft Gber ihre aktuellen Einkommensverhaltnisse zu geben
und durch Vorlage entsprechender Belege nachzuweisen.

Wird das Einkommen nicht bzw. nicht in vollem Umfang nachgewiesen, so wer
den jeweils die Hochstsatze entsprechend der Elternbeitragstabelle erhoben.

(2) Selbststandige, die noch keinen Einkommenssteuerbescheid erhalten haben,
reichen als Nachweis zur vorlaufigen Berechnung den letzten Steuerbescheid,
eine Einnahme-Uberschuss-Rechnung oder eine betriebswirtschaftliche Auswer-
tung ein. Dies gilt fur alle Firmen und Firmenbeteiligungen.

(3) Bei Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung sowie aus Kapitalvermdgen ist
der Steuerbescheid des festgelegten Zeitraums des Betreuungsvertrages vor-
zuweisen.

(4) Es sind wesentliche Anderungen der Einkommensverhaltnisse unverziglich und
unaufgefordert schriftlich anzuzeigen und auf Verlangen durch Vorlage entspre-
chender Belege nachzuweisen. Wesentlich sind solche Anderungen der Ein-
kommensverhaltnisse, die zu einer Anderung der Beitragseinstufung fihren.

(5) Bei fehlender Mitwirkung zur Erhéhung des Einkommens der Elternbeitrags-
pflichtigen wird die Anderung zum Anderungseintritt riickwirkend neu berechnet.
Bei fehlendem Nachweis zur Senkung des Elternbeitrages erfolgt die Anderung
zum nachsten Monat nach Anderungsmitteilung.

(6) Bei Ehen und eheé&hnlichen Lebensgemeinschaften wird das Einkommen beider
Partner zu Grunde gelegt, sofern sie die leiblichen Eltern des Kindes sind. Steht
ein Partner der Lebensgemeinschaft in keiner Rechtsbeziehung zum Kind, so
bleibt sein Einkommen bei der Ermittlung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit
unberucksichtigt.
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(7) Lebt das Kind zeitlich begrenzt abwechselnd bei jeweils einem der getrenntle-
benden Personensorgeberechtigten (sog. Wechselmodell), wird das Einkommen
beider Eltern zu Grunde gelegt.

8§ 5 Féalligkeit des Kostenbeitrages

(1) Der Kostenbeitrag wird in Monatsbeitragen erhoben und ist jeweils zum 5.
des laufenden Monats fallig. Liegt zum Zeitpunkt des Betreuungsbeginns
des Kindes noch kein Leistungsbescheid Uber die Hohe des Kostenbeitra-
ges vor, ist der Kostenbeitrag fur die ersten Monate zuzuglich der fur den
Monat, in dem der Leistungsbescheid erstellt wurde, zu zahlen.

(2) Als pauschaler Ausgleich fir Fehltage innerhalb eines Betreuungsjahres ist
ein Monat in der Kindertagespflege im Landkreis Barnim elternbeitrags- und
essengeldfrei (kostenbeitragsfrei). Dieser ist jeweils der zwdélfte Monat des
abgeschlossenen Betreuungszeitraumes.

(3) Die Zahlung des Kostenbeitrages hat unbar durch Uberweisung, Dauerauf-
trag oder Uber eine Einzugsermachtigung zu erfolgen.

Nicht gezahlte Kostenbeitrdge unterliegen dem Mahn- und Verwaltungsvoll-
streckungsverfahren. Mahn- und Vollstreckungskosten werden in den jewei-
ligen Hohen auf den/die Beitragspflichtigen umgelegt.

(4) Der Betreuungsvertrag kann vom Landkreis Barnim fristlos gekindigt wer-
den, wenn die Elternbeitragspflichtigen ihren Zahlungsverpflichtungen trotz
Mahnung nicht nachgekommen sind.

8 6 Hohe des Elternbeitrages und Essengeld

(1) Die Hohe der Elternbeitrage ist der Anlage 1 dieser Satzung zu entnehmen.
Die Anlage 1 ist Bestandteil der Satzung. Die Beitragstabellen werden ein-
mal im Jahr zum 1. Januar eines Jahres an die realen Betrdge angepasst.
Weiterhin findet die Anpassung an den Tarifvertrag und die Inflationsrate
Bertcksichtigung.

(2) Das monatliche Essengeld (Mittagsverpflegung) in H6he von 37,00 Euro ist
an den Landkreis Barnim zu entrichten.

§ 7 Einkommen
(1) Einkommen ist die Summe der positiven Netto-Einkiinfte der Elternbeitrags-
pflichtigen im Sinne des 8§ 2 Abs. 1 und 2 Einkommenssteuergesetz. Ein

Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des
zusammenveranlagten Ehegatten ist nicht zulassig.
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Die Gesamtsumme der positiven Einkinfte umfasst:

e Einkunfte aus Land- und Forstwirtschaft
e Gewerbebetrieb

e selbststandiger Arbeit

e nichtselbststandiger Arbeit

e Kapitalvermdgen

e Vermietung und Verpachtung

e sonstige Einkinfte im Sinne des § 22 EStG

Nicht hinzuzurechnen sind:

e das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz

e Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zu ei-
ner Héhe von 300 Euro pro Kind und Monat (Basiselterngeld) sowie bis
150 Euro pro Kind und Monat in Féllen des § 4 Absatz 3 Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgesetz (Elterngeld Plus)

e Einkommen des Kindes (z. B. Ausbildungsvergutungen, Leistungen
nach dem BAf6G, Waisenrente)

o Pflegegeld,

e die Eigenheimzulage

e Werbungskosten bzw.-pauschale nach dem EStG, Nachweis fir er-
hohte Werbungskosten mittels Einkommenssteuerbescheid

(2) Bei der Besoldung und den Versorgungsbeziigen der Beamten nach dem
Beamtenbesoldungs- und Beamtenversorgungsgesetz sind die Einkom-
menssteuer einschlielllich des Solidaritatszuschlages, die Werbungskosten
und die Beitrage fir die Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung in Abzug
zu bringen.

(3) Einkunfte aus selbststandiger Tatigkeit, aus Gewerbebetrieb sowie aus
Land- und Forstwirtschaft sind der Gewinn abzlglich der nachgewiesenen
Ausgaben zur privaten Renten-, Pflege- und Krankenversicherung. Als ab-
zugsfahiger Betrag fir Renten-, Pflege- und Krankenversicherung wird
maximal der jeweils aktuelle Prozentsatz der Arbeitnehmer- und Arbeitge-
beranteile der gesetzlichen Versicherungen anerkannt.

Wird drei Jahre in Folge kein Gewinn nachgewiesen, ist eine Bescheinigung
vom Finanzamt Uber die Gewerbetétigkeit vorzulegen.

Bis zum Vorliegen des Steuerbescheides des im Betreuungsvertrag festge-
setzten Zeitraumes ergeht eine vorlaufige Festsetzung. Der Elternbeitrags-
pflichtige hat den Einkommenssteuerbescheid unverziglich vorzulegen, so-
bald er diesen erhalt. Kommt der Elternbeitragspflichtige diesen Verpflich-
tungen nicht nach, wird der Hochstbeitrag entsprechend der Beitragstabelle
fur den gesamten Zeitraum der vorlaufigen Beitragszahlung fallig.
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(4) Beim Bezug von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung sind die
zu zahlenden Beitrdge an die Sozialversicherung, die Werbungskosten so-
wie die Einkommensteuer einschlie3lich des Solidaritatszuschlages in Ab-
zug zu bringen.

(5) Bei Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung sowie aus Kapitalvermo-
gen sind Werbungskosten nach dem Einkommensteuergesetz in der jeweils
geltenden Fassung in Abzug zu bringen.

§ 8 Staffelung des Elternbeitrages

(1) Fdar die Inanspruchnahme eines Platzes in Kindertagespflege ergibt sich der
ermittelte Beitrag aus der Beitragstabelle (Anlage 1).

(2) Der Elternbeitrag wird entsprechend der Anzahl der unterhaltsberechtigten
Kinder ermaRigt.

Demnach erfolgt die Staffelung gemalR Anlage 1 der Elternbeitrdge (Redu-
zierung) pro betreutes Kind. Berlicksichtigt wird dabei jedes Kind der Fami-
lie, das unterhaltsberechtigt ist, also nicht in der Lage ist, sich selbst zu un-
terhalten.

Ab dem sechsten unterhaltsberechtigten Kind entféllt die Beitragspflicht fur
alle Kinder.

8§ 9 Inkrafttreten

Die Satzung tritt rickwirkend zum 1. September 2022 in Kraft und ersetzt die vor-
hergehende Satzung.
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FASSUNG VOM 1. JANUAR 2020 UBERARBEITUNG BEGRUNDUNG

Satzung
des Landkreises Barnim zur Erhebung von El-
ternbeitragen und Essengeld fir die Inanspruch-
nahme von Leistungen der Kindertagespflege im
Landkreis Barnim und in der Kindertagesbetreu-
ung im Land Berlin (Elternbeitrags- und Essen-
geldsatzung)

Auf den nachfolgend genannten gesetzlichen Grund-
lagen hat der Kreistag Barnim auf seiner Sitzung am
... die Elternbeitrags- und Essensgeldsatzung be-
schlossen:

- 88 3, 131 der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBI. | S.
286), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 10. Juli 2014 (GVBI. | Nr. 32)

- 8§ 90 Abs. 1 Achtes Buch Sozialgesetzbuch — Kin-
der- und Jugendhilfe— in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11. September 2012 (BGBI. | S.
2022), zuletzt geandert durch Gesetz vom 11. No-
vember 2016 (BGBI. | S. 2460)

- 8§ 17 Abs. 1 Zweites Gesetz zur Ausfuhrung des
Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Ju-
gendhilfe — Kindertagesstattengesetz (KitaG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004
(GVBI. | S. 384), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 1. April 2019 (GVBI.I/19, [Nr. 8])

Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung
von Elternbeitragen und Essengeld fir die Inan-
spruchnahme von Leistungen der Kindertages-
pflege im Landkreis Barnim uhd-ir-derKinderta-
gesbetrevung-tm-Land Berlin-(Kostenbeitrags-

ordnung_Kindertagespflege)
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Eine Satzung fir den Bereich
Betreuung in Berlin wird se-
parat vorgelegt.

Praambel kann entfallen,
nicht pflichtig, hat keine Aus-
wirkung auf die rechtlichen
Grundlagen und Anwendbar-
keit
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(1)

@)

§1
Allgemeines

Fur die Inanspruchnahme von Angeboten der
Forderung von Kindern in der Kindertages-
pflege im Landkreis Barnim und von Leistun-
gen der Kindertagesbetreuung im Land Berlin
haben die Personensorgeberechtigten Eltern-
beitrdge sowie einen Zuschuss zur Versor-
gung des Kindes mit Mittagessen in Hohe der
durchschnittlich ersparten Eigenaufwendun-
gen (Essengeld) zu entrichten. Die Elternbei-
trage sind sozialvertraglich nach dem Ein-
kommen der Personensorgeberechtigten, der
Zahl ihrer unterhaltsberechtigten Kinder sowie
dem vereinbarten Betreuungsumfang zu ge-
stalten.

Der Elternbeitrag und das Essengeld (Kos-
tenbeitrag) werden vom Landkreis Barnim auf
Basis dieser Satzung als offentlich-rechtliche
Abgabenverpflichtung durch Leistungsbe-
scheid festgesetzt und erhoben. Zu diesem
Zweck werden die Namen, Anschriften, Ge-
burtsdaten sowie die Aufnahme- und Abmel-
dedaten der Kinder sowie entsprechende Da-
ten der Personensorgeberechtigten und ge-
gebenenfalls der Eltern erhoben und verarbei-
tet, soweit es zur Erfillung der Aufgabe erfor-
derlich ist.

8§ 1 AllgemeinesGeltungsbereich

Fur die Inanspruchnahme von Angeboten der
Forderung von Kindern in der Kindertagespflege

Im Landkreis Barnim uhd—ven—Leistungen—der
Kindertagesbetreuung—im-—Ltand-Berlin-haben die
Personenseorgeberechtigten—Elternbeitragspflich-

tigen Elternbeitrdge sowie einen Zuschuss zur
Versorgung des Kindes mit Mittagessen in Hohe
der durchschnittlich ersparten Eigenaufwendun-
gen (Essengeld) zu entrichten. Die Elternbeitrage
sind sozialvertraglich nach dem Einkommen der
Personensorgeberechtigten, der Zahl ihrer unter-
haltsberechtigten Kinder sowie dem vereinbarten
Betreuungsumfang zu gestalten.

Der Elternbeitrag und das Essengeld (Kostenbei-
trag) werden vom Landkreis Barnim auf Basis
dieser Satzung als 6ffentlich-rechtliche Abgaben-
verpflichtung durch Leistungsbescheid festge-
setzt und erhoben Zu%imsem—Zweelewe#elen%re

Seite 2 von 25

Eine Satzung fur den Bereich
Betreuung in Berlin wird se-
parat vorgelegt.

Daten werden nicht erhoben,
wird mit der Antragstellung,
dem Vertragsabschluss und
der Datenschutzvereinbarung
abgedeckt.
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(1)

(2)

§2
Entstehung des Kostenbeitrages

Der Anspruch des Landkreis Barnim auf EI-
ternbeitrag und Essengeld (Kostenbeitrag)
entsteht mit der Aufnahme des Kindes in eine
Kindertagespflegestelle im Landkreis Barnim
oder in einer Kindertagesbetreuung im Land
Berlin unabhéangig von der tatsachlichen Inan-
spruchnahme, das heil3t unabhéngig von der
Anwesenheit des Kindes. Der Anspruch er-
lischt mit Ablauf des Monats, in dem das Be-
treuungsverhaltnis endet.

Die Aufnahme des Kindes in eine Kinderta-
gespflegestelle oder in einer Kindertagesein-
richtung im Land Berlin erfolgt in der Regel

§ 2 Elternbeitragspflichtige

Elternbeitragspflichtige sind die Personensorgebe-
rechtigten bzw. Eltern. Mehrere Elternbeitragspflich-
tige haften als Gesamtschuldner.

§ 32 Entstehung desKestenbeitragesder Eltern-
beitragspflicht

(1) Die Elternbeitragspflicht entsteht mit der Aufnah-
me_des Kindes in _die Kindertagespflegestelle.
Ist fUr das Kind eine Eingewodhnung erforderlich,
wird das Kind mit Beginn der Eingewdhnung in
die Kindertagespflege aufgenommen.

——(2)Die Aufnahme des Kindes in eine Kinderta-

gespflegestelle ederin-enerKindertageseinrich-
tohg-im-Land-Berlin-erfolgt zum im Betreuungs-

vertrag festgelegten Datum. Beqginnt oder endet
ein Betreuungsvertrag im laufenden Monat, wird
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3)

(4)

zum 1. eines Monats. Elternbeitrage und Es-
sengeld (Kostenbeitrag) sind fur jeden Monat,
in dem das Kind angemeldet und aufgenom-
men wird, in voller H6he zu entrichten, sofern
die Aufnahme bis einschliel3lich 15. des Mo-
nats erfolgt. Sollte in Ausnahmeféllen eine
Aufnahme nach dem 15. des Monats erfolgen,
so sind 50 % der Betrage zu entrichten. Glei-
ches gilt bei Kindigungen des Betreuungs-
platzes.

Sollte sich die Eingewdhnung und der Anfang
der vollen Betreuungszeit in der Tagespflege
im Aufnahmemonat Uberschneiden, so wird
eine genaue anteilige Berechnung vorge-
nommen.

Anderungen des Elternbeitrages durch eine
Anderung des Kindesalters werden vom ers-
ten Tag des folgenden Monats nach dem Ge-
burtsmonat an wirksam.

das Monatsentgelt durch die tatséchlichen Ar-
beitstage des Monats dividiert und mit der An-
zahl der verbleibenden Betreuungstage multipli-
ziert. Andert sich die Betreuungszeit innerhalb
eines Monats, wird ebenfalls Tag genau ge-

rechnet. in der Regel zum 1. eines Monats. El-
beitr | ¢ beitrag

(3) Sollte sich die Eingewdhnung und der Anfang

der vollen Betreuungszeit in der Kinder-
tFagespflege im Aufnahmemonat Uberschnei-
den, so wird eine genade-anteilige Berechnung
(ausgehend von den tatsachlichen Werktagen)
vorgenommen.

Sepprna e e e ndlin e e
ten Tag des folgenden Monats nach dem Ge-
burtsmonat-an-wirksam-
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(4y—Anderungen—des—Elernbeitrages—durch—eine  wird mit Berliner Satzung ge-

regelt, fir Kindertagespflege
nicht relevant
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®)

(6)

(7)

(8)

Anderungen des Elternbeitrages durch eine

Anderung des Einkommens werden vom Tag é)—Aﬂdemngen—des—El{embemages—du#eh—eme

des Anderungseintritts anteilig neu berechnet.

Wird innerhalb eines Monats eine Anderung

Anderung—des—Einkommens—werden—ab—dem
%%.l. I Vo I Iag. des—AnderunRgselntitts

der Betreuungszeit vereinbart, so wird mit {8)(4) Wird innerhalb eines Monats eine Anderung

dem ersten Tag, an dem die Anderung eintritt,
die entsprechend der Gebuhrentabelle erhoh-
te oder niedrigere Gebuhr erhoben. Fir den
Monat der Anderung wird eine anteilige Be-
rechnung vorgenommen.

Die Elternbeitragsberechnung erfolgt Cent
genau.

Fur Kinder, die im eigenen Haushalt der Sor-
geberechtigten durch eine Tagespflegeperson
betreut werden, verringert sich der Elternbei-
trag aus der Beitragstabelle, um die Kosten,
die der Tagespflegeperson nicht entstehen,
wie zum Beispiel Miete, Gas, Wasser, Strom.

der Betreuungszeit vereinbart, so wird mit

: - by - - :
d.e“' erstenTag; an-dem E“..e Anderung SRR
cHe EI"ESE'.ES:'.E“E’ Elss' lE.s'lleuInel||tlalas.llel;'s.|I|E|I|
Monat-derAnderung—wird—eine anteilige Be-

rechnung (ausgehend von den tatsdchlichen
Werktagen) vorgenommen.

£A(5) Die Elternbeitragsberechnung erfolgt auf den

Cent genau.

Anderungen des Kostenbeitrages durch eine

Anderung des Einkommens werden ab dem
Folgemonat berechnet.

8)}(7) Fur Kinder, die im eigenen Haushalt der Sor-

geberechtigten durch eine KindertFagespfle-
geperson betreut werden, verringert sich der

Elternbeitrag aus-derBeitragstabelle—um-—die
Kosten, die der Tagespflegeperson-nicht ent-

Strom-um die Sachkosten, die die Eltern

durch die Betreuung im eigenen Haushalt
selbst tragen.
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9)

(10)

(11)

(12)

Fehlt ein Kind unentschuldigt tber einen lan-
geren zusammenhangenden Zeitraum von
mindestens einem Monat, bleibt der Anspruch
auf einen Platz in der Kindertagesbetreuung
zwei Monate erhalten. Die Pflicht zur Zahlung
des Elternbeitrages und des Essengeldes
bleiben unberuhrt. Uber Ausnahmen wird auf
Antrag der Personensorgeberechtigten vom
Landkreis Barnim nach pflichtgemaliem Er-
messen entschieden.

Bei Verhinderung der Tagespflegeperson sor-
gen die Personensorgeberechtigten in Wahr-
nehmung ihres Aufenthaltsbestimmungsrech-
tes fur ihr Kind zuerst selbst fir eine ander-
weitige Betreuung. Sollte den Personensor-
geberechtigten keine andere Betreuungsmog-
lichkeit zur Verfigung stehen, vermittelt der
Landkreis einen Ausweichplatz in einer ande-
ren Kindertagespflegestelle im Landkreis Bar-
nim oder Kindertagesstatte im Landkreis Bar-
nim.

Die Elternbeitragspflichtpflicht entsteht auch
bei Abwesenheit der Tagespflegeperson.

Fiur Kinder, die sich im letzten Jahr vor der
Einschulung befinden, werden keine Eltern-
beitrage erhoben. Die Beitragsfreiheit gilt
grundsatzlich fur alle Leistungen, die im Rah-

@aH(8) Die Elternbeitragspflichtpflicht entsteht

auch bei Abwesenheit der Kindertagespflege-
person_und Kind/ern.

&2)(9) Fur Kinder, die sich im letzten Jahr vor

der Einschulung befinden, werden gemal §
17a Kindertagessattengesetz (KitaG) keine EI-
ternbeitrdge erhoben. Die Beitragsfreiheit gilt
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(13)

men des Auftrages nach dem Kita-Gesetz zu
erbringen ist. Sie gilt nicht fir das Essengeld
und nicht far Leistungen, die von Dritten an-
geboten werden. Kinder, die von der Einschu-
lung zurtickgestellt wurden, sind erneut im
letzten Kindertagesbetreuungsjahr beitrags-
frei. Fur Kinder, die vorzeitig eingeschult wer-
den, konnen die zunachst erhobenen Eltern-
beitrage durch den Landkreis Barnim erstattet
werden. Voraussetzung hierflr ist eine An-
tragsstellung bis zum 1. Juni des Jahres der
vorzeitigen Einschulung.

Folgenden Personensorgeberechtigten wird
der Elternbeitrag erlassen werden, wenn sie
oder deren Kind folgende Sozialleistungen er-
halten:

e Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach den 88 19 ff. des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB I1),

e Hilfe zum Lebensunterhalt nach den 8§ 27
ff. oder 41 ff. des Zwolften Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB XIlI),

e Leistungen in besonderen Fallen oder
Grundleistungen nach den 88 2, 3 des
Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG),

e einen Kinderzuschlag nach §8 6a Bundes-
kindergeldgesetzes (BKGG),

e Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz

(WOGG)

grundsétzlich fur alle Leistungen, die im Rah-
men des Auftrages nach dem Kita-Gesetz zu
erbringen ist. Sie gilt nicht fur das Essengeld
und nicht fir Leistungen, die von Dritten an-
geboten werden. Kinder, die von der Einschu-
lung zuriickgestellt wurden, sind erneut im
letzten Kindertagesbetreuungsjahr beitrags-
frei. Fur Kinder, die vorzeitig eingeschult wer-
den, konnen die zunachst erhobenen Eltern-
beitrage durch den Landkreis Barnim erstattet
werden. Voraussetzung hierfir ist eine An-
tragsstellung bis zum 1. Juni des Jahres der
vorzeitigen Einschulung.

43)(10) Folgenden Personensorgeberechtigten

wird der Elternbeitrag erlassen werden, wenn
sie oder deren Kind folgende Sozialleistungen
erhalten:

e Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach den 88 19 ff. des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB II),

e Hilfe zum Lebensunterhalt nach den 8§ 27
ff. oder 41 ff. des Zwolften Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB XlI),

e Leistungen in besonderen Fallen oder
Grundleistungen nach den 88 2, 3 des
Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG),

e einen Kinderzuschlag nach 8§ 6a Bundes-
kindergeldgesetzes (BKGG),

e Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz
(WoGG)
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Ferner wird auch Personensorgeberechtigten
der Elternbeitrag erlassen werden, wenn ihr
Haushaltseinkommen im Kalenderjahr den
Betrag von 20.000,00 € nicht Ubersteigt (Ge-
ringverdienende). Haushaltseinkommen im
Sinne dieser Regelung ist die Summe der
Nettoeinnahmen im Kalenderjahr.

Ferner wird auch Personensorgeberechtigten
der Elternbeitrag erlassen werden, wenn ihr
Haushaltseinkommen im Kalenderjahr den
Betrag von 20.000,00 € nicht Ubersteigt (Ge-
ringverdienende). Haushaltseinkommen im
Sinne dieser Regelung ist die Summe der
Nettoeinnahmen im Kalenderjahr.

44)(11)  Die Elternbeitrage kbnnen gemal § 90
Abs. 3 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
VIII) auf Antrag ganz oder teilweise erlassen
werden, wenn die Belastung dem Kind oder
seinen Eltern nicht zuzumuten ist.

(12) In den Féallen des 8 18 Abs. 2 i. V. m. 8§ 17
Abs. 1 Satz KitaG Bgb. — Kinder aus Pflegefa-
milien und Heimen (88 33, 34 SGB VIII) — sowie
fur Kinder in_stationdren gemeinsamen Wohn-
formen gemal 8 19 SGB VIl werden keine El-
ternbeitrdge erhoben.

(13) Bei Lebensgemeinschaften wird das Einkom-
men beider Kostenbeitragspflichtigen zu Grunde
gelegt. Zahlt der nicht mit dem Kind zusammen-
lebende Elternteil Unterhalt fir das im Betreu-
ungsvertrag genannte Kind, wir das Einkommen
des mit dem Kind zusammenlebenden Eltern-
teils zuzuglich der Unterhaltszahlungen zu
Grunde gelegt. Bei aul3ergerichtlichen Verein-
barungen unter dem Mindestunterhalt wird der
Mindestunterhalt gemald Dusseldorfer Tabelle

angerechnet.

Seite 8 von 25

gesetzlich vorgeschrieben

gesetzlich vorgeschrieben

Konkretisierung

Konkretisierung



Vorlage zur Uberarbeitung der Elternbeitrags- und Essengeldsatzung / Version 2 Stand 10.01.2022

§3

Kostenbeitragspflichtige

(1)

(2)

Kostenbeitragspflichtig ist derjenige, auf des-
sen Veranlassung das Kind eine Kindertages-
betreuung in Anspruch nimmt, insbesondere
personensorgeberechtigte Elternteile oder
sonstige zur Fursorge berechtigte Personen,
im Folgenden ,Kostenbeitragspflichtiger” ge-
nannt. Ob die personensorgeberechtigten El-
ternteile eines Kindes miteinander verheiratet
sind, ist insoweit nicht von Bedeutung.

Erfallen mehrere Personen diese Vorausset-
zungen, so haften sie als Gesamtschuldner.

(14) Bei Beitragspflichtigen, die an den getrenntleben-
den bzw. geschiedenen Ehegatten oder sonstige
Verwandte in_gerader Linie (§ 1601 BGB) Unter-
haltsleistungen zu erbringen haben, sind die tat-
sachlich geleisteten Unterhaltsleistungen in gesetzli-
cher oder titulierter Hohe vom Nettoeinkommen ab-
zusetzen. Unterhaltsberechtigte Kinder des Eltern-
beitragspflichtigen die nicht im selben Haushalt le-
ben, werden beim Geschwisterrabatt bertcksichtigt.

§ 43 Einkommensnachweiskestenbeitragspitich-
tige

(1) Die Personensorgeberechtigten sind verpflich-

tet, nach Abschluss des Betreuungsvertrages
Auskunft Ober ihre Einkommensverhéltnisse
Zu geben und durch Vorlage entsprechender
Belege nachzuweisen.
Wird das Einkommen nicht bzw. nicht in_vol-
lem Umfang nachgewiesen, so werden jeweils
die Hochstsatze entsprechend der Elternbei-
tragstabelle erhoben.
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(2) Bei_Selbststandigen, die _noch keinen Ein-
kommenssteuerbescheid erhalten haben, rei-
chen als Nachweis zur vorlaufigen Berech-
nung den letzten Steuerbescheid, eine Ein-
nahme-Uberschuss-Rechnung oder eine be-
triebswirtschaftliche Auswertung ein. Dies qilt
fur alle Firmen und Firmenbeteiligungen.

(3) Bei Einnahmen aus Vermietung und Verpach-
tung sowie aus Kapitalvermégen ist der Steu-
erbescheid des festgelegten Zeitraums des
Betreuungsvertrages vorzuweisen.

(4) Es_sind wesentliche Anderungen der Ein-
kommensverhaltnisse unverziiglich _und un-
aufgefordert schriftlich _anzuzeigen und auf
Verlangen durch Vorlage entsprechender Be-
lege nachzuweisen. Wesentlich sind solche
Anderungen der Einkommensverhéltnisse, die
zu einer Anderung der Beitragseinstufung fiih-
ren.

(5) Bei _fehlender Mitwirkung zur Erhéhung des
Einkommens der _ Elternbeitragspflichtigen
wird die Anderung zum _Anderungseintritt
rickwirkend neu berechnet. Bei fehlendem
Nachweis zur Senkung des Elternbeitrages
erfolgt _die Anderung zum né&chsten Monat
nach Anderungsmitteilung.

(6) Bei Ehen und eheédhnlichen Lebensgemein-
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schaften wird das Einkommen beider Partner
zugrunde gelegt, sofern sie die leiblichen El-
tern des Kindes sind. Steht ein Partner der Le-
bensgemeinschaft in keiner Rechtsbeziehung
zum Kind, so bleibt sein Einkommen bei der
Ermittlung der wirtschaftlichen Leistungsfahig-
Keit unberucksichtigt.

() Lebt das Kind zeitlich begrenzt ab-
wechselnd bei jeweils einem der getrennt le-
benden Personensorgeberechtigten  (sog.
Wechselmodell), so wird das Einkommen bei-
der Elternteile zugrunde geleagt.

84 § 54 Falligkeit des Kostenbeitrages
Falligkeit des Kostenbeitrages
(1) Der Kostenbeitrag wird in Monatsbeitragen er-

(1) Der Kostenbeitrag wird in Monatsbeitragen hoben und ist jeweils zum am-5. des laufenden
erhoben und ist jeweils am 5. des laufenden Monats m—Veraus—fallig. Liegt zum Zeitpunkt
Monats im Voraus fallig. Liegt zum Zeitpunkt des Betreuungsbeginns des Kindes noch kein
des Betreuungsbeginns des Kindes noch kein Leistungsbescheid Uber die Hohe des Kosten-
Leistungsbescheid Uber die HOhe des Kos- beitrages vor, ist der Kostenbeitrag fir die ers-
tenbeitrages vor, ist der Kostenbeitrag fur die ten Monate zuzuglich der fir den Monat, in dem
ersten Monate zuzuglich der fur den Monat, in der Leistungsbescheid erstellt wurde, zu zahlen.

dem der Leistungsbescheid erstellt wurde, zu

| zahlen.

(2) Als pauschaler Ausgleich fur Fehltage innerhalb
| (2) Als pauschaler Ausgleich fiir Fehltage inner- eines Betreuungsjdahres ist ein Monat in der
halb eines Jahres ist ein Monat in der Kinder- Kindertagespflege im Landkreis Barnim eltern-
tagespflege im Landkreis Barnim Elternbei- beitrags- _und essengeldfrei (kostenbeitrags-
tragsfrei. Dieser ist jeweils der zwolfte Monat frei)fret. Dieser ist jeweils der zwoélfte Monat des
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des bewilligten Betreuungszeitraumes.

(3) Die Zahlung des Kostenbeitrages hat unbar (3)
durch Uberweisung, Dauerauftrag oder uber
eine Einzugserméachtigung zu erfolgen.

bewilligter—abgeschlossenen Betreuungszeit-
raumes.

Die Zahlung des Kostenbeitrages hat unbar
durch Uberweisung, Dauerauftrag oder uber ei-
ne Einzugsermachtigung zu erfolgen.

(4) Nicht gezahlte Kostenbeitrage unterliegen der  {4)}-Nicht gezahlte Kostenbeitrdge unterliegen der

Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungsver-
fahren. Vor der ersten Mahnung erfolgt eine
unentgeltliche Zahlungserinnerung. Mahnge-
bdhren werden jeweils in Héhe von 5,00 € und
Rucklastschriftgebihren werden in H6he der
tatsachlichen anfallenden Kosten dem Kos-
tenbeitragspflichtigen in Rechnung gestellt.

(4)

Beitreibung—m dem Mahn- und Verwaltungs-
vollstreckungsverfahren. Ver—der—ersten—Mah-
||eu|g. erfolgt E"'E.. unentgeltiche .ZEl|I|'HIIg'SEIIII.I.IE
Fang ’|u|El|IIIgE|GH|_I.IEII “e'de.” je“..e'ls t—Hohe
vOoR 5.. 00-€-und :b__elela_ stsehriftgebunren-werden
“II Hohe de'l ta_ tsaehlﬁlle_lllel_l anl_allendeln Kesten
stellt: Mahn- und Vollstreckungskosten werden
in den_jeweiligen H6hen auf den/die Beitrags-
pflichtigen umgeleaqt.

Der Betreuungsvertrag kann vom Landkreis

Barnim fristlos gekindigt werden, wenn die El-
ternbeitragspflichtigen ihren Zahlungsverpflich-
tungen trotz Mahnung nicht nachgekommen
sind.

8§85 8§ 65 HOhe des Elternbeitrages und Essengeld

Die_Héhe der Eltermbeitriae.istdenAnl ,

Elternbeitrag und Essengeld

(1) Die Hohe der Elternbeitrage ist den Anlagen 1
— 7 zu dieser Satzung zu entnehmen. Die An-
lagen 1 — 7 sind Bestandteil der Satzung. Die

S : : |
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Hohe der Elternbeitrage richtet sich nach

e dem anzurechnenden Einkommen der El-
tern,

e der Zahl ihrer unterhaltsberechtigten Kin-
der und

e der Betreuungszeit des Kindes.

5)(2) Das monatliche Essengeld fur Kinder, die in
Berlin betreut werden, wird durch die Perso-
nensorgeberechtigten nach Berlin entrichtet.
Das monatliche Essengeld (45,23 €) fur Kin-
der die in Kindertagespflege betreut werden
ist entweder an die Tagespflegepersonen o-
der an den Landkreis Barnim zu entrichten.

86
Einkommen

(1) Die Elternbeitrage sind sozialvertraglich ge-
staffelt. Die Leistungsfahigkeit ergibt sich aus
ihrem Einkommen. Einkommen ist die Summe
der positiven Einklnfte der Eltern im Sinne

o dem-anzurechnenden-Einkommen-derEl-
tern
I hLi haltsk i .
derund

(1) Die Hohe der Elternbeitrage ist der Anlage 1

dieser Satzung zu entnehmen. Die Anlage 1 ist
Bestandteil der Satzung. Die Beitragstabellen
werden einmal im Jahr zum 01.01. eines Jahres
an die realen Betrage angepasst. Weiterhin fin-
det die Anpassung an den Tarifvertrag und die
Inflationsrate Berlicksichtigung.

W@ liche E \dfiir_Kinder.

i lir | R

Das monatliche Essengeld (Mlttaqsverpflequnq)

in Hohe von 3739,00 €(45,23-€)}fur Kinder-die-in
Kindertagespflege—betreut-werden—ist entweder
an die Tagespflegepersonen oder an den Land-

kreis Barnim zu entrichten.

§ 76 Einkommen

(1) Die_Elternbeitrige_sind_sozialvertraglic! :

it Di : A hicke] ot il ¥
Einkemmen—Einkommen ist die Summe der po-

sitiven Netto-Einkiinfte der Elternr—Elternbei-
tragspflichtigen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2
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des § 2 Abs. 1 und 2 Einkommenssteuerge- Einkommenssteuergesetz. Ein Ausgleich mit Nachweiserbringung,

setz. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Allgemeine Information,
Einkunftsarten und mit Verlusten des zusam- Verlusten des zusammenveranlagten Ehegatten = Unterscheidung der Einkom-
menveranlagten Ehegatten ist nicht zulassig. ist nicht zulassig. mensformen

Die Gesamtsumme der positiven Einkiinfte um-
fasst:

Einkinfte aus Land- und Forstwirtschaft
Gewerbebetrieb

selbststandiger Arbeit

nichtselbststandiger Arbeit
Kapitalvermbgen

Vermietung und Verpachtung

sonstige Einkinfte im Sinne des § 22 EStG

Nicht hinzuzurechnen sind:

e das Kindergeld nach dem Bundeskindergeld-
gesetz

e Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz bis zu einer H6he von 300
Euro pro Kind und Monat (Basiselterngeld)
sowie bis 150 Euro pro Kind und Monat in
Fallen des § 4 Absatz 3 Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetz (Elterngeld Plus)

e Einkommen des Kindes (z. B. Ausbildungs-
vergitungen, Leistungen nach dem BAf6G,
Waisenrente),

e Pflegegeld

e die Eigenheimzulage
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H(2) Bei Lebensgemeinschaften sowie bei partner-

Werbungskosten bzw. -pauschale nach dem

EStG, Nachweis fur erh6hte Werbungskosten
mittels Einkommenssteuerbescheid

schaftlich getrenntlebenden Eltern wird das 2)—Beitebensgemeinschaften-sewie bei-parther

Einkommen beider Eltern zu Grunde gelegt,
sofern sie die Eltern des Kindes sind. Leben
die Eltern getrennt, so wird das Einkommen
des mit dem Kind zusammenlebenden Eltern-
teils zu Grunde gelegt und die Unterhaltsleis-
tung hinzugerechnet. Steht ein/-e Partner/-in
der Lebensgemeinschaft in keiner rechtlichen
Beziehung zum Kind, so bleibt sein Einkom-
men unbertcksichtigt. Lebt das Kind bei bei-
den Elternteilen, die getrennt leben, wird zu
gleichen Teilen (Wechselmodell) das Ein-
kommen beider Elternteile zu Grunde gelegt.

2)(3) Bei Einkiinften aus nichtselbststandiger Tatig-

keit und Leistungsempfanger gehdren alle ———Bei-Einkinftenaus-nichtselbststandigerTFatig-

Einkunfte in Geld oder Geldeswert mit Aus-
nahme der Leistungen nach dem Zwodlften
Buch Sozialgesetzbuch, der Grundrente nach
dem Bundesversorgungsgesetz und nach den
Gesetzen, die eine entsprechende Anwen-
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorse-
hen und der Renten oder Beihilfen nach dem
Bundesentschadigungsgesetz fur Schaden an
Leben sowie an Korper oder Gesundheit bis
zur Hohe der vergleichbaren Grundrente nach

i L Lo i he b
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dem Bundesversorgungsgesetz zum Ein-
kommen. Einkinfte aus Rickerstattungen,

die auf Vorauszahlungen beruhen, die
Leistungsberechtigte aus dem Regelsatz er-
bracht haben, sind kein Einkommen.

Von dem Einkommen sind insbesondere ab-
zusetzen:

e auf das Einkommen entrichtete Steuern,

e Pflichtbeitrdge zur Sozialversicherung ein-
schlie3lich der Beitrage zur Arbeitsforde-
rung,

e Beitrdge zu offentlichen oder privaten Ver-
sicherungen oder &hnlichen Einrichtungen,
soweit diese Beitrdge gesetzlich vorge-
schrieben oder nach Grund und Hohe an-
gemessen sind, sowie geforderte  Alters-
vorsorgebeitrage nach 8 82 des Einkom-
menssteuergesetzes, soweit sie den Min-
desteigenbeitrag nach 8 86 des Einkom-
menssteuergesetzes nicht Uberschreiten,

e die mit der Erzielung des Einkommens
verbundenen notwendigen Ausgaben.

Erhalt eine leistungsberechtigte Person aus
einer Tatigkeit Bezuige oder Einnahmen, die
nach 8 3 Nummer 12, 26, 26a oder Nummer
26b des Einkommenssteuergesetzes steuer-
frei sind, ist abweichend von Nummer 2 bis 4
ein Betrag von bis zu 200 Euro monatlich
nicht als Einkommen zu bertcksichtigen.

Vorlage zur Uberarbeitung der Elternbeitrags- und Essengeldsatzung / Version 2 Stand 10.01.2022
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| | | oht alo Einl beriicksichticen.
Laufende Einnahmen sind solche, die auf

demselben Rechtsgrund beruhen und regel- Laufende—Einnahmen—sind—solche —die—auf
maRig erbracht werden, zum Beispiel Gehalts- demselben—Rechisgrund—beruhen—und—regel-
oder Rentenzahlungen. Sie werden ab dem maRig-erbracht- werden,zum-Beispiel- Gehalts-
Zeitpunkt des Zuflusses angerechnet. Einma- oder—Rentenzahlungen—Sie—werden—ab—dem
lige Einnahmen sind grundsétzlich im Monat Zeitpunkt-des Zuflusses-angerechnet—Einma-
des Zuflusses als Einkommen zu beriicksich- lige—Einnahmen-sind—grundsatzlich—im-Menat
tigen. lahr des Zuflusses_als Einkommen—zu_be

ekaichticon.

(4)  Bei Einkinften aus nichtselbststandiger Tatig-

keit errechnet sich das Einkommen aus dem Bej Einkiinften—aus—nichtselbststandiger—Tatigkeit
Bruttoeinkommen abzlglich des Arbeitneh- grrechnet sich-das Einkemmen—aus—dem—Bruttoein-
meranteils der Sozialversicherung, der Lohn-  kemmen-abziiglich-des-Arbeitnehmeranteils-derSo-
und Kirchensteuer, des Solidaritatszuschlages  zialversicherung—derLohn—und—Kirchensteuer—des
und der Pauschbetrage fir Werbungskosten. = selidaritatszuschlages—und—der—Pauschbetrage—fir
Werden durch das Finanzamt hohere Wer-  werbungskesten—\Werden-durch-das—Finanzamt-hé-
bungskosten anerkannt, werden diese be- here Werbungskesten-anerkannt—werden—diesebe-

rcksichtigt. ricksichtigt:
Bei Beamten errechnet sich das Einkommen = (2) Bej der Besoldung und den Versorgungsbeziigen
aus dem Bruttoeinkommen abztiglich der Lohn- der Beamten nach dem Beamtenbesoldungs- und
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und Kirchensteuer, des Solidaritatszuschlages,
der nachgewiesenen Ausgaben zur privaten
Pflege- und Krankenversicherung, soweit sie
den jeweils aktuellen Prozentsatz des Arbeit-
nehmeranteils der gesetzlichen Kranken- und
Pflegeversicherung nicht Uberschreiten und der
Pauschbetrage fur Werbungskosten. Werden
durch das Finanzamt héhere Werbungskosten
anerkannt, werden diese bericksichtigt.

Einkiinfte aus selbststandiger Tatigkeit, aus
Gewerbebetrieb sowie aus Land- und Forst-
wirtschaft sind der Gewinn abzlglich der nach-
gewiesenen Ausgaben zur privaten Renten-,
Pflege- und Krankenversicherung. Als abzugs-
fahiger Betrag fur Renten-, Pflege- und Kran-
kenversicherung wird maximal der jeweils aktu-
elle Prozentsatz der Arbeitnehmer- und Arbeit-
geberanteile der gesetzlichen Versicherungen
anerkannt.

Vorlage zur Uberarbeitung der Elternbeitrags- und Essengeldsatzung / Version 2 Stand 10.01.2022

Beamtenversorgungsgesetz _sind die Einkommens-
steuer einschlieRlich des Solidaritatszuschlages, die
Werbungskosten und die Beitrage fir die Kranken,
Renten- und Pflegeversicherung in Abzug zu brin-

(3) Einkiinfte aus selbststandiger Tatigkeit, aus

Gewerbebetrieb sowie aus Land- und Forstwirt-
schaft sind der Gewinn abzlglich der nachge-
wiesenen Ausgaben zur privaten Renten-, Pfle-
ge- und Krankenversicherung. Als abzugsfahi-
ger Betrag fur Renten-, Pflege- und Kranken-
versicherung wird maximal der jeweils aktuelle
Prozentsatz der Arbeitnehmer- und Arbeitge-
beranteile der gesetzlichen Versicherungen an-
erkannt.

Wird drei Jahre in Folge kein Gewinn nachge-
wiesen, ist eine Bescheinigung vom Finanzamt
uber die Gewerbetatigkeit vorzulegen.
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3)(5) Den Einkiinften nach 8§ 6 (4) und (5) sind
sonstige Einnahmen hinzuzurechnen. Zu den
sonstigen Einnahmen gehdren alle Geldbezl-
ge, unabhangig davon, ob sie steuerpflichtig
oder steuerfrei sind, die die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit erhdhen, einschliellich o6f-
fentlicher Leistungen fir die Gebuhrenschuld-
ner und die Kinder, welche eine Kindertages-
statte im Land Berlin besuchen. Zu den sons-
tigen Einnahmen gehoren z. B.:

wegen Geringfugigkeit pauschal vom Ar-
beitgeber versteuerte Einkommen, Ren-
ten, Unterhaltsleistungen an den Bei-
tragspflichtigen und die Kinder, Einnah-
men aus Mieten und Pachten sowie Kapi-
talvermogen

Einnahmen nach dem Dritten Buch Sozi-
algesetzbuch — Arbeitsforderungsgesetz —
z. B. Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld,
Insolvenzgeld, Uberbriickungsgeld, Uber-

Bis zum Vorliegen des Steuerbescheides des

in der Praxis fur die Verwal-

im Betreuungsvertrag festgesetzten Zeitraumes tung und Antragsstellenden

ergeht eine vorlaufige Festsetzung. Der Eltern-
beitragspflichtige hat den Einkommenssteuer-
bescheid unverziglich vorzulegen, sobald er
diesen erhalt. Kommt der Elternbeitragspflichti-
ge diesen Verpflichtungen nicht nach, wird der
Hdochstbeitrag entsprechend der Beitragstabelle
fur den gesamten Zeitraum der vorlaufigen Bei-
tragszahlung fallig.
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gangsgeld, Wintergeld, Winterausfallgeld Insolvenzgeld—Uberbrickungsgeld—Uber-
e Sonstige Leistungen nach den Sozialge- gangsgeld—WintergeldWinterausfaligeld
setzbichern z. B. Leistungen zur Grund- o Sonstige Leistungen nach den Sozialge-
sicherung fir Arbeitssuchende, Kranken- selzblcherm =B esiungen—zoCrgne-
geld, Mutterschaftsgeld, Verletztengeld, sicherung fir Arbeitssuchende, Kranken-
Ubergangsgeld, Wohngeld, Leistungen : . ,
nach dem Wehrpflichtgesetz Ubergangsgeld,—\Wohngeld,—Leistungen
e Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- pash-demMehestichicescelz
und Elternzeitgesetz (BEEG) unter Be- o Elterngeld-—nach—dem—Bundeselterngeld-
ricksichtigung 8§ 10 Abs. 6 BEEG und Elternzeitgesetz (BEEG) unter Be-
Nicht anzurechnen sind Kindergeld, Pflege-
geld und BAf6G. Nicht—anzurechnen—sind—Kindergeld—Pflege-

(4) Beim Bezug von Renten aus der gesetzlichen Konkretisierungen
Rentenversicherung sind die zu zahlenden Bei-
trage an die Sozialversicherung, die Werbungs-
kosten sowie die Einkommensteuer einschliel3-
lich des Solidaritatszuschlages in Abzug zu

bringen.

(5) Bei Einnahmen aus Vermietung und Verpach-
tung sowie aus Kapitalvermégen sind Wer-
bungskosten nach dem Einkommensteuerge-
setz in der jeweils geltenden Fassung in Abzug

zu bringen.

4)(6) Unterhaltspflichtige Leistungen an den/die
getrennt lebende/-n bzw. geschiedene/-n (5)—Unterhalispflichtige—Leistungen—an—den/die

Ehegatten/-in sowie an die nicht in sei- R e
nem/inrem Haushalt lebenden unterhalts- Ehegatten/-in- sowie an die nicht in sei-
pflichtigen Kinder werden vom Nettoeinkom- B e e e
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men des Beitragspflichtigen abgezogen.

87
Nachweis des Einkommens

(1) MaRgebend ist das Einkommen des Kalender-
jahres vor Beginn der Leistungserbringung.
Abweichend von Satz 1 ist das Einkommen
der letzten drei Monate zu Grunde zu legen,
wenn es voraussichtlich auf Dauer 10 % ho-
her oder niedriger ist als das Einkommen des
vorausgegangenen Kalenderjahres. Werden
die Einkommensnachweise der letzten drei
Monate zu Grunde gelegt, so unterliegt die
Berechnung der Vorlaufigkeit. Bei Vorlage ge-
eigneter Nachweise wird die Gebuhr endgultig
festgesetzt. Anderungen der Einkommensver-
haltnisse, die zu einem hoheren Elternbeitrag
fuhren kénnen, sind unverziglich anzugeben.
Der Elternbeitrag ist gemafll 8§ 2 Absatz neu
festzusetzen.

5)(2) Die Einkommensverhaltnisse sind zu Beginn
der Inanspruchnahme von Kindertagesbe-
treuungsleistungen durch geeignete Unterla-
gen nachzuweisen. Geeignete Nachweise
sind: Einkommenssteuerbescheid, Jahresver-
dienstbescheinigung, Vorauszahlungsbe-
scheid des Finanzamtes, Bescheid Uber Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts,

p”'el'tl'ge“ Kinder—weraen "el“' ”etteel”'ke“'
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(1)

(2)

Bescheid zu Leistungen von Arbeitslosengeld.
Bei Selbststandigen, die noch keinen Ein-
kommenssteuerbescheid erhalten haben, rei-
chen als Nachweis zur vorlaufigen Berech-
nung eine Einnahme-Uberschuss-Rechnung
oder eine Betriebswirtschaftliche Auswertung.
Bei Vorlage geeigneter Nachweise fur das
laufende Kalenderjahr wird die Gebihr end-
gultig festgesetzt. Werden entsprechende Un-
terlagen nicht vorgelegt, so werden jeweils die
Hochstséatze der Gebuhren erhoben.

Der Elternbeitrag wird jahrlich Uberpruft.

§8
Staffelung des Elternbeitrages

Fur die Inanspruchnahme eines Platzes in
Tagespflege mit einer Betreuungszeit bis zu
30 Wochenstunden, im Hort mit einer Betreu-
ungszeit bis zu 20 Wochenstunden sowie fur
die Ferienbetreuung in der 5. und 6. Klasse
bis zu 30 Wochenstunden betragt der nach
dem Einkommen ermittelte Beitrag 100 %. Er
wird nach MalRgabe der folgenden Absatze
erhoht oder ermafigt.

_Selbststandigen_di " :

§ 8 Staffelung des Elternbeitrages

(1) Fur die Inanspruchnahme eines Platzes in Fa-
gespflege—Kindertagespflege mit—einerBetrey-
ungszei bis—2u-30 u.uee_llenstunden tA-Hort-mit
et Be..E'EH. uRgszed bis-2u-20 _weehen.stundelf
SOWAE IH'. die_Ferienbetreddng h-aerS ..E“'EI 5
Klassebis 24 S0 weellen_stunelen_betlagt e|e|.
naell_ellenl El”'lfel"@"“e:' eulnltteﬁltle Be:“agﬁg;. %

0 aRigt._erqgibt sich der ermittelte
Beitrag aus der Beitragstabelle (Anlage 1).

Fur die Inanspruchnahme eines Platzes mit 2)—Fir-die—thanspruchnahme—einesPlatzes—mit

verkilrzter Betreuungszeit ermafigt sich der
Elternbeitrag in Tagespflege, Hort auf 80 %
und fur die Ferienbetreuung in der 5. und 6.
Klasse auf 65 %.

Eltel“f',b. e|t||_ag - Ieltgespllege . l Iel't au.l 8g| ;é.
Klasseauf 65 9%-
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3)

Fur die Inanspruchnahme eines Platzes mit
verlangerten Betreuungszeiten erhdht sich der
Beitrag

- in Tagespflege bei bis zu
e 40 Wochenstunden auf 110 %
e 50 Wochenstunden auf 120 %

- in Hort
e (Uber 20 Wochenstunden auf
110 %
e (Uber 30 Wochenstunden auf
120 %

- in der Ferienbetreuung in der 5. und 6.
Klasse
e (Uber 30 Wochenstunden auf
120 %

Der Elternbeitrag wird entsprechend der Zahl
der unterhaltsberechtigten Kinder ermafigt.
Unterhaltsberechtigt sind alle Kinder, fur die
Kindergeld bezogen wird oder fur die ein Frei-
betrag nach dem Einkommenssteuergesetz in
Anspruch genommen wird. Bei einem unter-
haltsberechtigten Kind betragt die Grundge-
bihr 100 % der in der Anlage befindlichen
Tabellen fur die jeweilige Betreuungszeit und
Betreuungsart festgeschriebenen Summen.
Bei jedem weiteren unterhaltsberechtigten

3)(2) Der Elternbeitrag wird entsprechend der Zahl

der unterhaltsberechtigten Kinder ermafigt.

Unterhaltsberechtigt—sind—alleKinder,—firdie
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(4)

(1)
)

Kind ermafigt sich die tabellarische Grundge-
bidhr um 20 Prozentpunkte. Ab dem sechsten
unterhaltsberechtigten Kind ist die Inan-
spruchnahme beitragsfrei. Als erstes Kind
wird das é&lteste unterhaltsberechtigte Kind
angesehen.

Die Hbhe der Elternbeitrage ergibt sich aus
den beiliegenden Tabellen (Anlage 1 - 7).

89
Inkrafttreten

Satzung tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung des Landkreises
Barnim zur Erhebung von Gebuhren (Eltern-
beitrage — Essengeld) fur die Inanspruchnah-
me von Kindertagesbetreuungsleistungen in
Tagespflegestellen und im Land Berlin (El-
ternbeitragssatzung) vom 21. Juni 2017
(Amtsblatt fur den Landkreis Barnim Nr.

(—)—Dl e Il le.ll.'e de'l Elteullbe”mag;e |e|g|bt S'ezl_' aus

Demnach erfolgt die Staffelung gemal3 Anlage
1 der Elternbeitrdge (Reduzierunqg) pro betreu-
tes Kind. Berucksichtigt wird dabei jedes Kind
der Familie, das unterhaltsberechtigt ist, also
nicht in der Lage ist, sich selbst zu unterhalten.
Ab dem sechsten unterhaltsberechtigten Kind
entfallt die Beitragspflicht fir alle Kinder.

8§ 9 Inkrafttreten

Die Satzung tritt rickwirkend zum 1. JandarSep-
tember 2022 in Kraft_ und ersetzt die vorhergehende

Satzung.
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12/2017 vom 7. Juli 2017, Seite 8 ff.) auBer 122017 —vem—F—Jui—2017—Seite—8—H)—auller
Kraft. et
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Bezugs-zeile

10

bis 50h Mischkalkulation

Ausgaben und Einnahmen

pro Kind im Monat

Jahreswert gemaR

Jahreswert pro

Versicherungsbeitrage tatsachlich 2020:

Jahr
Unfallversicherung 5.658,24 €
Rente 29.189,74 €
Krankenversicherung 53.211,88 €
Pflegeversicherung 10.647,60 €
Gesamt 98.707,46 €
Mietkosten in 2022 18.360,00 €

pro Kind
24,28 €
125,28 €
228,38 €
45,70 €
423,64 €

78,80 €

2,02€
10,44 €
19,03 €
3,81€
35,30 €

291,41 €
1.503,33 €
2.740,53 €

548,37 €

98.707,46 €

Abschluss der| Abschluss staatlich
Grundquali- | mit Bundes- | anerkannte/-r | Mittelwert/ | Jahreswert gemiR |Jahreswert pro
fizierung zertifikat Erzieher/-in Kind/Monat | Betriebserlaubnis Kind
Anerkennung der Forderleistung (Ab 2022) 556,14 € 675,19 € 738,51 656,61 € 1.835.890,88 € 7.879,36 €
Abzug Personalkostenzuschuss 492,74 € 598,22 € 654,32 € 581,76 € -1.626.599,32 € -6.981,11 €
Sachaufwand erstes Kind 289,86 € 289,86 € 289,86 € 289,86 € 166.959,36 € 716,56 €
Sachaufwand zweites bis flinftes Kind fiir 11 Monate 203,36 € 203,36 € 203,36 € 203,36 € 413.837,60 € 1.776,13 €
Unfallversicherung BGW 2,02 € 2,02 € 2,02 € 2,02 € 5.658,24 € 24,28 €
Zuschuss Rentenversicherung 10,44 € 10,44 € 10,44 € 10,44 € 29.189,74 € 125,28 €
Zuschuss Krankenversicherung 19,03 € 19,03 € 19,03 € 19,03 € 53.211,88 € 228,38 €
Zuschuss Pflegeversicherung 3,81€ 3,81€ 3,81€ 3,81€ 10.647,60 € 45,70 €
Verwaltungskosten 3,47 € 3,47 € 3,47 € 3,47 € 9.700,00 € 41,63 €
Mietkostenzuschuss 78,80 € 78,80 € 78,80 € 78,80 € 18.360,00 € 78,80 €
Differenzbetrag zur hausliche Ersparnis (aus Tabellenblatt 25,94 € 25,94 € 25,94 € 25,94 € 66.492,02 € 285,37 €
Gesamt 268,47 € 282,04 € 289,26 € 279,93 € 983.348,00 € 4.220,38 €
mogliche Platze insgesamt 233 4.220,38 €
héchste Platzkosten pro Kind pro Monat 351,70 € 351,70 €

Betriebserlaubnis Kind
1.835.890,88 € 7.879,36 €
-1.626.599,32 € -6.981,11 €
166.959,36 € 716,56 €
gerechnet mit
413.837,60 € 1.776,13 €| Personalkostenzuschuss
645,04 € 2,77 € 0,114 88,60%
3.327,63 € 14,28 € 88,60%
6.066,15 € 26,03 € 88,60%
1.213,83 € 521€ 88,60%
9.700,00 € 41,63 €
18.360,00 € 78,80 €
66.492,02 € 285,37 €
895.893,19 € 3.845,03 €
3.845,04 €

320,42 € neuer Hochstwert



Anlage 1 zur Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeitragen fir die Inanspruchnahme von
Kindertagesbetreuungsleistungen in Kindertagespflege im Landkreis Barnim

Gebiihrentabelle fiir Kinder in Kindertagespflege mit Rechtsanspruch - monatliche Gebiihr, giiltig ab 1. September 2022

Nettoeinkommen in EUR

bis zu 20 Wochenstunden

bis zu 30 Wochenstunden

bis zu 40 Wochenstunden

Uber 40 Wochenstunden

jahrlich |monat|ich monatliche Gebulhr in EUR monatliche Gebihr in EUR monatliche Gebulhr in EUR monatliche Geblhr in EUR
1K |2K. [3K. |[4K. [5K. 1K 12K, |3K. [4K. |5K. 1K |2K. [3K. |[4K. [5K. 1K 12K, |3K. [4K. |5K.
100% | 90% | 80% | 70% | 60% | 100% | 90% | 80% | 70% | 60% ] 100% | 90% | 80% | 70% | 60% | 100% | 90% | 80% | 70% | 60%
unter 20.000* |unter 1.666* 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
ab 20.001 ab 1.666 7 6 6 5 4 1 10 9 8 6 14 13 11 10 9 18 16 14 13 1
ab 25.000 ab 2.083 10 9 8 7 6 15 14 12 11 9 20 18 16 14 12 25 23] 20 18 15
ab 30.000 ab 2.500 14 13 11 10 8 21 19 17 15 13 28| 25 23] 20 17 35 32 28 25| 21
ab 35.000 ab 2.917 20 18 16 14 12 30 271 24 21 18 39 35 32 28 24 49| 44 39 34 30
ab 40.000 ab 3.333 27 24 21 19 16 40 36 32 28| 24 53] 48] 43 37 32 66 60 53| 47| 40
ab 45.000 ab 3.750 36 32 29 25 22 54| 48| 43 38 32 72 65 57 50 43 90 81 72 63 54
ab 50.000 ab 4.167 48] 44 39 34 29 73 65 58 51 44 97 87 78 68 58 121] 109 97 85 73
ab 55.000 ab 4.583 63 57 50| 44 38 95| 85 76 66 57 126] 113] 101 88 76 158| 142] 126] 110 95
ab 60.000 ab 5.000 82 74 66 57 49 123 111 98 86 74 164 1471 131| 115 98 205| 184| 164| 143] 123
ab 65.000 ab 5.417 102 92 82 72 61 154] 138] 123| 108 92 205| 184 164| 143| 123 256| 230| 205| 179] 154
ab 70.000 ab 5.833 128 115| 102| 90| 77]) 192 173] 154 134| 115] 256| 230 205| 179 154] 320| 288| 256| 224| 192

K. = Kind oder Kinder

Betrag ist auf volle Euro gerundet.

* unter 20.000 Euro Nettoeinkommen/Jahr gemaR Satzungstext beitragsfrei.




BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21. SEPTEMBER 2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 11-561-22/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/Dezernat: 51 Amt Datum | Signatur | Amt Datum | Signatur |
51
30

Betreff

Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeitragen und Essengeld (Kosten-
beitragen) fur Kinder des Landkreises Barnim, die Betreuungsleistungen im Land Berlin in
Anspruch nehmen (Kostenbeitragsordnung Berlin)

Beschlussvorschlag

Die Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeitragen und Essengeld (Kos-
tenbeitragen) fur Kinder des Landkreises Barnim, die Betreuungsleistungen im Land Berlin in
Anspruch nehmen (Kostenbeitragsordnung Berlin) wird beschlossen.

Sie tritt zum 1. September 2022 in Kraft.

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmafige Bertihrung: berihrte Produktkonten: 36110.448200
M Ja I™ Nein Ertrage/Einzahlungen: 160.000,00 €
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt ¥
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
. Haushalt 2022 und Datum / Unterschrift
Deckungsvorschlag:
Folgende
Unterschrift des Einreichers
Beratungsergebnis
| Ausschuss | Datum _ Dafiir  Dagegen  Enthaltung | Einstimmig  Mehrheit | Beschl.-Nr.
A8 30.03.2022
A8 31.08.2022
A2 01.09.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer 11-51-22/22
Diese Vorlage ist eine Entscheidungsvorlage.

Gemal § 18 Abs. 2 Kindertagesstattengesetz (KitaG) mussen Elternbeitrage und das Es-
sengeld vom ortlichen Trager der Jugendhilfe festgesetzt und erhoben werden. Der § 3 Abs.
1 Satz 1 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in Verbindung mit § 131
BbgKVerf ermachtigt den Landkreis Barnim fur seine pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe
gemal § 12 Abs. 1 KitaG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Erstes Gesetz zur Ausfuhrung Achtes
Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe (AGKJHG) Elternbeitrage und Essengeld
fur die Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsleistungen im Barnim zu erheben.

Zur transparenteren Darstellung erfolgt eine Trennung zwischen den Kostenbeitragsordnun-
gen Kindertagespflege und der Kostenbeitragsordnung fur Kinder aus dem Landkreis Barnim
mit einer Betreuungsleistung in Berlin.

Die vorliegende Kalkulation berlicksichtigt dabei bereits in der Kalkulation die Anderung der
Landeszuschusse ab dem 1. August 2022.

Zur Erhebung der Elternbeitrage wurden im Rahmen der Kalkulation (Anlage Kalkulation)
folgende Parameter berilicksichtigt:

o Platzkosten gemal Richtlinie zur Férderung von Kindern in Tagespflege im Landkreis
Barnim sowie der Staatsvertrag zwischen dem Land Berlin und dem Land Branden-
burg Uber die gegenseitige Nutzung von Platzen in Einrichtungen der Kindertagesbe-
treuung

Errechneter Hochstbeitrag

Sozialvertraglichkeit

Unterhaltsberechtigte Kinder

Staffelung nach Einkommen der Personensorgeberechtigten

Betreuungsumfang.

Betroffene sind Eltern mit gewdhnlichem Aufenthalt im Landkreis Barnim, die eine Kinderta-
gesbetreuung im Land Berlin in Anspruch nehmen.

Es werden keine alternativen Entscheidungen vorgeschlagen.

Die Kostenbeitragsordnung Berlin soll rickwirkend zum 1. September 2022 in Kraft treten.
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%% Landkreis
Barnim

)
L

SATZUNG DES LANDKREISES BARNIM ZUR ERHEBUNG VON ELTERNBEI-
TRAGEN UND ESSENGELD (KOSTENBEITRAGEN) FUR KINDER DES LAND-
KREISES BARNIM, DIE BETREUUNGSLEISTUNGEN IM LAND BERLIN IN AN-
SPRUCH NEHMEN (KOSTENBEITRAGSORDNUNG BERLIN)

8 1 Geltungsbereich

(1) Grundlage fir die Nutzung von Einrichtungen der Kindertagesbetreuung zwi-
schen dem Land Brandenburg und dem Land Berlin bildet der Staatsvertrag
in der derzeit gultigen Fassung.

(2) Fur die Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsangeboten im Land
Berlin haben die Personensorgeberechtigten Elternbeitrage und den darin
enthaltenen Zuschuss zum Mittagessen an den Landkreis Barnim zu entrich-
ten. Die Elternbeitrage sind sozialvertraglich nach dem Einkommen der Kos-
tenbeitragspflichtigen, der Zahl ihrer unterhaltsberechtigten Kinder, der Ge-
schwisterkinder, sowie dem vereinbarten Betreuungsumfang zu gestalten.

(3) Der Elternbeitrag und das darin enthaltene Essengeld (Kostenbeitrag) wer-
den vom Landkreis Barnim auf Basis dieser Satzung als offentlich-rechtliche
Abgabenverpflichtung durch Leistungsbescheid festgesetzt und erhoben. Zu
diesem Zweck werden die Namen, Anschriften, Geburtsdaten sowie die Auf-
nahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie entsprechende Daten der Per-
sonensorgeberechtigten und gegebenenfalls der Eltern erhoben und verar-
beitet, soweit es zur Erfullung der Aufgabe erforderlich ist.

§ 2 Kostenbeitragspflichtige

Kostenbeitragspflichtige sind die Personensorgeberechtigten bzw. Eltern. Mehrere
Kostenbeitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

§ 3 Entstehung der Kostenbeitragspflicht

(1) Die Aufnahme des Kindes in eine Kindertageseinrichtung im Land Berlin er-
folgt in der Regel zum 1. eines Monats. Der Kostenbeitrag wird analog zur
Kostenlegung des Landes Berlin erhoben.

(2) Anderungen des Kostenbeitrages durch eine Anderung des Einkommens
werden ab dem Folgemonat neu berechnet.

(3) Fur Kinder, die sich im letzten Jahr vor der Einschulung befinden, werden
gemal § 17a Kindertagesstattengesetz (KitaG) keine Elternbeitrage erhoben.
Die Beitragsfreiheit gilt grundsatzlich fir alle Leistungen, die im Rahmen des
Auftrages nach dem Kita-Gesetz zu erbringen sind. Sie gilt nicht fir das Es-



Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeitrdgen und Essengeld (Kostenbeitragen) fir Kinder
des Landkreises Barnim, die Betreuungsleistungen im Land Berlin in Anspruch nehmen (Kostenbeitragsordnung
Berlin)

Beschluss des Kreistages Barnim Nr. ..... vom .....

sengeld und nicht fir Leistungen, die von Dritten angeboten werden. Kinder,
die von der Einschulung zurtickgestellt wurden, sind erneut im letzten Kinder-
tagesbetreuungsjahr beitragsfrei. Fur Kinder, die vorzeitig eingeschult wer-
den, kdnnen die zunéchst erhobenen Elternbeitrage durch den Landkreis
Barnim erstattet werden. Voraussetzung hierfur ist eine Antragsstellung bis
zum 1. Juni des Jahres der vorzeitigen Einschulung.

(4) Folgenden Personensorgeberechtigten wird der Elternbeitrag erlassen wer-
den, wenn sie oder deren Kind folgende Sozialleistungen erhalten:

e Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach den 88 19 ff. des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB Il),

e Hilfe zum Lebensunterhalt nach den 88 27 ff. oder 41 ff. des Zwodlften
Buches Sozialgesetzbuch (SGB Xll),

e Leistungen in besonderen Féllen oder Grundleistungen nach den 8§ 2, 3
des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG),

e einen Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskindergeldgesetzes (BKGG),

¢ Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG)

Ferner wird auch Personensorgeberechtigten der Elternbeitrag erlassen wer-
den, wenn ihr Haushaltseinkommen im Kalenderjahr den Betrag von
20.000,00 € nicht Ubersteigt (Geringverdienende). Haushaltseinkommen im
Sinne dieser Regelung ist die Summe der Nettoeinnahmen im Kalenderjahr.

e Die Elternbeitrage kénnen gemall 8 90 Abs. 3 Achtes Buch Sozialge-
setzbuch (SGB VIII) ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Be-
lastung dem Kind oder seinen Eltern nicht zuzumuten ist.

e Fur Kinder, deren Personensorgeberechtigten fur diese Kinder Hilfe nach
den 88 33, 34 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erhalten sowie fiir
Kinder in stationaren gemeinsamen Wohnformen gemaR § 19 SGB VIII,
Ubernimmt der fur diese Leistung zustandige ortliche Tréager der offentli-
chen Jugendhilfe die Elternbeitrage in Hohe des Durchschnitts der El-
ternbeitrage des Tragers. (8 3 Punkt 12)

e Bei Lebensgemeinschaften wird das Einkommen beider Kostenbeitrags-
pflichtigen zu Grunde gelegt. Zahlt der nicht mit dem Kind zusammenle-
bende Elternteil Unterhalt fur das im Betreuungsvertrag genannte Kind,
wird das Einkommen des mit dem Kind zusammenleben Elternteils zu-
zuglich der Unterhaltszahlungen zu Grunde gelegt. Hier wird bei aul3er-
gerichtlichen Vereinbarungen unter dem Mindestunterhalt, der Min-
destunterhalt angerechnet.

e Bei Beitragspflichtigen, die an den getrenntlebenden bzw. geschiedenen
Ehegatten oder sonstige Verwandte in gerader Linie (§ 1601 BGB) Un-
terhaltsleistungen zu erbringen haben, sind die tatsachlich geleisteten
Unterhaltsleistungen in gesetzlicher oder titulierter Hohe vom Nettoein-
kommen abzusetzen. Unterhalsberechtigte Kinder des Elternbeitrags-
pflichtigen, die nicht im selben Haushalt leben, werden beim Geschwis-
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Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeitragen und Essengeld (Kostenbeitragen) fiir Kinder
des Landkreises Barnim, die Betreuungsleistungen im Land Berlin in Anspruch nehmen (Kostenbeitragsordnung
Berlin)

Beschluss des Kreistages Barnim Nr. ..... vom .....

terrabatt berlicksichtigt.
8 4 Einkommensnachweis

(1) Die Kostenbeitragspflichtigen sind verpflichtet, nach Bescheiderteilung des
Wunsch- und Wahlrechtes Auskunft Uber ihre aktuellen Einkommensverhalt-
nisse zu geben und durch Vorlage entsprechender Belege nachzuweisen.

Wird das Einkommen nicht bzw. nicht in vollem Umfang nachgewiesen, so
werden jeweils die Hochstséatze entsprechend der Elternbeitragstabelle erho-
ben.

(2) Bei Selbststandigen, die noch keinen Einkommenssteuerbescheid erhalten
haben, reichen als Nachweis zur vorlaufigen Berechnung den letzten Steuer-
bescheid, eine Einnahme-Uberschuss-Rechnung oder eine betriebswirt-
schaftliche Auswertung ein. Dies gilt fur alle Firmen und Firmenbeteiligungen.

(3) Bei Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung sowie aus Kapitalvermo-
gen ist der Steuerbescheid des festgelegten Zeitraums des Betreuungsver-
trages vorzuweisen.

(4) Es sind wesentliche Anderungen der Einkommensverhéltnisse unverziiglich
und unaufgefordert schriftlich anzuzeigen und auf Verlangen durch Vorlage
entsprechender Belege nachzuweisen. Wesentlich sind solche Anderungen
der Einkommensverhaltnisse, die zu einer Anderung der Beitragseinstufung
fuhren.

(5) Bei fehlender Mitwirkung zur Erhohung des Einkommens der Kostenbei-
tragspflichtigen wird die Anderung zum Anderungseintritt riickwirkend neu
berechnet. Bei fehlendem Nachweis zur Senkung des Kostenbeitrages er-
folgt die Anderung zum n&chsten Monat nach Anderungsmitteilung. Die
Mehrkosten des Landkreises Barnim aufgrund fehlender Mitwirkung kann auf
den Kostenbeitrag der Beitragspflichtigen zugerechnet werden.

(6) Bei Ehen und eheahnlichen Lebensgemeinschaften wird das Einkommen
beider Partner zugrunde gelegt, sofern sie die leiblichen Eltern des Kindes
sind. Steht ein Partner der Lebensgemeinschaft in keiner Rechtsbeziehung
zum Kind, so bleibt sein Einkommen bei der Ermittlung der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit unbericksichtigt.

(7) Lebt das Kind zeitlich begrenzt abwechselnd bei jeweils einem, der getrennt
lebenden, Personensorgeberechtigten (sog. Wechselmodell), wird das Ein-
kommen beider Elternteile zugrunde gelegt.

8 5 Falligkeit des Kostenbeitrages

(1) Der Kostenbeitrag wird in Monatsbeitragen erhoben und ist jeweils am 5. des
laufenden Monats im Voraus fallig. Liegt zum Zeitpunkt des Betreuungsbe-

ginns des Kindes noch kein Leistungsbescheid tber die Hohe des Kosten-
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beitrages vor, ist der Kostenbeitrag fur die ersten Monate zuztglich der fur
den Monat, in dem der Leistungsbescheid erstellt wurde, zu zahlen.

(2) Die Zahlung des Kostenbeitrages hat unbar durch Uberweisung, Dauerauf-
trag oder Uber eine Einzugsermachtigung zu erfolgen.

Nicht gezahlte Kostenbeitrage unterliegen der Beitreibung im Mahn- und Ver-
waltungsvollstreckungsverfahren. Mahn- und Vollstreckungskosten werden in
der jeweiligen Hohe auf den Beitragspflichtigen umgelegt.

(3) Die Kostenubernahmeerklarung an das Land Berlin kann vom Landkreis Bar-
nim fristlos zurickgenommen werden, wenn die Elternbeitragspflichtigen ihren
Zahlungsverpflichtungen trotz Mahnung nicht nachgekommen sind.

8 6 Hohe des Kostenbeitrages

(1) Die Hohe der Elternbeitrage ist den Anlagen 1 bis 6 dieser Satzung zu ent-
nehmen. Diese Anlagen sind Bestandteil der Satzung. Die Beitragstabellen
werden einmal im Jahr nach Erhalt der Kostenbeitragstabellen des Landes
Berlin fur Kita- und Hortplatzkosten angepasst.

(2) Das monatliche Essengeld (Mittagsverpflegung) fir Kinder bis zur Einschu-
lung in H6he von 23,00 Euro bzw. fir Kinder, die eine Hortbetreuung in An-
spruch nehmen in Hoéhe von 37,00 Euro, ist an den Landkreis Barnim zu ent-
richten.

8§ 7 Einkommen

(1) Einkommen ist die Summe der positiven Netto-Einkinfte der Elternbeitrags-
pflichtigen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 Einkommenssteuergesetz. Ein Aus-
gleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zu-
sammenveranlagten Ehegatten ist nicht zulassig.

Die Gesamtsumme der positiven Einkunfte umfasst:

Einkunfte aus Land- und Forstwirtschaft
Gewerbebetrieb

selbststandiger Arbeit

nichtselbststandiger Arbeit
Kapitalvermdgen

Vermietung und Verpachtung

sonstige Einkinfte im Sinne des § 22 EStG

Nicht hinzuzurechnen sind:

e das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz
e Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zu einer
Hohe von 300 Euro pro Kind und Monat (Basiselterngeld) sowie bis 150
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Euro pro Kind und Monat in Fallen des 8§ 4 Absatz 3 Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetz (Elterngeld Plus)
e Einkommen des Kindes (z. B. Ausbildungsvergutungen, Leistungen nach
dem BAf6G, Waisenrente),
o Pflegegeld
e die Eigenheimzulage
e Werbungskosten bzw. -pauschale nach dem EStG, Nachweis fir erhohte
Werbungskosten mittels Einkommenssteuerbescheid
(2) Bei der Besoldung und den Versorgungsbeziigen der Beamten nach dem Be-

3)

(4)

(5)

amtenbesoldungs- und Beamtenversorgungsgesetz sind die Einkommens-
steuer einschliel3lich des Solidaritatszuschlages, die Werbungskosten und die
Beitrage fur die Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung in Abzug zu brin-
gen.

Einklnfte aus selbststandiger Tatigkeit, aus Gewerbebetrieb sowie aus Land-
und Forstwirtschaft sind der Gewinn abziglich der nachgewiesenen Ausga-
ben zur privaten Renten-, Pflege- und Krankenversicherung. Als abzugsfahi-
ger Betrag fur Renten-, Pflege- und Krankenversicherung wird maximal
der jeweils aktuelle Prozentsatz der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteile der
gesetzlichen Versicherungen anerkannt.

Wird drei Jahre in Folge kein Gewinn nachgewiesen, ist eine Bescheinigung
vom Finanzamt Uber die Gewerbetatigkeit vorzulegen.

Bis zum Vorliegen des Steuerbescheides des im Betreuungsvertrag festge-
setzten Zeitraumes ergeht eine vorlaufige Festsetzung. Der Elternbeitrags-
pflichtige hat den Einkommenssteuerbescheid unverziglich vorzulegen, so-
bald er diesen erhalt. Kommt der Elternbeitragspflichtige diesen Verpflichtun-
gen nicht nach, wird der Hochstbeitrag entsprechend der Beitragstabelle fur
den gesamten Zeitraum der vorlaufigen Beitragszahlung fallig.

Beim Bezug von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung sind die zu
zahlenden Beitrage an die Sozialversicherung, die Werbungskosten sowie die
Einkommensteuer einschlief3lich des Solidaritatszuschlages in Abzug zu brin-
gen.

Bei Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung sowie aus Kapitalvermogen
sind Werbungskosten nach dem Einkommensteuergesetz in der jeweils gel-
tenden Fassung in Abzug zu bringen.

§ 8 Staffelung des Kostenbeitrages

)

(2)

Fur die Inanspruchnahme einer Kindertagesbetreuung im Land Berlin ergibt
sich der ermittelte Beitrag aus den Beitragstabellen gemaf der Anlage 1 bis 6.

Der Elternbeitrag wird entsprechend der Anzahl der unterhaltsberechtigten
Kinder ermaligt.
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Demnach erfolgt die Staffelung gemafi der Anlagen der Elternbeitréage pro be-
treutem Kind. Berlcksichtigt wird dabei jedes Kind der Familie, das unter-
haltsberechtigt ist, also nicht in der Lage ist, sich selbst zu unterhalten.

Ab dem sechsten unterhaltsberechtigten Kind entfallt die Beitragspflicht fur al-
le Kinder.

8§ 9 Inkrafttreten

Die Satzung tritt rickwirkend zum 1. September 2022 in Kraft und ersetzt die vor-
hergehende Satzung.
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FASSUNG VOM 1. JANUAR 2020 UBERARBEITUNG BEGRUNDUNG
Satzung
Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbei-

des Landkreises Barnim zur Erhebung von El-
ternbeitragen und Essengeld fur die Inan-
spruchnahme von Leistungen der Kinderta-
gespflege im Landkreis Barnim und in der Kin-
dertagesbetreuung im Land Berlin (Elternbei-
trags- und Essengeldsatzung)

Auf den nachfolgend genannten gesetzlichen
Grundlagen hat der Kreistag Barnim auf seiner
Sitzung am ... die Elternbeitrags- und Essensgeld-
satzung beschlossen:

- 88 3, 131 der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBI. | S.
286), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 10. Juli 2014 (GVBI. I Nr. 32)

- 8 90 Abs. 1 Achtes Buch Sozialgesetzbuch —
Kinder- und Jugendhilfe— in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. |
S. 2022), zuletzt geédndert durch Gesetz vom 11.
November 2016 (BGBI. | S. 2460)

- 8§ 17 Abs. 1 Zweites Gesetz zur Ausfuhrung des
Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und
Jugendhilfe — Kindertagesstattengesetz (KitaG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni
2004 (GVBI. | S. 384), zuletzt geandert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 1. April 2019 (GVBI.I/19,
[Nr. 8])

tragen und Essengeld firdie-transpruchnahme-von
; I ol | . kroi

. Lin d . I . kroi
Barnimund fur Kinder des Landkreis Barnim, die

Betreuungsleistungen im Land Berlin in Anspruch

nehmen im Land Berlin (Elternbeitrags—und-Essen-
geldsatzunKostenbeitragsordnung Berlin)
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betrifft Kindertagespflege

Kann entfallen, hat keine
Auswirkung auf die Gultig-
keit.
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(1)

(2)

§1
Allgemeines

Fir die Inanspruchnahme von Angeboten
der Forderung von Kindern in der Kinderta-
gespflege im Landkreis Barnim und von
Leistungen der Kindertagesbetreuung im
Land Berlin haben die Personensorgebe-
rechtigten Elternbeitrdge sowie einen Zu-
schuss zur Versorgung des Kindes mit Mit-
tagessen in Hohe der durchschnittlich er-
sparten Eigenaufwendungen (Essengeld)
zu entrichten. Die Elternbeitrage sind sozi-
alvertraglich nach dem Einkommen der
Personensorgeberechtigten, der Zahl ihrer
unterhaltsberechtigten Kinder sowie dem
vereinbarten Betreuungsumfang zu gestal-
ten.

Der Elternbeitrag und das Essengeld (Kos-
tenbeitrag) werden vom Landkreis Barnim
auf Basis dieser Satzung als offentlich-
rechtliche Abgabenverpflichtung durch Leis-
tungsbescheid festgesetzt und erhoben. Zu

8 1 AHlgemeinesGeltungsbereich

3)

(1) Grundlage fir die Nutzung von Einrichtungen der
Kindertagesbetreuung zwischen dem Land Bran-
denburg und dem Land Berlin bildet der Staats-
vertrag in der derzeit gultigen Fassung,.

(2) Fur die Inanspruchnahme von Angebeten-Kinder-
tagesbetreuungsangeboten im Land Berlin der
”I“ I:anellellels Ba||||||_| LAd uellll I:e_ Istungen del II ;'."
Land-Berlin—haben die Personensorgeberechtig-
ten Elternbeitrdge_und den darin enthaltenen;-se-
wie einen Zuschuss zur Versorgung des Kindes
mit-zum Mittagessen an den Landkreis Barnim in

Hohe der durchschnittlich ersparten Eigenauf-
wendungen{(Essengeld)des zu zahlenden Essen-

geldbeitrages an das Land Berlin zu entrichten.
Die Elternbeitrage sind sozialvertraglich nach dem
Einkommen der PersonensergeberechtigtenKos-
tenbeitragspflichtigen, der Zahl ihrer unterhaltsbe-
rechtigten Kinder,_der Geschwisterkinder sowie
dem vereinbarten Betreuungsumfang zu gestal-
ten.

Der Elternbeitrag und das darin _enthaltene Es-
sengeld (Kostenbeitrag) werden vom Landkreis
Barnim auf Basis dieser Satzung als 6ffentlich-
rechtliche Abgabenverpflichtung durch Leistungs-
bescheid festgesetzt und erhoben. Zu diesem
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(1)

(2)

diesem Zweck werden die Namen, Anschrif-
ten, Geburtsdaten sowie die Aufnahme- und
Abmeldedaten der Kinder sowie entspre-
chende Daten der Personensorgeberechtig-
ten und gegebenenfalls der Eltern erhoben
und verarbeitet, soweit es zur Erfullung der
Aufgabe erforderlich ist.

§2
Entstehung des Kostenbeitrages

Der Anspruch des Landkreis Barnim auf
Elternbeitrag und Essengeld (Kostenbei-
trag) entsteht mit der Aufnahme des Kindes
in eine Kindertagespflegestelle im Landkreis
Barnim oder-in einer Kindertagesbetreuung
im Land Berlin unabhéngig von der tatsach-
lichen Inanspruchnahme, das heif3t unab-
hangig von der Anwesenheit des Kindes.
Der Anspruch erlischt mit Ablauf des Mo-
nats, in dem das Betreuungsverhaltnis en-
det.

Die Aufnahme des Kindes in eine Kinderta-
gespflegestelle oder in einer Kindertages-

Zweck werden die Namen, Anschriften, Geburts-
daten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten
der Kinder sowie entsprechende Daten der Per-
sonensorgeberechtigten und gegebenenfalls der
Eltern erhoben und verarbeitet, soweit es zur Er-
fullung der Aufgabe erforderlich ist.

8 2 Kostenbeitragspflichtige

Kostenbeitragspflichtige sind die Personensorgeberech-
tigten bzw. Eltern. Mehrere Kostenbeitragspflichtige haf-
ten als Gesamtschuldner.

§ 23 Entstehung des-Kostenbeitragesder Kostenbei-
tragspflicht

(1) Die Aufnahme des Kindes in-eineKindertagesptle-

gestelle—oeder—in einer Kindertageseinrichtung im
Land Berlin erfolgt in der Regel zum 1. eines Mo-
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3)

(4)

(5)

(6)

einrichtung im Land Berlin erfolgt in der Re-
gel zum 1. eines Monats. Elternbeitrage und
Essengeld (Kostenbeitrag) sind fur jeden
Monat, in dem das Kind angemeldet und
aufgenommen wird, in voller H6he zu ent-
richten, sofern die Aufnahme bis einschliel3-
lich 15. des Monats erfolgt. Sollte in Aus-
nahmeféallen eine Aufnahme nach dem 15.
des Monats erfolgen, so sind 50 % der Be-
trdge zu entrichten. Gleiches gilt bei Kundi-
gungen des Betreuungsplatzes.

Sollte sich die Eingew6hnung und der An-
fang der vollen Betreuungszeit in der Ta-
gespflege im Aufnahmemonat Uberschnei-
den, so wird eine genaue anteilige Berech-
nung vorgenommen.

Anderungen des Elternbeitrages durch eine
Anderung des Kindesalters werden vom
ersten Tag des folgenden Monats nach dem
Geburtsmonat an wirksam.

Anderungen des Elternbeitrages durch eine
Anderung des Einkommens werden vom
Tag des Anderungseintritts anteilig neu be-
rechnet.

Wird innerhalb eines Monats eine Anderung
der Betreuungszeit vereinbart, so wird mit
dem ersten Tag, an dem die Anderung ein-
tritt, die entsprechend der Gebihrentabelle

nats._Der Kostenbeitrag wird analog zur Kostenle-
gung des Landes Berlin erhoben —El{embemrage

(_)_Anderungen des Kostenbeitrages durch eine
Anderung des Einkommens werden vem-Fag-des

Anderungseintritts—anteiligab _dem Folgemonat

neu berechnet.
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(7)

(8)

(9)

(10)

erhohte oder niedrigere Gebuhr erhoben.
Fur den Monat der Anderung wird eine an-
teilige Berechnung vorgenommen.

Die Elternbeitragsberechnung erfolgt Cent
genau.

Fur Kinder, die im eigenen Haushalt der
Sorgeberechtigten durch eine Tagespflege-
person betreut werden, verringert sich der
Elternbeitrag aus der Beitragstabelle, um
die Kosten, die der Tagespflegeperson nicht
entstehen, wie zum Beispiel Miete, Gas,
Wasser, Strom.

Fehlt ein Kind unentschuldigt Uber einen
langeren zusammenhangenden Zeitraum
von mindestens einem Monat, bleibt der
Anspruch auf einen Platz in der Kinderta-
gesbetreuung zwei Monate erhalten. Die
Pflicht zur Zahlung des Elternbeitrages und
des Essengeldes bleiben unberiihrt. Uber
Ausnahmen wird auf Antrag der Personen-
sorgeberechtigten vom Landkreis Barnim
nach pflichtgemé&Rem Ermessen entschie-
den.

Bei Verhinderung der Tagespflegeperson
sorgen die Personensorgeberechtigten in
Wahrnehmung ihres  Aufenthaltsbestim-
mungsrechtes flr ihr Kind zuerst selbst fur

5 o Elternbeitraas| | ol .

Seite 5 von 23

Rechnungslegung

ange-

passt

Betrifft Kindertagespflege

Kann entfallen, da es der

Rechnungslequng

ange-

passt



Vorlage zur Uberarbeitung der Elternbeitrags- und Essengeldsatzung / Version 1 Stand 18.06.2021
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(11)

(12)

(13)

eine anderweitige Betreuung. Sollte den
Personensorgeberechtigten keine andere
Betreuungsmaglichkeit zur Verfligung ste-
hen, vermittelt der Landkreis einen Aus-
weichplatz in einer anderen Kindertages-
pflegestelle im Landkreis Barnim oder Kin-
dertagesstatte im Landkreis Barnim.

Die Elternbeitragspflichtpflicht entsteht auch
bei Abwesenheit der Tagespflegeperson.

Fir Kinder, die sich im letzten Jahr vor der
Einschulung befinden, werden keine Eltern-
beitrage erhoben. Die Beitragsfreiheit gilt
grundsatzlich fur alle Leistungen, die im
Rahmen des Auftrages nach dem Kita-
Gesetz zu erbringen ist. Sie gilt nicht fir das
Essengeld und nicht fur Leistungen, die von
Dritten angeboten werden. Kinder, die von
der Einschulung zurtickgestellt wurden, sind
erneut im letzten Kindertagesbetreuungs-
jahr beitragsfrei. FUr Kinder, die vorzeitig
eingeschult werden, kdonnen die zun&chst
erhobenen Elternbeitrdge durch den Land-
kreis Barnim erstattet werden. Vorausset-
zung hierfir ist eine Antragsstellung bis zum
1. Juni des Jahres der vorzeitigen Einschu-
lung.

Folgenden Personensorgeberechtigten wird
der Elternbeitrag erlassen werden, wenn sie
oder deren Kind folgende Sozialleistungen

(4)

Abwesenheit der Tagespflegeperson.

(3) Fur Kinder, die sich im letzten Jahr vor der
Einschulung befinden, werden gemal3 § 17 a
Kindertagesstattengesetz (KitaG) keine El-
ternbeitrage erhoben. Die Beitragsfreiheit gilt
grundsatzlich fur alle Leistungen, die im Rah-
men des Auftrages nach dem Kita-Gesetz zu
erbringen istsind. Sie gilt nicht fir das Essen-
geld und nicht fir Leistungen, die von Dritten
angeboten werden. Kinder, die von der Ein-
schulung zuriickgestellt wurden, sind erneut im
letzten Kindertagesbetreuungsjahr beitragsfrei.
Fur Kinder, die vorzeitig eingeschult werden,
konnen die zunachst erhobenen Elternbeitrage
durch den Landkreis Barnim erstattet werden.
Voraussetzung hierfur ist eine Antragsstellung
bis zum 1. Juni des Jahres der vorzeitigen
Einschulung.

Folgenden Personensorgeberechtigten wird der
Elternbeitrag erlassen werden, wenn sie oder de-
ren Kind folgende Sozialleistungen erhalten:

e Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach den 88 19 ff. des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB II),

e Hilfe zum Lebensunterhalt nach den 8§ 27 ff.
oder 41 ff. des Zwodlften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB Xll),
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erhalten:

1. Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts nach den 88 19 ff. des Zwei-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 1),

2. Hilfe zum Lebensunterhalt nach den 88
27 ff. oder 41 ff. des Zwolften Buches
Sozialgesetzbuch (SGB XllI),

3. Leistungen in besonderen Féallen oder
Grundleistungen nach den 88 2, 3 des
Asylbewerberleistungsgesetzes
(AsylbLG),

4. einen Kinderzuschlag nach § 6a Bun-
deskindergeldgesetzes (BKGG),

5. Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz

(WoGG)

Ferner wird auch Personensorgeberechtig-
ten der Elternbeitrag erlassen werden, wenn
ihr Haushaltseinkommen im Kalenderjahr
den Betrag von 20.000,00 € nicht Ubersteigt
(Geringverdienende). Haushaltseinkommen
im Sinne dieser Regelung ist die Summe
der Nettoeinnahmen im Kalenderjahr.

Leistungen in besonderen Fallen oder Grund-
leistungen nach den 88 2, 3 des Asylbewer-
berleistungsgesetzes (AsylbLG),

einen Kinderzuschlag nach 8 6a Bundeskin-
dergeldgesetzes (BKGG),

Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz
(WoGG)

Ferner wird auch Personensorgeberechtigten der
Elternbeitrag erlassen werden, wenn ihr Haus-
haltseinkommen im Kalenderjahr den Betrag von
20.000,00 € nicht Ubersteigt (Geringverdienende).
Haushaltseinkommen im Sinne dieser Regelung
ist die Summe der Nettoeinnahmen im Kalender-
jahr.

Die Elternbeitrdge kénnen geméald 8 90 Abs. 3

Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) auf
Antrag ganz oder teilweise erlassen werden,
wenn die Belastung dem Kind oder seinen El-
tern nicht zuzumuten ist.

In den Féllen des § 18 Abs. 2i.V.m. § 17 Abs.

1 Satz KitaG Bgb. — Kinder aus Pflegefamilien
und Heimen (88 33, 34 SGB VIII) — sowie fir
Kinder in_stationaren gemeinsamen Wohn-
formen geméal 8 19 SGB VIl werden keine
Elternbeitrédge erhoben.

Bei Lebensgemeinschaften wird das Ein-

kommen beider Kostenbeitragspflichtigen zu
Grunde geleqgt. Zahlt der nicht mit dem Kind
zusammenlebende Elternteil Unterhalt fir das
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1)

§3
Kostenbeitragspflichtige

Kostenbeitragspflichtig ist derjenige, auf
dessen Veranlassung das Kind eine Kinderta-
gesbetreuung in Anspruch nimmt, insbeson-
dere personensorgeberechtigte Elternteile
oder sonstige zur Flrsorge berechtigte Per-
sonen, im Folgenden ,Kostenbeitragspflichti-
ger genannt. Ob die personensorgeberech-
tigten Elternteile eines Kindes miteinander

im_Betreuungsvertrag genannte Kind, wird
das Einkommen des mit dem Kind zusam-
menleben Elternteils zuziglich _der Unter-
haltszahlungen zu Grunde gelegt. Hier wird
bei aul3ergerichtlichen Vereinbarungen unter
dem Mindestunterhalt, der Mindestunterhalt

angerechnet.

Bei Beitragspflichtigen, die an den getrenntle-

benden bzw. geschiedenen Ehegatten oder

zur Konkretisierung

sonstige Verwandte in gerader Linie (§ 1601
BGB) Unterhaltsleistungen zu erbringen ha-

ben, sind die tatsachlich geleisteten Unter-

haltsleistungen in gesetzlicher oder titulierter

Hohe vom Nettoeinkommen abzusetzen. Un-

terhalsberechtigte Kinder des Elternbeitrags-

pflichtigen, die nicht im selben Haushalt le-

ben, werden beim Geschwisterrabatt bertck-

sichtigt.

§ 34 KestenbeitragspthehtigeEinkommensnachweis

) : S cnige.
'Eesze'l'be't' agspl |I|eI|_t|g||st_ EEE |n|ge S dl €SSen
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verheiratet sind, ist insoweit nicht von Bedeu-
tung.

(2)  Erfullen mehrere Personen diese Voraus-
setzungen, so haften sie als Gesamtschuld-
ner.

deutung.

2y Erfiil I . i

(1) Die Kostenbeitragspflichtigen sind verpflichtet,

nach Bescheiderteilung des Wunsch- und Wahl-

rechtes Auskunft Uber ihre Einkommensverhaltnis-

Neuaufnahme, Verwendung

se zu geben und durch Vorlage entsprechender

unseres Formulars.

Belege nachzuweisen.

Wird das Einkommen nicht bzw. nicht in vollem
Umfang nachgewiesen, so werden jeweils die
Hochstsatze entsprechend der Elternbeitragstabel-
le erhoben.

(2) Bei Selbststandigen, die noch keinen Einkom-

menssteuerbescheid erhalten haben, reichen als
Nachweis zur vorlaufigen Berechnung den letzten
Steuerbescheid, eine  Einnahme-Uberschuss-
Rechnung oder eine betriebswirtschaftliche Aus-
wertung ein. Dies qilt fur alle Firmen und Firmen-
beteiligungen.

(3) Bei Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung

sowie aus Kapitalvermogen ist der Steuerbescheid
des festgelegten Zeitraums des Betreuungsvertra-
ges vorzuweisen.
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(4) Es sind wesentliche Anderungen der Einkom-
mensverhaltnisse unverziglich und unaufgefordert
schriftlich _anzuzeigen und auf Verlangen durch
Vorlage entsprechender Belege nachzuweisen.
Wesentlich _sind solche Anderungen der Einkom-
mensverhéltnisse, die zu einer Anderung der Bei-
tragseinstufung fuhren.

(5) Bei fehlender Mitwirkung zur Erhéhung des Ein-
kommens der Kostenbeitragspflichtigen wird die
Anderung zum Anderungseintritt riickwirkend neu
berechnet. Bei fehlendem Nachweis zur Senkung
des Kostenbeitrages erfolgt die Anderung zum
néchsten Monat nach Anderungsmitteilung. Die
Mehrkosten des Landkreises Barnim aufgrund feh-
lender Mitwirkung kann auf den Kostenbeitrag der
Beitragspflichtigen zugerechnet werden.

(6) Bei Ehen und ehedhnlichen Lebensgemeinschaf-
ten wird das Einkommen beider Partner zugrunde
geleqt, sofern sie die leiblichen Eltern des Kindes
sind. Steht ein Partner der Lebensgemeinschatft in
keiner Rechtsbeziehung zum Kind, so bleibt sein
Einkommen bei der Ermittlung der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit unbericksichtigt.

(7) Lebt das Kind zeitlich begrenzt abwechselnd bei
jeweils einem, der getrennt lebenden, Personen-
sorgeberechtigten (sog. Wechselmodell), wird das
Einkommen beider Elternteile zugrunde geleqt.
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(1)

(2)

3)

(4)

§4
Falligkeit des Kostenbeitrages

Der Kostenbeitrag wird in Monatsbeitragen
erhoben und ist jeweils am 5. des laufenden
Monats im Voraus fallig. Liegt zum Zeit-
punkt des Betreuungsbeginns des Kindes
noch kein Leistungsbescheid tber die Hohe
des Kostenbeitrages vor, ist der Kostenbei-
trag fur die ersten Monate zuziglich der fur
den Monat, in dem der Leistungsbescheid
erstellt wurde, zu zahlen.

Als pauschaler Ausgleich fur Fehltage in-
nerhalb eines Jahres ist ein Monat in der
Kindertagespflege im Landkreis Barnim El-
ternbeitragsfrei. Dieser ist jeweils der zwolf-
te Monat des bewilligten Betreuungszeit-
raumes.

Die Zahlung des Kostenbeitrages hat unbar
durch Uberweisung, Dauerauftrag oder tGber
eine Einzugsermachtigung zu erfolgen.

Nicht gezahlte Kostenbeitrage unterliegen
der Beitreibung im Verwaltungsvollstre-
ckungsverfahren. Vor der ersten Mahnung
erfolgt eine unentgeltliche Zahlungserinne-
rung. Mahngebihren werden jeweils in HO-
he von 5,00 € und Rucklastschriftgeblihren
werden in Hohe der tatsachlichen anfallen-
den Kosten dem Kostenbeitragspflichtigen

8 45 Félligkeit des Kostenbeitrages

(1) Der Kostenbeitrag wird in Monatsbeitrdgen erho-

ben und ist jeweils am 5. des laufenden Monats
im Voraus fallig. Liegt zum Zeitpunkt des Betreu-
ungsbeginns des Kindes noch kein Leistungsbe-
scheid lber die Hohe des Kostenbeitrages vor, ist
der Kostenbeitrag fur die ersten Monate zuztglich
der fir den Monat, in dem der Leistungsbescheid
erstellt wurde, zu zahlen.

2y Al hal leich_fir_Fehl norhall

eihes Janres 'S.E e I,I_enat tR-del .I émelelta_g- es_plle
ge-m I:e_lmelllslels B.."TF'“"'F'flte”'bl e't'lagSI.'”e.' Biese
el npngecatlee e

3)}(2) Die Zahlung des Kostenbeitrages hat unbar

durch Uberweisung, Dauerauftrag oder tiber eine
Einzugsermachtigung zu erfolgen.

Nicht gezahlte Kostenbeitrdge unterliegen der
Beitreibung im Mahn- und Verwaltungsvollstre-

ckungsverfahren.~Ver-der-ersten-Mahnung-erfolgt
ehe- l:IIIEIIIEgE||£|IE|IIE Ze_xlnl&_mgsﬂm|||||E|ung’ Mahn
gsuleulnsn wei EiEIIj"EnEHS H ”EI'E. ”E“..E 90-€-und
I!__uellell_asl ESG|III|EFge"bH|I|IEII werden ”II Hohe-der ltat.
tragspflichtigen in-Rechnung gestellt._Mahn- und
Vollstreckungskosten werden in der jeweiligen
Hohe auf den Beitragspflichtigen umgeleat.
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(1)

(2)

in Rechnung gestellt.

§5
Elternbeitrag und Essengeld

Die HOhe der Elternbeitrage ist den Anlagen
1 — 7 zu dieser Satzung zu entnehmen. Die
Anlagen 1 — 7 sind Bestandteil der Satzung.
Die Hohe der Elternbeitrédge richtet sich
nach

e dem anzurechnenden Einkommen der
Eltern,

e der Zahl ihrer unterhaltsberechtigten
Kinder und

e der Betreuungszeit des Kindes.

Das monatliche Essengeld fur Kinder, die in
Berlin betreut werden, wird durch die Per-
sonensorgeberechtigten nach Berlin entrich-
tet. Das monatliche Essengeld (45,23 €) fur
Kinder die in Kindertagespflege betreut
werden ist entweder an die Tagespflege-
personen oder an den Landkreis Barnim zu
entrichten.

4)(3) Die Kostenibernahmeerklarung an das Land
Berlin kann vom Landkreis Barnim fristlos zu-
ruckgenommen werden, wenn die Elternbei-

Neuaufnahme

tragspflichtigen ihren Zahlungsverpflichtungen
trotz Mahnung nicht nachgekommen sind.

8 6 HOhe des Elternbeitrages und Essengeld

1)-Die H6he der Elternbeitrage sind den Anlagen 1 bis
6 dieser Satzung zu entnehmen. Die Anlagen 1 bis
6 sind Bestandteil der Satzung. Die Beitragstabellen
werden einmal im Jahr nach Erhalt der Kostenbei-
tragstabellen des Landes Berlin fir Kita- und Hort-

platzkosten angepasst. Bie-Hoéhe-derElternbeitrage

) o dos.
(1)
5)(2) Das monatliche Essengeld (Mittagsverpfle-

qgunq) fur Kinder bis zur Einschulung in Hohe von
23,00 Euro bzw. fiur Kinder, die eine Hortbetreuung
in Anspruch nehmen in Hohe von 37,00 Euro, ist an
den Landkreis Barnim zu entrichten. Bas—monath-
eno-Essongold e 220 fo Indor o dad o
. .
gesplﬁllege betreut ”ellde” |st|entwee|e”| Saf cie I_a
Zu-entrichten-
s
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(1)

(2)

3)

86
Einkommen

Die Elternbeitrage sind sozialvertraglich ge-
staffelt. Die Leistungsfahigkeit ergibt sich
aus ihrem Einkommen. Einkommen ist die
Summe der positiven Einkunfte der Eltern
im Sinne des 8 2 Abs. 1 und 2 Einkom-
menssteuergesetz. Ein Ausgleich mit Ver-
lusten aus anderen Einkunftsarten und mit
Verlusten des zusammenveranlagten Ehe-
gatten ist nicht zulassig.

Bei Lebensgemeinschaften sowie bei part-
nerschaftlich getrenntlebenden Eltern wird
das Einkommen beider Eltern zu Grunde
gelegt, sofern sie die Eltern des Kindes
sind. Leben die Eltern getrennt, so wird das
Einkommen des mit dem Kind zusammen-
lebenden Elternteils zu Grunde gelegt und
die Unterhaltsleistung hinzugerechnet. Steht
ein/-e Partner/-in der Lebensgemeinschaft
in keiner rechtlichen Beziehung zum Kind,
so bleibt sein Einkommen unberiicksichtigt.
Lebt das Kind bei beiden Elternteilen, die
getrennt leben, wird zu gleichen Teilen
(Wechselmodell) das Einkommen beider EI-
ternteile zu Grunde gelegt.

Bei Einklnften aus nichtselbststandiger Ta-
tigkeit und Leistungsempfanger gehoren al-
le Einkinfte in Geld oder Geldeswert mit
Ausnahme der Leistungen nach dem Zwolf-

§ 67 Einkommen

Die Leistungsfahigkeit ergibt sich aus ithrem Ein-

kemmen. Einkommen ist die Summe der positiven
Netto-Einkinfte der beitragspflichtigen Eltern im
Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 Einkommenssteuerge-
setz. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Ein-
kunftsarten und mit Verlusten des zusammenveran-
lagten Ehegatten ist nicht zulassig.

Die Gesamtsumme der positiven Einklinfte umfasst:

Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschatft,

Gewerbebetrieb,

selbststéndiger Arbeit,

nichtselbststandiger Arbeit,

Kapitalvermogen,

Vermietung und Verpachtung,

sonstige Einkiinfte im Sinne des § 22 EStG

Nicht hinzuzurechnen sind:

das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz

Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-

zeitgesetz bis zu einer Hohe von 300 Euro pro Kind

und Monat (Basiselterngeld) sowie bis 150 Euro pro

Kind und Monat in Fallen des § 4 Absatz 3 Bundes-

elterngeld- und Elternzeitgesetz (Elterngeld Plus)
Einkommen des Kindes (z. B. Ausbildungsverqgutun-

gen, Leistungen nach dem BAfOG, Waisenrente)
Pflegegeld
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ten Buch Sozialgesetzbuch, der Grundrente
nach dem Bundesversorgungsgesetz und
nach den Gesetzen, die eine entsprechende
Anwendung des Bundesversorgungsgeset-
zes vorsehen und der Renten oder Beihilfen
nach dem Bundesentschadigungsgesetz fur
Schaden an Leben sowie an Korper oder
Gesundheit bis zur Hohe der vergleichbaren
Grundrente nach dem Bundesversorgungs-
gesetz zum Einkommen. Einkinfte aus
Ruckerstattungen, die auf Vorauszahlun-
gen beruhen, die Leistungsberechtigte aus
dem Regelsatz erbracht haben, sind kein
Einkommen. Von dem Einkommen sind ins-
besondere abzusetzen:

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern,

2. Pflichtbeitrdage zur Sozialversicherung
einschlie3lich der Beitrage zur Arbeits-
férderung,

3. Beitrdge zu Offentlichen oder privaten
Versicherungen oder ahnlichen Einrich-
tungen, soweit diese Beitrdge gesetzlich
vorgeschrieben oder nach Grund und
Hbhe angemessen sind, sowie ge-
forderte Altersvorsorgebeitrdage nach 8§
82 des Einkommenssteuergesetzes,
soweit sie den Min-desteigenbeitrag
nach § 86 des Einkommenssteuer-
gesetzes nicht Uberschreiten,

4. die mit der Erzielung des Einkommens
verbundenen notwendigen Ausgaben.

Vorlage zur Uberarbeitung der Elternbeitrags- und Essengeldsatzung / Version 1 Stand 18.06.2021

die Eigenheimzulage

Werbungskosten bzw. -pauschale nach dem EStG,

Nachweis fur erhdhte Werbungskosten mittels Ein-
kommenssteuerbescheid

hadi e Schad Lol .
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(4)

®)

Erhélt eine leistungsberechtigte Person aus
einer Tatigkeit Bezlige oder Einnahmen, die
nach 8§ 3 Nummer 12, 26, 26a oder Num-
mer 26b des Einkommenssteuergesetzes
steuerfrei sind, ist abweichend von Nummer
2 bis 4 ein Betrag von bis zu 200 Euro mo-
natlich nicht als Einkommen zu bertcksich-
tigen.

Laufende Einnahmen sind solche, die auf
demselben Rechtsgrund beruhen und re-
gelmafig erbracht werden, zum Beispiel
Gehalts- oder Rentenzahlungen. Sie wer-
den ab dem Zeitpunkt des Zuflusses ange-
rechnet. Einmalige Einnahmen sind grund-
satzlich im Monat des Zuflusses als Ein-
kommen zu bericksichtigen.

Bei Einkinften aus nichtselbststandiger Ta-
tigkeit errechnet sich das Einkommen aus
dem Bruttoeinkommen abzlglich des Ar-
beitnehmeranteils der Sozialversicherung,
der Lohn- und Kirchensteuer, des Solidari-
tatszuschlages und der Pauschbetrage fur
Werbungskosten. Werden durch das Fi-
nanzamt hohere Werbungskosten aner-
kannt, werden diese berlcksichtigt.

Bei Beamten errechnet sich das Einkom-
men aus dem Bruttoeinkommen abzuglich
der Lohn- und Kirchensteuer, des Solidari-
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(6)

(7)

tatszuschlages, der nachgewiesenen Aus-
gaben zur privaten Pflege- und Krankenver-
sicherung, soweit sie den jeweils aktuellen
Prozentsatz des Arbeitnehmeranteils der
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
rung nicht tiberschreiten und der Pauschbe-
trdge fur Werbungskosten. Werden durch
das Finanzamt hohere Werbungskosten
anerkannt, werden diese bericksichtigt.

Einklinfte aus selbststandiger Tatigkeit, aus
Gewerbebetrieb sowie aus Land- und
Forstwirtschaft sind der Gewinn abzlglich
der nachgewiesenen Ausgaben zur privaten
Renten-, Pflege- und Krankenversicherung.
Als abzugsfahiger Betrag fir Renten-, Pfle-
ge- und Krankenversicherung wird maximal
der jeweils aktuelle Prozentsatz der Arbeit-
nehmer- und Arbeitgeberanteile der gesetz-
lichen Versicherungen anerkannt.

Den Einkunften nach 8 6 (4) und (5) sind
sonstige Einnahmen hinzuzurechnen. Zu
den sonstigen Einnahmen gehéren alle
Geldbeziige, unabhéngig davon, ob sie
steuerpflichtig oder steuerfrei sind, die die
wirtschaftliche Leistungsfahigkeit erhdhen,
einschlieBlich offentlicher Leistungen fir die
Gebuhrenschuldner und die Kinder, welche
eine Kindertagesstatte im Land Berlin besu-
chen. Zu den sonstigen Einnahmen geho6-
ren z. B.:

(2) Bei der Besoldung und den Versorgungsbezugen

der Beamten nach dem Beamtenbesoldungs- und
Beamtenversorgungsgesetz sind die Einkommens-
steuer einschliellich des Solidaritatszuschlages, die
Werbungskosten und die Beitrage fiur die Kranken,
Renten- und Pflegeversicherung in Abzug zu brin-
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(8)

e wegen Geringfugigkeit pauschal vom
Arbeitgeber versteuerte Einkommen,
Renten, Unterhaltsleistungen an den
Beitragspflichtigen und die Kinder, Ein-
nahmen aus Mieten und Pachten sowie
Kapitalvermdgen

e Einnahmen nach dem Dritten Buch So-
zialgesetzbuch — Arbeitsférderungsge-
setz — z. B. Arbeitslosengeld, Kurzarbei-
tergeld, Insolvenzgeld, Uberbriickungs-
geld, Ubergangsgeld, Wintergeld, Win-
terausfallgeld

e Sonstige Leistungen nach den Sozial-
gesetzbuchern z. B. Leistungen zur
Grundsicherung fur Arbeitssuchende,
Krankengeld, Mutterschaftsgeld, Ver-
letztengeld, Ubergangsgeld, Wohngeld,
Leistungen nach dem Wehrpflichtgesetz

e Elterngeld nach dem Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetz (BEEG) unter Be-
ricksichtigung 8 10 Abs. 6 BEEG

Nicht anzurechnen sind Kindergeld, Pflege-
geld und BAf6G.

Unterhaltspflichtige Leistungen an den/die
getrennt lebende/-n bzw. geschiedene/-n
Ehegatten/-in sowie an die nicht in sei-
nem/ihnrem Haushalt lebenden unterhalts-
pflichtigen Kinder werden vom Nettoein-
kommen des Beitragspflichtigen abgezo-

“.“el'b.u'_'QSkeSte“ aRerkannt-werden-diese-berick

(3) Einklinfte aus selbststandiger Tatigkeit, aus Gewer-

bebetrieb sowie aus Land- und Forstwirtschaft sind
der Gewinn abziglich der nachgewiesenen Ausga-
ben zur privaten Renten-, Pflege- und Krankenver-
sicherung. Als abzugsfahiger Betrag fur Renten-,
Pflege- und Krankenversicherung wird maximal der
jeweils aktuelle Prozentsatz der Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberanteile der gesetzlichen Versicherungen
anerkannt.

Wird drei Jahre in Folge kein Gewinn nachgewiesen,

in der Praxis fur Antragstel-

ist eine Bescheinigung vom Finanzamt Uber die Ge-
werbetatigkeit vorzulegen.

Bis zum Vorliegen des Steuerbescheides des im Be-
treuungsvertraq festgesetzten Zeitraumes vorange-
gangenen—Kalenderjahres—ergeht _eine vorlaufige
Festsetzung. Der Elternbeitragspflichtige hat den
Einkommenssteuerbescheid unverziglich vorzule-
gen, sobald er diesen erhalt. Kommt der Elternbei-
tragspflichtige diesen Verpflichtungen nicht nach,
wird der Hoéchstbeitrag entsprechend der  Bei-
tragstabelle flir den gesamten Zeitraum der vorlaufi-
gen Beitragszahlung fallig.

3 inlcing h-5-6-(4) und (5)-sind .
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gen.
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Ie_benele,_n b_z” —gese Ineele_ ne/-R-Ehegatten/in-so
wie-an-eie ||_|eI|t_||| Se"'.e“"'l"e“' Haushalt Iebend_en
HI “Ee'l'&IESpl ||IG|ItIg€II “"l'.de'. ”e'dle“ Vo I.Jetteem
9(4) Beim Bezug von Renten aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung sind die zu zahlenden
Beitrdge an die Sozialversicherung, die Wer-
bungskosten sowie die Einkommensteuer ein-
schlielich des Solidaritatszuschlages in Abzug

Zu bringen.

(5) Bei Einnahmen _aus Vermietung und Verpachtung
sowie aus Kapitalvermégen sind Werbungskosten
nach dem Einkommensteuergesetz in_der jeweils
geltenden Fassung in Abzug zu bringen.

8§87 87 Nachweis-desEirkemmens
Nachweis des Einkommens
3 Raebend.istd inl I lenderial
(1) MalRgebend ist das Einkommen des Kalen- res vor Beginn der Leistungserbringung. Abwei-
derjahres vor Beginn der Leistungserbrin- chend-von-Satz-1-ist-das Einkommen-der-letzten
gung. Abweichend von Satz 1 ist das Ein- drei Monate zu Grunde zu legen, wenn es vo-
kommen der letzten drei Monate zu Grunde raussichtlich-aul-Daver-10-% hoher-oder niedriger
zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer ist als das Einkommen des vorausgegangenen
10 % hoher oder niedriger ist als das Ein- Kalenderjahres.—Werden —die —Emkommensnach-
kommen des vorausgegangenen Kalender- weise der letzten drei Monate zu Grunde gelegt,
jahres. Werden die Einkommensnachweise so-unterliegt die Berechnung-derVorlautigkeit-Bei
der letzten drei Monate zu Grunde gelegt, Vorlage geeigneter Nachweise wird die Gebihr
so unterliegt die Berechnung der Vorlaufig- endgiiltig—festgesetzt—Anderungen—derEinkom-
keit. Bei Vorlage geeigneter Nachweise wird B e
die Gebiihr endgiiltig festgesetzt. Anderun- beitrag fuhren konnen, sind unverzuglich anzuge-
gen der Einkommensverhaltnisse, die zu ei- ben. Der Elternbeitrag ist gemafd § 2 Absatz neu
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nem hoheren Elternbeitrag fihren kdnnen,
sind unverzuglich anzugeben. Der Eltern-
beitrag ist gemald § 2 Absatz neu festzuset-
zen.

(2) Die Einkommensverhaltnisse sind zu Be-
ginn der Inanspruchnahme von Kinderta-
gesbetreuungsleistungen durch geeignete
Unterlagen  nachzuweisen.  Geeignete
Nachweise sind: Einkommenssteuerbe-
scheid, Jahresverdienstbescheinigung, Vo-
rauszahlungsbescheid des Finanzamtes,
Bescheid Uber Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts, Bescheid zu Leistun-
gen von Arbeitslosengeld. Bei Selbststandi-
gen, die noch keinen Einkommenssteuer-
bescheid erhalten haben, reichen als
Nachweis zur vorlaufigen Berechnung eine
Einnahme-Uberschuss-Rechnung oder eine
Betriebswirtschaftliche Auswertung. Bei Vor-
lage geeigneter Nachweise fur das laufende
Kalenderjahr wird die Gebihr endgultig
festgesetzt. Werden entsprechende Unter-
lagen nicht vorgelegt, so werden jeweils die
Hochstséatze der Gebuhren erhoben.

Der Elternbeitrag wird jahrlich Gberpruft.

§8
Staffelung des Elternbeitrages

(@) Fur die Inanspruchnahme eines Platzes in

§ 8 Staffelung des ElternbeitragesKostenbeitrages
5)——(1) Fur die Inanspruchnahme eines-einer Platzes

Kindertagesbetreuung im Land Berlinin—Fages-
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(2)

Tagespflege mit einer Betreuungszeit bis zu
30 Wochenstunden, im Hort mit einer Be-
treuungszeit bis zu 20 Wochenstunden so-
wie fur die Ferienbetreuung in der 5. und 6.
Klasse bis zu 30 Wochenstunden betragt
der nach dem Einkommen ermittelte Beitrag
100 %. Er wird nach MalRRgabe der folgen-
den Absatze erhtht oder ermaRigt.

Fur die Inanspruchnahme eines Platzes mit
verkurzter Betreuungszeit erm&Rigt sich der
Elternbeitrag in Tagespflege, Hort auf 80 %
und fir die Ferienbetreuung in der 5. und 6.
Klasse auf 65 %.

Fur die Inanspruchnahme eines Platzes mit
verlangerten Betreuungszeiten erhoht sich
der Beitrag

- in Tagespflege bei bis zu
e 40 Wochenstunden auf 110
%
e 50 Wochenstunden auf 120
%

- in Hort
e (Uber 20 Wochenstunden auf
110 %
e (Uber 30 Wochenstunden auf
120 %

plege mit e’u_nel BeEIEH'HII.QSZEIE bis—zu—30 VO
G|IEI;IS;EHIIG|8III HA ”e'lt Fhit eine Bf_e_ t elu_ungsz_ewlbls
I I betes | h d il

' j ergibt sich der ermittelte
Beitrag aus den Beitragstabellen gemald der An-
lage 1 -5 6 .—Erwirdnach-Mallgabe-derfolgen-
lon AbsA hél I “Riat

)r—

H—Far-diednanspruchnahme-—eines-Platzes-mit-ver-
kiirzter Betreuungszeit ermaligt sich der Eltern-
beitrag-in-Tagespflege, Hort-aul-80- % und-fir-die
Ferienbetreuung in der 5. und 6. Klasse auf 65 %.

8&r—
trag

(60—

(11) in Tagespflege bei bis zu

(12)—40-Woechenstunden-aut- 110-%

(13) 50 Wochenstunden auf 120 %

49—

&e)—

(16)—inHort

(17) Gber 20 Wochenstunden auf 110 %

(18} tber 360-Wochenstunden-aut- 120-%

49—

£20)—lp-dorForonbotrodiingtp-corbtpa-6-Khnsso

B T e
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3

(4)

- in der Ferienbetreuung in der 5. und 6.
Klasse
e (Uber 30 Wochenstunden auf
120 %

Der Elternbeitrag wird entsprechend der
Zahl der unterhaltsberechtigten Kinder er-
mafigt. Unterhaltsberechtigt sind alle Kin-
der, fur die Kindergeld bezogen wird oder
fur die ein Freibetrag nach dem Einkom-
menssteuergesetz in Anspruch genommen
wird. Bei einem unterhaltsberechtigten Kind
betragt die Grundgebuhr 100 % der in der
Anlage befindlichen Tabellen fur die jeweili-
ge Betreuungszeit und Betreuungsart fest-
geschriebenen Summen. Bei jedem weite-
ren unterhaltsberechtigten Kind ermaRigt
sich die tabellarische Grundgebiuhr um 20
Prozentpunkte. Ab dem sechsten unter-
haltsberechtigten Kind ist die Inanspruch-
nahme beitragsfrei. Als erstes Kind wird das
alteste unterhaltsberechtigte Kind angese-
hen.

Die Hohe der Elternbeitrage ergibt sich aus
den beiliegenden Tabellen (Anlage 1 - 7).

(2) Der Elternbeitrag wird entsprechend der Anzahl
Zahl-der unterhaltsberechtigten Kinder ermafigt.

Demnach erfolgt die Staffelung gemalf3 der Anlagen
der Elternbeitrdge (Reduzierung) pro betreutes
Kind. Bertcksichtigt wird dabei jedes Kind der Fami-
lie, das unterhaltsberechtigt ist, also nicht in der La-
ge ist, sich selbst zu unterhalten.

2> —Ab dem sechsten unterhaltsberechtigten Kind ent-
fallt die Beitragspflicht fir alle Kinder.selen—fir
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| (1)
2)

89
Inkrafttreten

Satzung tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung des Landkrei-
ses Barnim zur Erhebung von Gebiuhren
(Elternbeitrage — Essengeld) fur die Inan-
spruchnahme von Kindertagesbetreuungs-
leistungen in Tagespflegestellen und im
Land Berlin (Elternbeitragssatzung) vom 21.
Juni 2017 (Amtsblatt fir den Landkreis Bar-
nim Nr. 12/2017 vom 7. Juli 2017, Seite 8
ff.) aul3er Kraft.

8 9 Inkrafttreten

Die Satzung ruckwirkend tritt zum 1. September 2022 in
Kraft und ersetzt die vorhergehende Satzung.
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Anlage 2 zur Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Gebiihren (Elternbeitrage und Essengeld) fiir die
Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsleistungen im Land Berlin

Gebiihrentabelle fiir Kinder im Alter ab Vollendung des zweiten Lebensjahres bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres - monatliche Gebiihr

Nettoeinkommen in EUR 25 bis zu 34 Wochenstunden = Teilzeit 35 bis zu 44 Wochenstunden = Ganztags ab 45 Wochenstunden = Ganztags erweitert
jahrlich monatlich monatliche Gebuhr in EUR monatliche Gebuhr in EUR monatliche Gebuhr in EUR
1K, [2K 3K. 4 K. 5K. 1K. [2K 3K. 4 K. 5K. 1K [2K 3K. 4 K. 5K.
100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60%

unter 20.000*  [unter 1.666* 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
ab 20.001 ab 1.666 18 16 14 13 1 19 17 15 14 12 20 18 16 14 12
ab 25.000 ab 2.083 24 22 20 17 15 26 23 21 18 16 27 24 21 19 16
ab 30.000 ab 2.500 33 30 26 23 20 35 32 28 25 21 36 32 29 25 22
ab 35.000 ab 2.917 43 39 34 30 26 46 41 37 32 27 47 42 37 33 28
ab 40.000 ab 3.333 54 48 43 37 32 57 51 46 40 34 58 53 47 41 35
ab 45.000 ab 3.750 67 60 54 47 40 71 64 57 50 43 73 66 58 51 44
ab 50.000 ab 4.167 84 75 67 59 50 89 80 71 63 54 91 82 73 64 55
ab 55.000 ab 4.583 105 94 84 73 63 112 100 89 78 67 114 103 91 80 68
ab 60.000 ab 5.000 131 118 105 91 78 140 126 112 98 84 143 128 114 100 86
ab 65.000 ab 5.417 163 147 131 114 98 174 157 140 122 105 178 160 143 125 107
ab 70.000 ab 5.833 204 184 163 143 123 218 196 174 153 131 223 201 178 156 134
ab 75.000 ab 6.250 245 221 196 172 147 262 235 209 183 157 267 241 214 187 160
ab 80.000 ab 6.667 282 254 225 197 169 301 271 241 211 180 307 277 246 215 184
ab 85.000 ab 7.083 310 279 248 217 186 331 298 265 232 199 338 304 271 237 203
ab 90.000 ab 7.500 341 307 273 239 205 364 328 291 255 218 372 335 298 260 223

K. = Kind oder Kinder

Betrag ist auf volle Euro gerundet.

* unter 20.000 Euro Nettoeinkommen/Jahr gemal Satzungstext beitragsfrei.




Anlage 3 zur Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Gebiihren (Elternbeitrage und Essengeld) fiir die
Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsleistungen im Land Berlin

Gebiihrentabelle fiir Kinder im Alter ab Vollendung des dritten Lebensjahres bis Schuleintritt - monatliche Gebiihr

Nettoeinkommen in EUR 25 bis zu 34 Wochenstunden = Teilzeit 35 bis zu 44 Wochenstunden = Ganztags ab 45 Wochenstunden = Ganztags erweitert
jahrlich monatlich monatliche Gebuhr in EUR monatliche Gebuhr in EUR monatliche Geblhr in EUR
1K. |2K.  |3K. 4 K. 5K. 1K. [2K 3K. 4 K. 5K. 1K [2K 3K. 4 K. 5K.
100% | 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60%

unter 20.000*  [unter 1.666* 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
ab 20.001 ab 1.666 19 17 15 13 11 19 17 15 14 12 20 18 16 14 12
ab 25.000 ab 2.083 25 23 20 18 15 26 23 21 18 16 27 24 21 19 16
ab 30.000 ab 2.500 34 31 27 24 20 35 32 28 25 21 36 33 29 25 22
ab 35.000 ab 2.917 46 41 37 32 28 48 43 38 33 29 49 44 39 34 29
ab 40.000 ab 3.333 60 54 48 42 36 62 56 49 43 37 63 57 51 44 38
ab 45.000 ab 3.750 78 70 62 54 47 80 72 64 56 48 82 74 66 58 49
ab 50.000 ab 4.167 97 87 78 68 58 100 90 80 70 60 103 93 82 72 62
ab 55.000 ab 4.583 121 109 97 85 73 125 113 100 88 75 129 116 103 90 77
ab 60.000 ab 5.000 145 131 116 102 87 151 136 120 105 90 154 139 124 108 93
ab 65.000 ab 5.417 174 157 140 122 105 181 163 145 126 108 185 167 148 130 111
ab 70.000 ab 5.833 209 188 167 147 126 217 195 173 152 130 222 200 178 156 133
ab 75.000 ab 6.250 241 217 193 169 144 249 224 199 175 150 256 230 205 179 154
ab 80.000 ab 6.667 277 249 221 194 166 287 258 229 201 172 294 265 235 206 177
ab 85.000 ab 7.083 305| 274 244 213 183 315 284 252 221 189 324 291 259 227 194
ab 90.000 ab 7.500 335 302 268 235 201 347 312 278 243 208 356 320 285 249 214

K. = Kind oder Kinder

Betrag ist auf volle Euro gerundet.

* unter 20.000 Euro Nettoeinkommen/Jahr gemal Satzungstext beitragsfrei.




Anlage 4 zur Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Gebiihren (Elternbeitrage und Essengeld) fiir die
Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsleistungen im Land Berlin

Gebiihrentabelle fiir Kinder im Grundschulalter 1. - 4. Klasse - monatliche Gebiihr

Nettoeinkommen in EUR

bis zu 20 Wochenstunden (100%)

bis zu 30 Wochenstunden (110%)

Uber 30 Wochenstunden (120%)

jahrlich monatlich monatliche Gebuhr in EUR monatliche Gebihr in EUR monatliche Gebuhr in EUR

1K, [2K 3K. 4 K. 5K. 1K [2K 3K. 4 K. 5K. 1K, [2K 3K. 4 K. 5K.

100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60%
unter 20.000* |unter 1.666* 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
ab 20.001 ab 1.666 15 13 12 10 9 17 15 13 12 10 18 17 15 13 11
ab 25.000 ab 2.083 19 17 16 14 12 22 19 17 15 13 24 22 19 17 14
ab 30.000 ab 2.500 25 23 20 18 15 28 25 22 20 17 31 28 25 22 19
ab 35.000 ab 2.917 33 29 26 23 20 36 33 29 25 22 40 36 32 28 24
ab 40.000 ab 3.333 43 38 34 30 26 47 43 38 33 28 53 47 42 37 32
ab 45.000 ab 3.750 53 48 43 37 32 59 53 47 41 35 66 59 53 46 39
ab 50.000 ab 4.167 67 60 53 47 40 74 67 59 52 44 82 74 66 58 49
ab 55.000 ab 4.583 83 75 67 58 50 92 83 74 65 55 103 92 82 72 62
ab 60.000 ab 5.000 100 90 80 70 60 111 100 89 78 67 123 111 99 86 74
ab 65.000 ab 5.417 120 108 96 84 72 133 120 106 93 80 148 133 118 104 89
ab 70.000 ab 5.833 144 129 115 101 86 160 144 128 112 96 177 160 142 124 106
ab 75.000 ab 6.250 165 149 132 116 99 184 165 147 129 110 204 184 163 143 122
ab 80.000 ab 6.667 190 171 152 133 114 211 190 169 148 127 235 211 188 164 141
ab 85.000 ab 7.083 209 188 167 146 125 232 209 186 163 139 258 232 207 181 155
ab 90.000 ab 7.500 230 207 184 161 138 256 230 204 179 153 284 256 227 199 170

K. = Kind oder Kinder

Betrag ist auf volle Euro gerundet.

* unter 20.000 Euro Nettoeinkommen/Jahr gemaR Satzungstext beitragsfrei.




Anlage 5 zur Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Gebiihren (Elternbeitrage und Essengeld) fiir die
Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsleistungen im Land Berlin

Gebiihrentabelle fiir Kinder im Grundschulalter 5. - 6. Klasse - monatliche Gebiihr

Nettoeinkommen in EUR bis zu 10 Wochenstunden (80%) bis zu 20 Wochenstunden (100%) Uber 20 Wochenstunden (110%)
jahrlich monatlich monatliche Gebihr in EUR monatliche Gebuhr in EUR monatliche Gebihr in EUR
1K [2K 3K 4 K. 5K. 1K, [2K 3K. 4 K. 5K. 1K [2K 3K. 4 K. 5K.
100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60%

unter 20.000* |unter 1.666* 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
ab 20.001 ab 1.666 15 13 12 10 9 18 17 15 13 11 20 18 16 14 12
ab 25.000 ab 2.083 19 17 15 13 11 24 21 19 17 14 26 24 21 19 16
ab 30.000 ab 2.500 25 22 20 17 15 31 28 25 22 19 34 31 28 24 21
ab 35.000 ab 2.917 32 29 26 23 19 40 36 32 28 24 45 40 36 31 27
ab 40.000 ab 3.333 42 38 34 29 25 52 47 42 37 31 58 52 47 41 35
ab 45.000 ab 3.750 52 47 42 37 31 65 59 52 46 39 73 65 58 51 44
ab 50.000 ab 4.167 65 59 52 46 39 82 74 65 57 49 91 82 73 64 55
ab 55.000 ab 4.583 79 71 63 55 47 98 88 79 69 59 109 98 87 76 65
ab 60.000 ab 5.000 94 85 75 66 57 118 106 94 82 71 131 118 105 92 79
ab 65.000 ab 5.417 108 98 87 76 65 136 122 108 95 81 151 136 120 105 90
ab 70.000 ab 5.833 125 112 100 87 75 156 140 125 109 94 173 156 139 121 104
ab 75.000 ab 6.250 137 123 110 96 82 171 154 137 120 103 190 171 152 133 114
ab 80.000 ab 6.667 151 136 121 106 91 189 170 151 132 113 210 189 168 147 126
ab 85.000 ab 7.083 158 143 127 111 95 198 178 158 139 119 220 198 176 154 132
ab 90.000 ab 7.500 166 150 133 116 100 208 187 166 146 125 231 208 185 162 139

K. = Kind oder Kinder
Betrag ist auf volle Euro gerundet.

* unter 20.000 Euro Nettoeinkommen/Jahr gemaR Satzungstext beitragsfrei.



Anlage 6 zur Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Gebiihren (Elternbeitrage und Essengeld) fiir die
Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsleistungen im Land Berlin

Gebiihrentabelle fiir Kinder im Grundschulalter 5. - 6. Klasse FERIENHORT - monatliche Gebiihr

Nettoeinkommen in EUR bis zu 20 Wochenstunden (65%) bis zu 30 Wochenstunden (100%) Uber 30 Wochenstunden (115%)
jahrlich monatlich monatliche Gebihr in EUR monatliche Gebuhr in EUR monatliche Gebihr in EUR
1K [2K 3K 4 K. 5K. 1K, [2K 3K. 4 K. 5K. 1K [2K 3K. 4 K. 5K.
100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60%

unter 20.000* |unter 1.666* 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
ab 20.001 ab 1.666 4 4 4 3 3 7 6 5 5 4 7 6 6 5 4
ab 25.000 ab 2.083 5 5 4 4 3 8 7 6 5 5 8 7 6 6 5
ab 30.000 ab 2.500 6 5 5 4 3 9 8 7 6 5 9 8 7 6 5
ab 35.000 ab 2.917 7 6 5 5 4 10 9 8 7 6 11 9 8 7 6
ab 40.000 ab 3.333 8 7 6 5 5 12 11 9 8 7 12 11 10 8 7
ab 45.000 ab 3.750 9 8 7 6 5 14 12 11 10 8 14 13 11 10 8
ab 50.000 ab 4.167 10 9 8 7 6 16 14 13 11 9 16 14 13 11 10
ab 55.000 ab 4.583 12 11 9 8 7 18 16 14 13 11 18 17 15 13 11
ab 60.000 ab 5.000 13 12 11 9 8 21 19 17 15 12 21 19 17 15 13
ab 65.000 ab 5.417 16 14 12 11 9 24 21 19 17 14 24 22 19 17 15
ab 70.000 ab 5.833 18 16 14 12 11 27 25 22 19 16 28 25 22 20 17
ab 75.000 ab 6.250 21 18 16 14 12 32 28 25 22 19 32 29 26 23 19
ab 80.000 ab 6.667 24 21 19 17 14 36 33 29 25 22 37 33 30 26 22
ab 85.000 ab 7.083 27 24 22 19 16 42 38 33 29 25 43 38 34 30 26
ab 90.000 ab 7.500 31 28 25 22 19 48 43 38 34 29 49 44 39 34 29

K. = Kind oder Kinder

Betrag ist auf volle Euro gerundet.

* unter 20.000 Euro Nettoeinkommen/Jahr gemaR Satzungstext beitragsfrei.




Anlage Kalkulation Elternbeitrage fur Inanspruchnahme Kita-Leistungen in Berlin

Hochstbeitragsermittiung

giiltig ab 1.8.2022 mit 89,4 % It. Personalverordnung

0 - 2 Jahre Teilzeit (Uber 25 bis 35 h) Ganztags (Uber 35 - 45 h) |Ganztags erweitert (Uber 45 h)
Platzkosten gesamt ab 1. August 2022 1.313,52 € 1.640,43 € 1.714,72 €

davon Sachkosten inkl. Mittagessen: 271,31 € 271,07 € 271,29 €

davon Sachkosten exkl. Mittagessen i. H. v. 23,00 Euro: 248,31 € 248,07 € 248,29 €

davon Personalkosten: 1.042,21 € 1.369,36 € 1.443,43 €
Abzugsbetrag gem. § 16 Abs. 2 KitaG 89,4 % Personalkostenzuschuss 931,74 € 1.224,21 € 1.290,43 €
Personalkosten abzgl. § 16 KitaG 110,47 € 145,15 € 153,00 €
Sachkosten (exkl. Verpflegungskosten)* 248,31 € 248,07 € 248,29 €
Hochstbeitrag fir Geblhrenerhebung 358,78 € 393,22 € 401,29 €
Vergleich zur alten Satzung aus 2020 276,65 € 308,11 € 315,26 €
Steigerung 82,13 € 85,11 € 86,03 €
2 - 3 Jahre Teilzeit (Uber 25 bis 35 h) Ganztags (Uber 35 - 45 h) |Ganztags erweitert (Uber 45 h)

Platzkosten gesamt ab 1. August 2022 1.155,01 € 1.368,00 € 1.442,30 €
davon Sachkosten inkl. Mittagessen: 271,30 € 271,30 € 271,30 €
davon Sachkosten exkl. Mittagessen i. H. v. 23,00 Euro: 248,30 € 248,30 € 248,30 €
davon Personalkosten: 883,71 € 1.096,70 € 1.171,00 €

Abzugsbetrag gem. § 16 Abs. 2 KitaG 89,4 % Personalkostenzuschuss 790,04 € 980,45 € 1.046,87 €

Personalkosten abzgl. § 16 KitaG 93,67 € 116,25 € 124,13 €

Sachkosten (exkl. Verpflegungskosten)* 248,30 € 248,30 € 248,30 €

Hochstbeitrag fur Geblhrenerhebung 341,97 € 364,55 € 372,43 €

Vergleich zur alten Satzung aus 2020 261,41 € 281,91 € 189,05 €

Steigerung 80,56 € 82,64 € 183,38 €

3 Jahre - Schuleintritt

Teilzeit (Uber 25 bis 35 h)

Ganztags (Uber 35 - 45 h)

Ganztags erweitert (Uber 45 h)

Platzkosten gesamt ab 1. August 2022 788,47 € 887,54 € 961,84 €
davon Sachkosten inkl. Mittagessen: 271,30 € 271,31 € 271,31 €
davon Sachkosten exkl. Mittagessen i. H. v. 23,00 Euro: 248,30 € 248,31 € 248,31 €
davon Personalkosten: 517,17 € 616,23 € 690,53 €

Abzugsbetrag gem. § 16 Abs. 2 KitaG 87,6 % Personalkostenzuschuss 453,04 € 539,82 € 604,90 €

Personalkosten abzgl. § 16 KitaG 64,13 € 76,41 € 85,63 €

Sachkosten (exkl. Verpflegungskosten)* 271,30 € 271,31 € 271,31 €

Hochstbeitrag fir Gebihrenerhebung 335,43 € 347,72 € 356,94 €

Vergleich zur alten Satzung aus 2020 226,15 € 235,68 € 242,83 €

Steigerung 109,28 € 112,04 € 114,11 €

1. - 4. Klasse (Modul 5 = 30h)

Platzkosten jahrlich gesamt 6.335,81 €
davon Sachkosten inkl. Mittagessen: 2.858,11 €
davon Sachkosten exkl. Mittagessen i. H. v. 37,00 Euro: 241411 €
davon Personalkosten jahrlich: 3.477,70 €

Platzkosten gesamt ab 1. August 2021 monatlich: 527,98 €
davon Sachkosten inkl. Mittagessen: 238,18 €
davon Sachkosten exkl. Mittagessen i. H. v. 37,00 Euro: 201,18 €
davon Personalkosten: 289,81 €

Abzugsbetrag gem. § 16 Abs. 2 KitaG 84 % Personalkostenzuschuss 243,44 €

Personalkosten abzgl. § 16 KitaG monatlich 46,37 €

Sachkosten (exkl. Verpflegungskosten)* 238,18 €

Hochstbeitrag fur Gebuhrenerhebung 284,55 €

Vergleich zur alten Satzung aus 2020 243,87 €

Steigerung 40,68 €

5. - 6. Klasse (Modul 13 = 25 h)

Platzkosten jahrlich gesamt 4.958,78 €
davon Sachkosten inkl. Mittagessen: 2.361,05 €
davon Sachkosten exkl. Mittagessen i. H. v. 37,00 Euro: 1.917,05 €
davon Personalkosten jahrlich: 2.597,73 €

Platzkosten gesamt ab 1. August 2021 monatlich: 413,23 €
davon Sachkosten inkl. Mittagessen: 196,75 €
davon Sachkosten exkl. Mittagessen i. H. v. 37,00 Euro: 159,75 €
davon Personalkosten: 216,48 €

Abzugsbetrag gem. § 16 Abs. 2 KitaG 84 % Personalkostenzuschuss 181,84 €

Personalkosten abzgl. § 16 KitaG monatlich 34,64 €

Sachkosten (exkl. Verpflegungskosten)* 196,75 €

Hochstbeitrag fir Geblhrenerhebung 231,39 €

Vergleich zur alten Satzung aus 2020 198,17 €

Steigerung 33,22 €

Ferienhort (Modul 19 = iber 40h) nur Ferien

Platzkosten gesamt ab 1. August 2021 monatlich: 93,38 €
Sachkostenpauschale exkl. Mittagsverpflegung, da es bereits
bei der regularen Hortbetreuung enthalten ist 4142 €
davon Personalkosten: 51,96 €

Abzugsbetrag gem. 8 16 Abs. 2 KitaG 84 % Personalkostenzuschuss 43,64 €

Personalkosten abzgl. § 16 KitaG monatlich 8,31 €

Sachkosten (exkl. Verpflegungskosten) 41,42 €

Hochstbeitrag fir Gebiuhrenerhebung 49,73 €

Vergleich zur alten Satzung aus 2020 47,88 €

Steigerung 1,85 €




Anlage 1 zur Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Gebuhren (Elternbeitrage und Essengeld) fur die
Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsleistungen im Land Berlin
Gebuhrentabelle fur Kinder im Alter bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres - monatliche Gebihr

Nettoeinkommen in EUR

25 bis zu 34 Wochenstunden = Teilzeit

35 bis zu 44 Wochenstunden = Ganztags

ab 45 Wochenstunden = Ganztags erweitert

jahrlich |monat|ich monatliche Gebuhr in EUR monatliche Gebuhr in EUR monatliche Gebuhr in EUR
1K. [2K. 3K. 4 K. 5K. 1K. |2K. 3K. 4 K. 5K. 1K, |2K. 3K. 4K. 5K.
100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60% 100% 90% 80% 70% 60%

unter 20.000* |unter 1.666* 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
ab 20.001 ab 1.666 18 16 15 13 11 20 18 16 14 12 20 18 16 14 12
ab 25.000 ab 2.083 25 22 20 17 15 27 24 22 19 16 28 25 22 19 17
ab 30.000 ab 2.500 33 30 27 23 20 37 33 29 26 22 37 34 30 26 22
ab 35.000 ab 2.917 45 40 36 31 27 49 44 39 35 30 50 45 40 35 30
ab 40.000 ab 3.333 56 51 45 39 34 62 56 49 43 37 63 57 50 44 38
ab 45.000 ab 3.750 70 63 56 49 42 7 69 62 54 46 79 71 63 55 47
ab 50.000 ab 4.167 88 79 70 61 53 96 87 77 67 58 98 89 79 69 59
ab 55.000 ab 4.583 110 99 88 77 66 121 108 96 84 72 123 111 98 86 74
ab 60.000 ab 5.000 137 123 110 96 82 151 136 121 105 90 154 138 123 108 92
ab 65.000 ab 5.417 172 154 137 120 103 188 169 151 132 113 192 173 154 134 115
ab 70.000 ab 5.833 214 193 172 150 129 235 212 188 165 141 240 216 192 168 144
ab 75.000 ab 6.250 257 232 206 180 154 282 254 226 198 169 288 259 231 202 173
ab 80.000 ab 6.667 296 266 237 207 178 325 292 260 227 195 331 298 265 232 199
ab 85.000 ab 7.083 325 293 260 228 195 357 322 286 250 214 365 328 292 255 219
ab 90.000 ab 7.500 358 322 286 251 215 393 354 314 275 236 401 361 321 281 241

K. = Kind oder Kinder

Betrag ist auf volle Euro gerundet.

* unter 20.000 Euro Nettoeinkommen/Jahr gemaf Satzungstext beitragsfrei.




BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 11-1/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/ Dezernat: DIl | Amt | Datum _ Signatur | Amt _ Datum _ Signatur |
30
20

Betreff

Vereinbarung zwischen dem Landkreis Barnim und dem Jobcenter Barnim zur Ubertragung
der Bewirtschaftungsbefugnisse entsprechend der Zusatzvereinbarung nach § 44 b Abs. 4
SGB Il

Beschlussvorschlag
Der Kreistag stimmt der beigeflgten Vereinbarung (Anlage 1) zu.

Finanzielle Auswirkungen

31201.419100

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten: 31201.546100
¥ Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen: 16.198.600 EUR
Aufwendungen/Auszahlungen: 24.105.000 EUR
Ergebnishaushalt rd
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Nach MalRgabe der Datum / Unterschrift

Haushaltsplanung fiir
die Jahre 2022 und
folgende.

Deckungsvorschlag:

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum Enthaltung | Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr.
A2 30.06.2022
A1 04.07.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer 111-1/22

Die Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch - Grundsicherung flr
Arbeitssuchende (SGB [l) werden gem. § 44 b SGB Il seit dem 1. Januar 2011 durch die
gemeinsame Einrichtung Jobcenter Barnim wahrgenommen. Trager der gemeinsamen
Einrichtung sind die Bundesagentur fur Arbeit und der Landkreis Barnim. Die Trager bleiben
fur die ordnungsgemale Erflllung der jeweils zugeordneten Aufgaben verantwortlich (§ 44 b
Abs. 3 SGB Il). Zu den Aufgaben des Jobcenters gehort unter anderem das Beitreiben und
Einziehen von Ruckforderungen, die im Geltungsbereich des SGB Il entstehen.

Seit 2005 wird die Organisation und Durchfihrung des Forderungseinzugs durch die
Bundesagentur fur Arbeit in Form einer Dienstleistung fur das Jobcenter durchgefuhrt. Das
Ubertragen der Aufgaben des Forderungseinzugs durch das Jobcenter auf den Trager
Bundesagentur fiir Arbeit erfordert jedoch die grundséatzliche Ubertragung der kommunalen
Bewirtschaftungsbefugnisse flr den Forderungseinzug auf das Jobcenter (§ 44 f Abs. 4 S. 2
SGB IlI) und die damit einhergehende Erlaubnis, diese Befugnisse auf den Trager
Bundesagentur fur Arbeit zur Durchfihrung des Forderungseinzugs im Namen des
Jobcenters Ubertragen zu durfen.

Zu diesem Zweck ist letztmalig zum 1. Januar 2020 zwischen dem Landkreis Barnim und
dem Jobcenter Barnim eine Zusatzvereinbarung in Form eines o&ffentlich-rechtlichen
Vertrages zur Ubertragung der Bewirtschaftungsbefugnisse auf das Jobcenter
abgeschlossen worden, die bis zum 31. Dezember 2022 befristet ist.

Gemall § 28 Abs. 2 S. 1 Nr. 14 BbgKVerf ist der Kreistag fur die Verlagerung der
Bewirtschaftungsbefugnisse des Landkreises zustandig.

Durch diesen Kreistagsbeschluss wird dem Vertreter des Landkreises Barnim gem. § 44 f
Abs. 4 S. 2 SGB Il die Ermachtigung erteilt, durch Unterzeichnung der beiliegenden
Vereinbarung die Bewirtschaftungsbefugnisse nach § 38 KomHKV (Kassengeschafte,
Mahnungen, Beitreibungen, Zwangsvollstreckungen und Nebenforderungen und im Einzelfall
Stundungen, Niederschlagungen und Erlass) dem Jobcenter Barnim ab dem 1. Januar 2023
befristet bis zum 31. Dezember 2025 zu Ubertragen.

Die Kreisverwaltung hat im Vorfeld gepruft, ob alternative Verfahrensvorschlage zur
Beitreibung der Forderungen des Jobcenters denkbar waren. Hier ist lediglich die Moglichkeit
einer Eigenerbringung der Aufgabenwahrnehmung gegeben. Nach Kalkulation des
Jobcenters Barnim waren mindestens 6,5 zusatzliche Stellen innerhalb der Verwaltung
notwendig, um die gesamte Vollstreckung der Forderungen im SGB Il-Bereich
durchzuflhren.

Seite 2 von 2



1. Ausfertigung von 2 Ausfertigungen 3 r&% Landkreis
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N Barnim

VEREINBARUNG

zwischen dem und dem

Landkreis Barnim Jobcenter Barnim

vertreten durch den Landrat vertreten durch die Geschaftsfuhrerin
Herrn Daniel Kurth Frau Gaby Wehrens

Am Markt 1 Bergerstr. 30

16225 Eberswalde 16225 Eberswalde

zur Ubertragung der Bewirtschaftungsbefugnisse entsprechend
der Zusatzvereinbarung nach § 44 b Abs. 4 SGB I

Praambel:

Im Landkreis Barnim werden die Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch
— Grundsicherung fur Arbeitssuchende (SGB Il) seit dem 01.01.2011 durch die ge-
meinsame Einrichtung, Jobcenter Barnim, gem. § 44 b SGB |l wahrgenommen. Tra-
ger dieser gemeinsamen Einrichtung sind die Bundesagentur flr Arbeit und der
Landkreis Barnim.

Bestandteil der Aufgaben des Jobcenters Barnim ist die Organisation und Durchfih-
rung des Forderungseinzuges, welcher seit 2005 durch die Bundesagentur fur Arbeit
in Form einer Dienstleistung durchgeflhrt wird.

Der Forderungseinzug kann in Anwendung des § 44 b Abs. 4 SGB Il durch die Bun-

desagentur fur Arbeit wahrgenommen werden. Daflr ist der Abschluss einer Zusatz-
vereinbarung nach § 44 b Abs. 4 S. 2 SGB Il erforderlich.

§1

Dieser Vertrag ist ein 6ffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne der §§ 53 ff. SGB X bzw.
der §§ 54 ff. VWVFG.



1. Ausfertigung von 2 Ausfertigungen 17. Juni 2022

§2

Der Landkreis Barnim ubertragt dem Jobcenter Barnim gem. § 44 f Abs. 4 S. 2 SGB |l
die Bewirtschaftungsbefugnisse gem. § 38 KomHKV (Kassengeschafte, Mahnung,
Beitreibung, Zwangsvollstreckung und Nebenforderungen) und auch im Einzelfall far
Stundung, Niederschlagung und Erlass. Konkret:

- Stundungen bis jeweils 30.000 EUR.

- Befristete oder unbefristete Niederschlagungen bis jeweils 50.000 EUR.

- Verzichtsbetrag bis einschlieBlich 15.000 EUR, bei einem (Teil-) Erlass
nach § 44 SGB II.

Bei Entscheidungen ohne grundsatzliche Bedeutung ist bis zu den genannten Be-
tragsgrenzen keine Beteiligung des Landkreises Barnim erforderlich. Die Entschei-
dungen sind gleichwohl zu dokumentieren.

Wenn die genannten Betrage im Einzelfall Gberschritten werden, bedarf es der Einwil-
ligung des Landkreises Barnim. In diesem Fall legt das Jobcenter Barnim dem Land-
kreis einen qualifizierten Entscheidungsvorschlag vor.

Im Zusammenhang mit der Ubertragung der Bewirtschaftungsbefugnis im Sinne des
§ 2 dieser Vereinbarung wird auch die Befugnis zum Abschluss von Vergleichen an
das Jobcenter Barnim Ubertragen.

§3

Wenn das Jobcenter Barnim den Forderungseinzug als Dienstleistung der Bundes-
agentur fur Arbeit nach § 44 b Abs. 5 SGB Il in Anspruch nimmt, ist die Geschaftsfuh-
rerin des Jobcenters Barnim berechtigt, die in § 2 genannten Rechte an die Bundes-
agentur fur Arbeit weiter zu Ubertragen.

Das Jobcenter Barnim ist dem Landkreis Barnim gegenuber fur die ordnungsgemafe
Durchfihrung des Forderungseinzugs verantwortlich.

§4

Diese Vereinbarung gilt ab dem 01. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2025 ein-
schlieflich.

§5

Diese Vereinbarung kann widerrufen oder aul3erordentlich gekindigt werden, wenn
im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des Kreises wieder-
holt oder erheblich, gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften oder gegen diese
Vereinbarung verstof3en wird.
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§6

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Vereinbarung, oder Teile davon un-
wirksam sein oder werden, gilt sie im Ubrigen weiter.

An Stelle der unwirksamen Bestimmung verpflichten sich die Vertragspartner, eine
wirksame Bestimmung zu vereinbaren, die der ursprunglichen Absicht moglichst nahe
kommt.

§7

Nebenabreden, Erganzungen oder sonstige Anderungen zu dieser Vereinbarung be-
durfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Mulndliche Nebenabreden bestehen
nicht.

Ort, Datum Ort, Datum
Daniel Kurth Gaby Wehrens
Landrat Geschaftsfuhrerin
Im Auftrag

Holger Lampe
Dezernent fur Umwelt, nachhaltige
Entwicklung und Bauwesen
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 11-50-2/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:
Amt/Dezernat: 50 | Amt | Datum _ Signatur | Amt _ Datum _ Signatur |
50
30
D 1l
Betreff

Vorlage zur Anpassung der Richtlinie zur Bestimmung der Angemessenheit fur die Kosten
der Unterkunft des Landkreises Barnim

Beschlussvorschlag

Der Kreistag beschliel3t auf der Grundlage der Fortschreibung des schlissigen Konzeptes
die Richtlinie zur Bestimmung der Angemessenheit fur die Kosten der Unterkunft als
Arbeitsgrundlage ab dem 1. Oktober 2022.

Finanzielle Auswirkungen

31201.419100/31201.546100

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten: 31160.448000/31160.533121
31160.533122/31111.533100
W Ja ™ Nein Ertrdge/Einzahlungen: 25.501.600 €
Aufwendungen/Auszahlungen: 34.766.400 €
Ergebnishaushalt v
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorschlag:  HH 2022 Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

| Ausschuss  Datum __ Dafiir  Dagegen _ Enthaltung  Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr. |
A6 10.08.2022
A2 01.09.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer [1-50-2/22

Beschlussvorlage zur Anpassung der Richtlinie zur Bestimmung der Angemessenheit
fiir die Kosten der Unterkunft des Landkreises Barnim - Ergéanzung

Der Landkreis Barnim hat mit seinen Beschlussen vom 9. September 2020 und 10. Marz
2021 die Richtlinie zur Bestimmung der Angemessenheit flr die Kosten der Unterkunft als
Arbeitsgrundlage im Jobcenter und Grundsicherungsamt Barnim fur gultig erklart.
Hintergrund der Anpassung der Richtlinie war unter anderem die von der
Sozialgerichtsbarkeit geforderte Erstellung einer Mietstrukturanalyse, auch als ,Schlissiges
Konzept* bekannt. Das Bundessozialgericht hat in seinem Beschluss B4 AS 33/16 R vom 12.
Dezember 2017 daruber hinaus festgelegt, dass dieses Konzept regelmaflig nach Ablauf
einer Zweijahresfrist nach Datenerhebung, Datenauswertung und deren Inkrafttreten zu
Uberprufen und gegebenenfalls fortzuschreiben ist.

Die aktuellen Angemessenheitswerte wurden zuletzt im Jahr 2019 ermittelt. Um auch
weiterhin eine hinreichende Versorgung der Bedarfsgemeinschaften mit Wohnraum zu
gewahrleisten, erfolgte im vergangenen Jahr eine Fortschreibung der bestehenden
Richtwerte anhand der Preisentwicklung des Verbraucherpreisindex fir Wohnungsmieten
und Wohnnebenkosten.

Neben der reinen Anpassung der Netto-Kaltmieten und kalten Betriebskosten fand auch eine
Prifung des Angebots an Mietwohnungen im Landkreis Barnim statt. Es muss gewahrleistet
sein, dass eine sichere Anmietung von Wohnraum mit den festgestellten Netto-Kaltmieten
sowie den kalten Betriebskosten moglich ist.

Die aktuelle Entwicklung der Kosten von kalten Betriebskosten ab Februar 2022 konnte nicht
berucksichtigt werden. Deshalb wird abweichend von der gesetzlich festgelegten
Zweijahresfrist zur Datenerhebung und Datenauswertung festgelegt, dass diese einmalig
nach einer Jahresfrist erfolgen soll, unter Berucksichtigung bundespolitischer gesetzlicher
Regelungen.

Folgende neue fortgeschriebene Angemessenheitswerte haben sich draus ergeben und
sollen ab Oktober 2022 im Landkreis Barnim gelten. Die bestehende KdU-Richtlinie und
deren Arbeitsanweisungen haben weiterhin Bestand. Zur Verdeutlichung der Veranderungen
stellen wir Ihnen die aktuellen und die zukunftigen Werte im Vergleich in Tabellenform dar:

Derzeit geltende Betrage:

NETTO-KALTMIETEN IN EURO/M?

Vergleichsraum Haushaltsgrofie

1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen
Bernau bei Berlin 7,03 6,33 6,32 7,08
Eberswalde 5,73 5,10 5,25 5,68

DURCHSCHNITTLICHE KALTE BETRIEBSKOSTEN IN EURO/M?
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Vergleichsraum HaushaltsgréRRe

1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen
Bernau bei Berlin 1,33 1,12 1,11 1,21
Eberswalde 1,40 1,18 1,30 1,28

Geltende Betrage ab 01.10.2022:

NETTO-KALTMIETEN IN EURO/M?

Vergleichsraum Haushaltsgrofie
1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen
Bernau bei Berlin 7,31 6,98 8,12 8,41
Eberswalde 5,96 5,30 5,46 5,91
' Vergleichsraum  HaushaltsgroRe
1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen
Bernau bei Berlin 1,35 1,14 1,13 1,23
Eberswalde 1,42 1,20 1,32 1,30

Daraus ergeben sich zu den derzeit geltenden Betragen folgende Mehrbetrage:

NETTO-KALTMIETEN IN EURO/M?

Vergleichsraum Haushaltsgrofie
1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen
Bernau bei Berlin +0,28 +0,65 +1,80 +1,33
Eberswalde +0,23 +0,20 +0,21 +0,23
' Vergleichsraum ~ HaushaltsgrésRe
1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen
Bernau bei Berlin +0,02 +0,02 +0,02 +0,02
Eberswalde +0,02 +0,02 +0,02 +0,02

Die durchschnittliche Erhéhung der Nettokaltmiete betragt 5 Prozent. Im Vergleichsraum
Bernau bei Berlin sind bei den 3-Personen-Haushalten nahezu 30 Prozent Steigerung zu
verzeichnen.

Beispielhaft entstehen bei einer Anmietung fur einen 1-Personen-Haushalt im
Vergleichsraum Eberswalde Mehrkosten in Hohe von 12,50 Euro pro Monat und fur einen 3-
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Personen-Haushalt im Vergleichsraum Bernau bei Berlin in Hohe von 145,60 Euro pro
Monat.

Eine Lesefassung der geltenden Richtlinie mit den aktualisierten Werten wird nach der
Beschlussfassung durch den Kreistag des Landkreises Barnim auf der Internetseite
www.barnim.de verdffentlicht.
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 111-61-35/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/Dezemat: 61 | Amt | Datum _ Signatur | Amt _ Datum _ Signatur |
61
30

Betreff

Anderung der Richtlinie des Landkreises Barnim zur Verwendung von Foérdermitteln zur
Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse im GOPNV des Landkreises Barnim

Beschlussvorschlag

Die Anderung der Richtlinie des Landkreises Barnim zur Verwendung von Fordermitteln zur
Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse im UOPNV des Landkreises Barnim gemaf Anlage 2
wird beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten: 547000.781200
M Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen: 200.000 €
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt WV Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorschlag: ~ HH 2023 ff. Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

| Ausschuss  Datum __ Dafiir  Dagegen _ Enthaltung  Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr. |
A4

22.08.2022
A1 05.09.2022
KT 21.09.2022
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Die letzte inhaltliche Anderung der Richtlinie wurde im Jahr 2008 vorgenommen. Eine
Anderung der gesetzlichen Grundlage macht es notwendig die Richtlinie dahingehend
anzupassen. Beim Regionalisierungsgesetz ist der §8 entfallen und beim
Entflechtungsgesetz sind gemaR OPNVG die §§ 1 und 3 Abs. 1 Grundlage fiir das Land
Brandenburg zur Finanzierung von Verkehrsleistungen, gesetzlichen Ausgleichsleistungen
sowie zur Forderung von Investitionen im 6ffentlichen Personennahverkehr.

Zur Herstellung oder auch fur den Erhalt von Haltestelleneinrichtungen ist teilweise auch die
Barnimer Busgesellschaft mbH zustandig. Aus diesem Grund wird die Gesellschaft als
antrags- und zuwendungsberechtigt hinzugefugt.

Eine weitere Anderung der Richtlinie wurde zur besseren Lesbarkeit bei der Nummerierung
und Sortierung der Unterpunkte vorgenommen. Inhaltlich mussten keine groRen Anderungen
erfolgen. Wichtige zuwendungsrechtliche Erganzungen wurden eingearbeitet und andere
Punkte wurden entfernt, da diese im Zuwendungsbescheid geregelt werden. Dadurch ist die
Richtlinie verstandlicher und auf das Wichtigste reduziert worden. Die Bezeichnung des flr
die Administrierung der Richtlinie zustandigen Amtes wurde ebenso aktualisiert.
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Anlage 2 ;ﬁ% Landkreis
N Barnim

RICHTLINIE DES LANDKREISES BARNIM ZUR VERWENDUNG VON FOR-
DERMITTELN ZUR VERBESSERUNG DER VERKEHRSVERHALTNISSE IM
UOPNV DES LANDKREISES BARNIM

1 Grundlagen

1.1 Begriffsbestimmung

Der &ffentliche Personennahverkehr (OPNV) im Sinne des OPNV-Gesetzes des

Landes Brandenburg (OPNVG) ist die allgemein zugangliche Beférderung von

Personen mit Verkehrsmitteln im Linienverkehr sowie in alternativen Bedie-

nungsformen, die Uberwiegend dazu bestimmt sind, die Verkehrsnachfrage im

Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu befriedigen (§ 1 Abs. 1 OPNVG). Zum

OPNV gehdren

= der Schienenpersonennahverkehr (SPNV), nach § 2 Abs. 5 des Allgemeinen
Eisenbahngesetzes (AEG) sowie

= der ubrige offentliche Personennahverkehr (GOPNV) nach
§ 1 Personenbeforderungsgesetz (PBefG).

1.2 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
Das Land Brandenburg stellt den kommunalen Aufgabentragern zur Finanzie-
rung von Verkehrsleistungen, gesetzlichen Ausgleichsleistungen sowie zur For-
derung von Investitionen im 6ffentlichen Personennahverkehr Mittel nach
= § 10 OPNVG i.V.m. der Verordnung Uber die Finanzierung des Ubrigen 6f-
fentlichen Personennahverkehrs im Land Brandenburg (OPNVFV) und
» Malgabe des Haushaltsplans zur Verfugung.

1.3 Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung einer Zuwendung besteht nicht. Vielmehr
entscheidet der Landkreis Barnim auf Grund seines pflichtgemallen Ermessens
im Rahmen der verfugbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Forderung

2.1 Folgende MafRRnahmen sind forderfahig:

1. Bau oder Ausbau von Zentralen Omnibusbahnhdéfen (ZOB), Haltestellenein-
richtungen, Buswendeschleifen, sofern sie nicht im Rahmen von Grof3vorha-
ben mit einem Investitionsvolumen von Uber 2 Millionen Euro vom Land
Brandenburg direkt gefordert werden.

2. BeschleunigungsmaRnahmen fir den GOPNV (z.B. Ampelvorrangschaltun-
gen),

3. Bau oder Ausbau von Umsteigeparkplatzen (Park&Ride-, Bike&Ride- und
Kiss&Ride-Anlagen) als Umsteigeeinrichtungen vom Individualverkehr zum
UOPNV und Schienenpersonennahverkehr (SPNV).



Richtlinie des Landkreises Barnim zur Verwendung von Fordermitteln zur Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse
im GOPNV des Landkreises Barnim
Beschluss des Kreistages Barnim Nr. ..... vom .....

2.2 Zu den zuwendungsfahigen Ausgaben gehoren insbesondere die Ausgaben fur
Bau, Ausbau und Beschaffung, die Zuwegung, die zugehorigen Betriebsanla-
gen, die erstmalige Bepflanzung und Begriinung sowie Ausgaben fur gesetzlich
erforderliche MaRnahmen des Umweltschutzes und der Denkmalpflege.

2.3 Nahere Einzelheiten zur Abgrenzung oder grundsatzlichen Festlegung der zu-
wendungsfahigen Ausgaben sind in der ,Anlage 1“ zu dieser Richtlinie geregelt.

3 Zuwendungsempfangende

Zuwendungsempfangende kdnnen Gemeinden und Stadte des Landkreises Barnim
und die Barnimer Busgesellschaft mbH (BBG) sein.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Zuwendungen kdnnen nur fur solche Vorhaben bewilligt werden, die einem der
in Punkt 2 genannten Fordergegenstande entsprechen und die noch nicht
begonnen worden sind. Als Beginn eines Vorhabens ist grundsatzlich der
Abschluss eines der Ausfuhrung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungs-
vertrages zu werten. Bei BaumalRnahmen gelten Planung, Baugrundunter-
suchung, Grunderwerb und Herrichten des Grundstucks (z. B. Gebaude-
abbruch, Planieren) nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie sind
alleiniger Zweck der Zuwendung.

4.2 Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss nach Maligabe eines Finanz-
planes sichergestellt sein. Bei Bauinvestitionen gilt dies auch fur die nach der
Investition anfallenden Betreibungs- bzw. Unterhaltungskosten.

4.3 Voraussetzung einer Zuwendung ist, dass die Malihahme nach Art und Umfang
zur Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse dringend erforderlich ist und die Zie-
le der Raumordnung und Landesplanung beachtet.

4.4 Die MalRnahme wird nur unter der Voraussetzung bewilligt, dass sie Bestandteil
des aktuell gultigen Nahverkehrsplans ist.

4.5 Weiter sind die Belange des Natur- und Denkmalschutzes, des Energiekonzep-
tes fur das Land Brandenburg sowie die Null-Emissions-Strategie des Landkrei-
ses Barnim zu beachten.

4.6 Ebenso muss die MaRnahme bau- und verkehrstechnisch gemafl den techni-
schen Regelwerken einwandfrei und unter Beachtung der Grundsatze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit geplant sein. Die einschlagigen bau- und ent-
wurfstechnischen Richtlinien missen berlcksichtigt werden.

4.7 Die Interessen mobilitatseingeschrankter Menschen, insbesondere Behinderter
und Alterer, missen gewahrt sein.
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4.8 Es durfen keine Zuwendungen nach § 5a des Bundesfernstraliengesetzes,
§ 17 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes oder § 1 des Investitionsforderungsge-
setzes gewahrt worden sein.

4.9 Die Ziele und Grundsatze des § 2 OPNV-Gesetz missen bertiicksichtigt sein.

4.10 Die bau- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen mussen vor dem Bau-
beginn vorliegen. Dazu gehoéren vor allem:
» bauplanungs- bzw. bauordnungsrechtliche Zustimmung,
= Zustimmung der beruhrten Trager offentlicher Belange,
= baufachliche Prifung,
= Nachweis der Finanzierungssicherung.

4.11 Bei der Vergabe von Bauleistungen sind die jeweiligen einschlagigen verga-
berechtlichen Vorschriften zu beachten.

5 Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

5.1 Die Gesamtkosten des Vorhabens durfen nicht tber 2 Millionen Euro liegen. Ab
einer Investitionssumme von 2 Millionen Euro handelt es sich um ein Grol3vor-
haben, das vom Landesamt fur Bauen und Verkehr gefordert werden kann.

5.2 Die Zuwendung des Landkreises Barnim erfolgt im Rahmen der zur Verfugung
stehenden Haushaltsmittel und als Projektforderung. Sie wird als Anteilsfinan-
zierung in Form eines Zuschusses oder einer Zuweisung zu den zuwendungs-
fahigen Gesamtausgaben gewahrt.

5.3 Die Zuwendungen betragen bis zu 50 % der zuwendungsfahigen Ausgaben.

6 Bewilligung, Auszahlung, Verwendungsnachweis

6.1 Flr die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie flr den
Nachweis und die Prufung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderli-
che Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Ruckforderung der ge-
wahrten Zuwendung gelten die VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtli-
nie oder dem Zuwendungsbescheid Abweichungen zugelassen worden sind.

6.2 Die schriftiche Verwendungsnachweisfuhrung erfolgt gemals den VVG zu
§ 44 LHO. Bei Malinahmen, die uUber die Jahresgrenze hinaus durchgefuhrt
werden, sind Zwischennachweise pro Haushaltsjahr einzureichen.

6.3 Dem Verwendungsnachweis ist eine mit der Bauausfuhrung ubereinstimmende
zeichnerische Unterlage beizufigen, aus der der Umfang der ausgefihrten Ar-
beiten in wesentlichen Teilen zu erkennen ist.

6.4 Ist absehbar, dass ein Antrag aufgrund bestimmter und nicht vorhersehbarer
Vorkommnisse in dem beantragten Zeitraum nicht realisiert werden kann, so ist
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das Amt flr nachhaltige Entwicklung Kataster und Vermessung umgehend -
spatestens bis zum 30. Marz des Folgejahres - daruber zu informieren.

7 Verfahren
7.1 Antragsverfahren

7.1.1 Die Zuwendung ist schriftlich beim Amt flr nachhaltige Entwicklung, Kataster
und Vermessung des Landkreises Barnim (Bewilligungsbehorde) zu beantra-
gen.

7.1.2 Die Sicherstellung der Gesamtfinanzierung des Vorhabens ist in einem
Finanzplan nachzuweisen.

7.1.2.1 AulRerdem sind die von der Gemeinde erlassenen Haushaltsplane, die Be-
schlisse der zustandigen kommunalen Gremien zum beantragten Vorha-
ben oder die Stellungnahme der unteren Kommunalaufsichtsbehdrde zum
Vorhaben vorzulegen.

7.1.2.2 Die BBG hat bei der Antragsstellung den aktuell glltigen und im Aufsichtsrat
beschlossenen Wirtschaftsplan und Jahresabschluss einzureichen.

7.1.3 Dem Antrag sind weiterhin folgende Unterlagen beizuftgen:

» Erlauterungsbericht mit ausfuhrlicher Darlegung des angestrebten ver-
kehrlichen Nutzens und Angaben Uber die Situation der derzeit vorhande-
nen Verkehrsanlagen und deren Kapazitat,

= pruffahige Projektunterlagen gemal® HOAI, aus denen die Massenermitt-
lung und die Kostenberechnung nach DIN 276 Teil lll, das Finanzie-
rungsmodell sowie der Nachweis der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
der Malinahme nachvollzogen werden kdnnen,

= die Stellungnahme der BBG,

= fur die Beurteilung der MalRnahme notwendige Plane.

7.1.4 In dem Antrag muss die Erfullung der in der ,Anlage 1“ aufgefihrten Anforde-
rungen nachgewiesen werden.

7.1.5 Der Antrag ist mit den erforderlichen Unterlagen bei der Bewilligungsbehorde
bis zum 30. Oktober des Jahres zu stellen, das dem vorgesehenen Beginn
der MalRnahme vorausgeht.

7.1.6 Die Prufung der Antrage erfolgt durch das Amt flr nachhaltige Entwicklung,
Kataster und Vermessung.

7.2 Auswahlverfahren

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt nach Punktevergabe flr die folgenden Krite-
rien:
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3 Punkte:

= Die MaRnahme verbessert die Verknupfung zwischen den Verkehrsmitteln.

= Die Mallnahme erhoht den Anreiz, vom motorisierten Individualverkehr auf den
OPNV umzusteigen.

Die MaRnahme erhdht die Sicherheit des OPNV.

2 Punkte:

= Die Mallnahme ist fur die Erhdhung der Attraktivitat des Tourismusstandortes
Barnim von Bedeutung.

= Die MaRnahme verbessert die Wirtschaftlichkeit des OPNV im Landkreis Bar-
nim.

= Der Standort ist fiir den OPNV von erheblicher Bedeutung.

1 Punkt:

Die MaRRnahme leistet einen Beitrag zur Umsetzung Null-Emissions-Strategie
des Landkreises Barnim.

8 Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt nach dem Tag ihrer Bekanntgabe in Kraft und ersetzt die Richt-
linie des Landkreises Barnim zur Verwendung von Foérdermitteln zur Verbesserung
der Verkehrsverhaltnisse im GOPNV des Landkreises Barnim vom 25. Juli 2008.
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Anlage 1

1 Forderung von Haltestellen, Zentralen Omnibusbahnho6fen, Umsteigeanla-
gen an Bahnhofen

1.1 Die Anlage ist zur Ermittlung der zuwendungsfahigen Ausgaben bei der Forde-
rung des Baus und Ausbaus von Haltestellen, wichtigen Umsteigeanlagen, zent-
ralen Omnibusbahnhoéfen, Verknupfungspunkten gleichartiger und unterschied-
licher Verkehrssysteme des OPNV, insbesondere an Bahnhofen, Park&Ride-
(P&R), Bike&Ride- (B&R) und Kiss&Ride (K&R)-Anlagen, sowie fur Oberleitun-
gen fur Busse, soweit sie dem OPNV dienen, bestimmt.

1.2 Der Fordertatbestand bezieht sich auf den Bau und Ausbau der unter 1.1 ge-
nannten MalRnahmen und schlie3t alle Anforderungen aus geltenden Rechts-
formen und Baurichtlinien des Bundes und des Landes und besondere Nut-
zungsanforderungen an den OPNV in die Férderung ein.

1.3 Die Anforderungen an die Umsetzung der jeweiligen Mallnahme mussen in di-
rektem Zusammenhang mit dem jeweils gultigen Nahverkehrsplan des Land-
kreises Barnim stehen. Im Folgenden sind flr bestimmte BaumaRnahmen Min-
destanforderungen formuliert.

N

Haltestellen

= angemessene Befestigung der Warteflache, wenn erforderlich mit Schutz und
Abgrenzung zur Verkehrsflache,

= an zentralen Umsteigepunkten ausreichender Wetterschutz (maximale Transpa-
renz) mit Sitzgelegenheiten, Abfallbehalter,

= zur Herstellung der Barrierefreiheit ist eine Bordsteinhohe von 18 cm in Anpas-
sung zur Niederflurtechnik der Fahrzeuge vorzusehen,

= Blindenleitstreifen im stadtischen Bereich,

= Einrichtung einer Beleuchtung bei Haltestellen mit Wetterschutz im stadtischen
Bereich und an zentralen Umsteigepunkten,

= Fahrgastinformationen.

2.1 Park&Ride-Anlage

Umsteigeinrichtung zum GOPNV/SPNV (Bus/Bahn),

Anbindung an vorhandenes Strallennetz/Leiteinrichtungen,

Beleuchtung von Parkflachen und Bauten,

Stadtebauliche Einbindung, Grungestaltung und Wegweisung / Orientierung
(statisch, dynamisch),

Ordnungs- und SicherheitsmalRnahmen (Bewirtschaftung, Wartung, Pflege),

= Parkplatznutzung mit Fahrweite kombinieren.

2.2 Bike&Ride-Anlage

= Umsteigeeinrichtung zum GOPNV (Kapazitat/Bedarfsnachweis),
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= Anlagenteile wie

- befestigte Abstellflachen,

- Uberdachung/Beleuchtung,

- stabile Standausristung einschliel3lich Sicherungsmalinahmen,

- Orientierungshilfen/Ausschilderung.
= transparente Wetterschutzkonstruktionen (Sicherheitsbedurfnis beachten),
= kurze Wege zwischen GOPNV und SPNV (Bus und Bahn).

2.3 Kiss&Ride-Anlagen

Mindestanforderungen
= K&R-Anlagen sollten grundsatzlich mit einem Witterungsschutz versehen sein

2.4 Bahnhofsvorplatze (Verknipfungs- und Umsteigeanlagen unterschied-licher
Verkehrstrager in Verbindung mit Bahnhofsanlagen und Bahnhofs-vorplatzen)

» stadtebauliche Einbindung (z.B. Tor zur Stadt),

= Realisierung koordinierter Planungen fur barrierefreie, attraktive und kunden-
freundliche Verkniipfungspunkte im Bereich von SPNV und GOPNV,

= Zubringerverkehre und Anschlusssicherung,

= kurze Verknupfungswege/Leiteinrichtungen,

= verkehrssichere Losung (z.B. Vermeidung von Fahrbahnquerungen).

3 Zweckbindungsdauer

Haltestelle/Wendeplatz 15 Jahre
Zentrale Omnibusbahnhdofe 20 Jahre
P&R-Anlage 20 Jahre
K&R-Anlage 20 Jahre
B&R-Anlage 15 Jahre
Bahnhofsvorplatz 20 Jahre

Die zustandige Bewilligungsbehdrde kann einen entsprechenden Wertausgleich
verlangen, sollte nachweislich eine Zweckentfremdung in diesem Zeitraum eintre-
ten. Eine Ausnahme von der Zweckbindungsdauer kann bei unvorhergesehenen
verkehrlichen Veranderungen bei der Bewilligungsbehorde beantragt werden.
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Anlage 1

Anderungsvorschlage fir die Neufassung der Richtlinie des Landkreises Barnim zur Verwendung von Fordermitteln zur

Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse im GOPNV des Landkreises Barnim
(Stand: 14.07.2022)

1

1.1

1.2

Grundlagen

Begriffsbestimmung

Der offentliche Personennahverkehr (OPNV) im

Sinne des OPNV-Gesetzes des Landes Branden-

burg (OPNVG) ist die allgemein zugéngliche Befor-

derung von Personen mit Verkehrsmitteln im Li-

nienverkehr sowie in alternativen Bedienungsfor-

men, die Uberwiegend dazu bestimmt sind, die Ver-

kehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regional-

verkehr zu befriedigen (§ 1 Abs. 1 OPNVG). Zum

OPNV gehoren

= der Schienenpersonennahverkehr (SPNV),
nach 8 2 Abs.5 des Allgemeinen Eisenbahn-
gesetzes (AEG) sowie

= der \Uubrige offentliche Personennahverkehr
(GOPNV) nach
§ 1 Personenbefdrderungsgesetz (PBefG).

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land Brandenburg stellt den kommunalen Auf-

gabentragern zur Finanzierung von Verkehrsleis-

tungen, gesetzlichen Ausgleichsleistungen sowie

zur Forderung von Investitionen im o6ffentlichen

Personennahverkehr Mittel nach

= den 88 5und 8 des Regionalisierungsgesetzes
(RegG),

= §3Abs.1und §4 Abs. 3 des Entflechtungsge-
setzes sowie

= Maligabe des Haushaltsplans zur Verfigung.

1.1 unverandert

1.2 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
Das Land Brandenburg stellt den kommunalen Auf-
gabentrdgern zur Finanzierung von Verkehrsleistun-
gen, gesetzlichen Ausgleichsleistungen sowie zur
Forderung von Investitionen im offentlichen Perso-
nennahverkehr Mittel nach

§ 10 OPNVG i.V.m. der Verordnung tiber die Fi-
nanzierung des Ubrigen o6ffentlichen Personen-
nahverkehrs im Land Brandenburg (OPNVFV)
und

MalRgabe des Haushaltsplans zur Verfligung.

1.3 Ein Rechtsanspruch auf Gewdahrung einer Zuwen-

Anpassung der
grundlagen.

gesetzlichen

Rechts-



1.3 Gegenstand der Forderung

Gefordert werden kénnen folgende Maf3nahmen:

1.

Bau oder Ausbau von Zentralen Omnibus-
bahnhéfen (ZOB), Haltestelleneinrichtungen,
Buswendeschleifen, sofern sie nicht im Rah-
men von Grofvorhaben mit einem Investiti-
onsvolumen von Uber 2 Millionen Euro vom
Land Brandenburg direkt geférdert werden.
BeschleunigungsmaRnahmen fur den tOPNV
(z.B. Ampelvorrangschaltungen),

Bau oder Ausbau von Umsteigeparkplatzen
(Park&Ride-, Bike&Ride und Kiss&Ride-
Anlagen) als Umsteigeeinrichtungen vom In-
dividualverkehr zum UOPNV und Schienen-
personennahverkehr (SPNV).

Nahere Einzelheiten zur Abgrenzung oder grund-

satzlichen

Festlegung der zuwendungsfahigen

Ausgaben sind unter Punkt 4 ,Anlage“ dieser Richt-
linie geregelt.
1.4 Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger kdnnen Gemeinden und Stédte
des Landkreises Barnim sein.

2

2.1

2.2

2.3

3

dung besteht nicht. Vielmehr entscheidet der Land-
kreis Barnim auf Grund seines pflichtgemalen Er-
messens im Rahmen der verfligbaren Haushaltsmit-
tel.

Gegenstand der Forderung

Folgende MaRnahmen sind forderfahig:

1. Bau oder Ausbau von Zentralen Omnibusbahn-
héfen (ZOB), Haltestelleneinrichtungen, Bus-
wendeschleifen, sofern sie nicht im Rahmen von
GrolRvorhaben mit einem Investitionsvolumen
von Uber 2 Millionen Euro vom Land Branden-
burg direkt gefordert werden.

2. Beschleunigungsmafnahmen fir
(z.B. Ampelvorrangschaltungen),

3. Bau oder Ausbau von Umsteigeparkplatzen
(Park&Ride-, Bike&Ride- und Kiss&Ride-Anlagen)
als Umsteigeeinrichtungen vom Individualverkehr
zum UOPNV und Schienenpersonennahverkehr
(SPNV).

den UOPNV

Zu den zuwendungsfahigen Ausgaben gehéren
insbesondere die Ausgaben fir Bau, Ausbau und
Beschaffung, die Zuwegung, die zugehorigen
Betriebsanlagen, die erstmalige Bepflanzung und
Begrinung sowie Ausgaben fiir gesetzlich
erforderliche MaRnahmen des Umweltschutzes und
der Denkmalpflege.

Nahere Einzelheiten zur  Abgrenzung oder
grundsatzlichen Festlegung der zuwendungsféahigen
Ausgaben sind in der ,Anlage 1“ zu dieser Richtlinie
geregelt.

Zuwendungsempfangende

Zuwendungsempfangende kdnnen Gemeinden und Stad-
te des Landkreises Barnim und die Barnimer Busgesell-
schaft mbH (BBG) sein.

Notwendige Ergénzung auf Grund der nur
begrenzt zur Verfigung stehenden Haus-
haltsmittel

Nur Anderungen in der Formulierung vor-
genommen und Nummerierung geandert.

vorher unter Punkt 1.6 (Sortierung gean-
dert)

Anderung der Anlagebezeichnung

Nummerierung geandert

Auch die Barnimer Busgesellschaft mbH
soll zukiinftig Fordermittel zur Verbesse-
rung der Verkehrsverhéltnisse erhalten



1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Voraussetzung einer Zuwendung ist, dass die
MaRnahme nach Art und Umfang zur Verbesserung
der Verkehrsverhaltnisse dringend erforderlich ist
und die Ziele der Raumordnung und Landes-
planung berucksichtigt.

Weiter sind die Belange des Natur- und Denkmal-
schutzes, des Energiekonzeptes fur das Land
Brandenburg sowie die Null-Emissions-Strategie
des Landkreises Barnim zu beachten.

Ebenso muss die MalRnahme bau- und verkehrs-
technisch gemal der technischen Regelwerke ein-

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

Zuwendungsvoraussetzungen

Zuwendungen koénnen nur fur solche Vorhaben
bewilligt werden, die einem der in Punkt 2 genannten
Fordergegenstande entsprechen und die noch nicht
begonnen worden sind. Als Beginn eines Vorhabens
ist grundsatzlich der Abschluss eines der Ausfiihrung
zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages
zu werten. Bei Baumaflnahmen gelten Planung,
Baugrundunter-suchung, Grunderwerb und
Herrichten des Grundstiicks (z. B. Gebaudeabbruch,
Planieren) nicht als Beginn des Vorhabens, es sei
denn, sie sind alleiniger Zweck der Zuwendung.

Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss nach
Maf3gabe eines Finanzplanes sichergestellt sein. Bei
Bauinvestitionen gilt dies auch fir die nach der

Investition anfallenden Betreibungs- bzw.
Unterhaltungskosten.
Voraussetzung einer Zuwendung ist, dass die

MaRnahme nach Art und Umfang zur Verbesserung
der Verkehrsverhaltnisse dringend erforderlich ist
und die Ziele der Raumordnung und Landes-planung
beachtet.

Die MaRRnahme wird nur unter der Voraussetzung
bewilligt, dass sie Bestandteil des aktuell gultigen
Nahverkehrsplans ist.

Weiter sind die Belange des Natur- und Denkmal-
schutzes, des Energiekonzeptes fir das Land
Brandenburg sowie die Null-Emissions-Strategie des
Landkreises Barnim zu beachten.

Ebenso muss die MaRnahme bau- und verkehrs-
technisch gemafl den technischen Regelwerken
einwandfrei und unter Beachtung der Grundsatze der

kénnen.

Nummerierung geandert

wichtige Ergénzungen fir den Antragstel-
lenden

In der alten Fassung unter 2.2 geregelt.



wandfrei und unter Beachtung der Grundsatze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit geplant sein. Die
einschlagigen bau- und entwurfstechnischen Richt-
linien missen bertcksichtigt werden.

Die Interessen mobilitatseingeschrankter Men-
schen, insbesondere Behinderter und Alterer, mis-
sen gewabhrt sein.

Der Zuwendungsempfanger muss anhand eines Fi-
nanzierungsplans nachweisen, dass der zu erbrin-
gende Eigenanteil der Investition gesichert ist. Au-
Rerdem ist nachzuweisen, dass auftretende Folge-
kosten zumindest fur den Zeitraum der Zweckbin-
dung abgesichert sind.

Es durfen keine Zuwendungen nach 8§ 5 a des Bun-
desfernstralengesetzes, § 17 des Eisenbahnkreu-
zungsgesetzes oder § 1 des Investitionsférderungs-
gesetzes gewahrt worden sein.

Die Ziele und Grundsatze des § 2 OPNV-Gesetz
mussen berucksichtigt sein.

Die bau- und haushaltsrechtlichen Voraussetzun-

gen mussen vor dem Baubeginn vorliegen. Dazu

gehoren vor allem:

= bauplanungs- bzw. bauordnungsrechtliche Zu-
stimmung,

= Zustimmung der berthrten Trager offentlicher
Belange,

= baufachliche Prifung,

= Nachweis der Finanzierungssicherung.

Die Gesamtkosten des Vorhabens dirfen nicht tber
2 Millionen Euro liegen. Ab einer Investitionssumme
von 2 Millionen Euro handelt es sich um ein Grof3-
vorhaben, das vom Landesamt fiir Bauen und Ver-
kehr gefordert werden kann.

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit geplant sein. Die
einschlagigen bau- und entwurfstechnischen
Richtlinien mussen bericksichtigt werden.

4.7 Die Interessen mobilitatseingeschrankter Menschen,
insbesondere Behinderter und Alterer, missen
gewabhrt sein.

4.8 Es durfen keine Zuwendungen nach § 5 a des Bun-
desfernstra3engesetzes, 8§ 17 des Eisenbahnkreu-
zungsgesetzes oder 8 1 des Investitionsférderungs-
gesetzes gewahrt worden sein.

49 Die Ziele und Grundsatze des § 2 OPNV-Gesetz
mussen berucksichtigt sein.

4.10 Die bau- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen
mussen vor dem Baubeginn vorliegen. Dazu gehéren
vor allem:

bauplanungs- bzw. bauordnungsrechtliche Zu-
stimmung,
Zustimmung der berUhrten Trager o6ffentlicher
Belange,

baufachliche Priifung,
Nachweis der Finanzierungssicherung.

In der neuen Fassung unter 4.2 geregelt.

In der neuen Fassung unter 5.1 geregelt.



1.6

1.7

Bei der Vergabe von Bauleistungen sind, unabhan-
gig vom Gesamtbetrag, entweder die Verdingungs-
ordnung fir Bauleistungen (VOB) oder die Verdin-
gungsordnung fur Leistungen (VOL/A) zu beachten.
Fur europaweite Ausschreibungen sind die jeweils
geltenden Schwellenwerte zu beriicksichtigen.

Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

Die Zuwendungen werden als Projektférderung ge-
wahrt.

Die Finanzierung der MaRRnahmen erfolgt als An-
teilsfinanzierung der zuwendungsfahigen Ausga-
ben.

Die Zuwendungen betragen bis zu 50 % der zu-
wendungsfahigen Ausgaben.

Zu den zuwendungsfahigen Ausgaben gehdren
insbesondere die Ausgaben fir Bau, Ausbau und
Beschaffung, die Zuwegung, die zugehdrigen Be-
triebsanlagen, die erstmalige Bepflanzung und Be-
grinung sowie Ausgaben flr gesetzlich erforderli-
che MalRnahmen des Umweltschutzes und der
Denkmalpflege.

Im Ubrigen gelten die Anlagen dieser Richtlinie

Uber die Abgrenzung der zuwendungsfahigen Aus-

gaben.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Bei der Zuwendung von Fordermitteln ist in dem

Zuwendungsbescheid, soweit zutreffend, die An-

wendung insbesondere folgender Bestimmungen

fur verbindlich zu erklaren:

= Allgemeine Nebenbestimmungen fir Zuwen-
dungen zur Projektférderung an Gemeinden

4.11 Bei

5.1

5.2

5.3

der Vergabe von Bauleistungen sind die
jeweiligen einschlagigen vergaberechtlichen
Vorschriften zu beachten.

Art, Umfang und H6he der Zuwendung

Die Gesamtkosten des Vorhabens dirfen nicht lber
2 Millionen Euro liegen. Ab einer Investitionssumme
von 2 Millionen Euro handelt es sich um ein
GroRRvorhaben, das vom Landesamt fir Bauen und
Verkehr geférdert werden kann.

Die Zuwendung des Landkreises Barnim erfolgt im
Rahmen der zur Verfligung stehenden
Haushaltsmittel und als Projektférderung. Sie wird als
Anteilsfinanzierung in Form eines Zuschusses oder
einer Zuweisung zu den zuwendungsfahigen
Gesamtausgaben gewéhrt.

Die Zuwendungen betragen bis zu 50 % der
zuwendungsfahigen Ausgaben.

allgemeinere Formulierung

Nur Anderungen in der Formulierung vor-
genommen und Nummerierung geandert.

Kann entfallen, weil die gesetzlichen Vor-
gaben es regeln.
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(ANBest-G),
= Auflagen, die vor oder wahrend der MaRnah-
medurchfiihrung erflillt werden mussen.
Verfahren

Antragsverfahren und Antragsprifung

Zuwendungen werden nur auf Antrag gewahrt. An-
trage sind bei der Bewilligungsstelle, dem

Landkreis Barnim

Paul-Wunderlich-Haus
Strukturentwicklungs- und Bauordnungsamt
Am Markt 1

16225 Eberswalde

zu stellen.

Die Antrage, einschlie8lich der erforderlichen Anla-
gen, sind in zweifacher Ausfertigung einzureichen.
Eine Ausfertigung erhélt der Antragssteller mit ent-
sprechendem Prifbescheid und eventuellen Aufla-
gen von der Bewilligungsstelle zuriick. Die zweite
Ausfertigung verbleibt im Strukturentwicklungs- und
Bauordnungsamt.

Die Bewilligungsstelle kann nach eigenem Ermes-
sen Verfahrensvereinfachungen zulassen, soweit
das Regelverfahren einen unverhaltnismafRigen
Aufwand bewirkt.

Dem Antrag sind mindestens folgende Unterlagen

beizufugen:

=  Erlauterungsbericht mit ausfuhrlicher Darlegung
des angestrebten Verkehrswertes und Angaben
Uber die Situation der derzeit vorhandenen
Verkehrsanlagen und deren Kapazitét,

= pruffahige Projektunterlagen geman HOAI, aus
denen die Massenermittlung und die Kostenbe-

6.1

6.2

6.3

6.4

Bewilligung, Auszahlung, Verwendungsnachweis

Fur die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fur den Nachweis und die Priifung
der Verwendung und die gegebenenfalls
erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides
und die Ruckforderung der gewahrten Zuwendung
gelten die VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser
Richtlinie oder dem Zuwendungsbescheid
Abweichungen zugelassen worden sind.

Die schriftliche Verwendungsnachweisfiihrung erfolgt
gemaf den VVG zu § 44 LHO. Bei MalRnahmen, die
Uber die Jahresgrenze hinaus durchgefuhrt werden,
sind  Zwischennachweise  pro  Haushaltsjahr
einzureichen.

Dem Verwendungsnachweis ist eine mit der
Bauausfiuihrung Ubereinstimmende  zeichnerische
Unterlage beizufiigen, aus der der Umfang der
ausgefihrten Arbeiten in wesentlichen Teilen zu
erkennen ist.

Ist absehbar, dass ein Antrag aufgrund bestimmter
und nicht vorhersehbarer Vorkommnisse in dem
beantragten Zeitraum nicht realisiert werden kann, so
ist das Amt fir nachhaltige Entwicklung Kataster und
Vermessung umgehend - spatestens bis zum 30.
Marz des Folgejahres - dartiber zu informieren.

Anderung der Nummerierung und Sortie-
rung der Unterpunkte.

In der neuen Fassung unter 7.1 geregelt.
Anderungen erforderlich aufgrund der
zwischenzeitlich vorgenommenen Na-
mensanderung des zustandigen Amtes.

Um Kosten, Ressourcen und vor allem
die Umwelt zu schonen, wird auf eine
zweifache Ausfertigung der Antragsunter-
lagen verzichtet.



2.2

rechnung nach DIN 276 Teil Ill, das Finanzie-
rungsmodell sowie der Nachweis der Sparsam-
keit und Wirtschaftlichkeit der MalRnahme
nachvollzogen werden kénnen,

= die Stellungnahme der Barnimer Busgesell-
schaft mbH (BBG),

= flr die Beurteilung der MaBhahme notwendige
Plane.

In dem Antrag mussen die unter Punkt 4 ,Anlage*
aufgefiihrten Anforderungen nachgewiesen werden.

Der Antrag ist mit den erforderlichen Unterlagen bei
der Bewilligungsstelle bis zum 30. Oktober des Jah-
res zu stellen, das dem vorgesehenen Beginn der
Maflinahme vorausgeht.

Die Prufung der Antrage erfolgt durch das Struk-
turentwicklungs- und Bauordnungsamt.
Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsstelle erlasst Zuwendungsbeschei-
de auf der Grundlage der zur Verfiigung stehenden
Mittel.

Die MaRRnahme wird nur unter der Voraussetzung
bewilligt, dass sie Bestandteil des aktuell giltigen
Nahverkehrsplans ist.

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt nach Punk-
tevergabe fir die folgenden Kriterien:

3 Punkte:

= Die MaRnahme verbessert die Verknipfung
zwischen den Verkehrsmitteln.

= Die MaRnahme erhéht den Anreiz vom MIV auf
den OPNV umzusteigen.

= Die MaRBnahme erhdht die Sicherheit des
OPNV.

7 Verfahren
7.1  Antragsverfahren
7.1.1 Die Zuwendung ist schriftich beim Amt fir
nachhaltige Entwicklung, Kataster und Vermessung
des Landkreises Barnim (Bewilligungsbehdrde) zu
beantragen.
7.1.2 Die Sicherstellung der Gesamtfinanzierung des
Vorhabens ist in einem Finanzplan nachzuweisen.
7.1.2.1 AuRBerdem sind die von der Gemeinde
erlassenen Haushaltsplane, die Beschliisse der
zustandigen ~ kommunalen  Gremien  zum

beantragten Vorhaben oder die Stellungnahme
der unteren Kommunalaufsichtsbehdrde zum
Vorhaben vorzulegen.

7.1.2.1 Die BBG hat bei der Antragsstellung den aktuell

Anderung der Nummerierung und Sortie-
rung der Unterpunkte.

Regelung der einzureichenden Unterla-



2 Punkte:

= Die MaRRnahme ist fur die Erh6hung der Attrak-
tivitdt des Tourismusstandortes Barnim von Be-
deutung.

= Die MaRRnahme verbessert die Wirtschaftlichkeit
des OPNV im Landkreis Barnim.

= Der Standort ist fir den OPNV von erheblicher
Bedeutung.

1 Punkt:

= Die MaBnahme leistet einen Beitrag zur Umset-
zung der Nullemissionsstrategie des Landkrei-
ses Barnim.

In dem Zuwendungsbescheid wird insbesondere

festgelegt:

= Hohe der Zuwendungen mit einem Vomhun-
dertsatz der zuwendungsfahigen Ausgaben
bzw. mit einer Begrenzung auf einen Hochstbe-
trag,

= Zeitraum der Mittelbereitstellung (Bewilligungs-
zeitraum),

= Durchfuhrungszeitraum,

= Nebenbestimmungen.

Der Zuwendungsbescheid ist Voraussetzung fir
den Beginn der FordermaRnahme. Ein vorzeitiger
MaRnahmenbeginn ist nur in Ausnahmeféllen auf
Antrag maglich.

Anderungen eines Zuwendungsbescheides sind auf
Antrag gemaR VVG Nr. 4.5 bzw. 4.3 zu § 44 LHO
zu regeln.

Geforderte MaRnahmen sind nach MalRgabe des
offentlichen Vergaberechts auszuschreiben.

Ist absehbar, dass ein Antrag aufgrund bestimmter

7.1.3

7.1.4

7.1.5

im Aufsichtsrat beschlossenen
und Jahresabschluss

gultigen und
Wirtschaftsplan
einzureichen.

Dem Antrag sind weiterhin folgende Unterlagen

beizuftigen:

= Erlauterungsbericht mit ausfiihrlicher Darlegung
des angestrebten verkehrlichen Nutzens und
Angaben Uber die Situation der derzeit vorhan-
denen Verkehrsanlagen und deren Kapazitat,

= priuffahige Projektunterlagen gemafR HOAI, aus
denen die Massenermittlung und die Kostenbe-
rechnung nach DIN 276 Teil Ill, das Finanzie-
rungsmodell sowie der Nachweis der Sparsam-
keit und Wirtschaftlichkeit der MaRnahme
nachvollzogen werden kénnen,

= die Stellungnahme der BBG,

= fir die Beurteilung der Mal3Bhahme notwendige
Plane.

In dem Antrag muss die Erfullung der in der ,Anlage
1“ aufgefuhrten Anforderungen nachgewiesen
werden.

Der Antrag ist mit den erforderlichen Unterlagen bei
der Bewilligungsbehdrde bis zum 30. Oktober des
Jahres zu stellen, das dem vorgesehenen Beginn
der MalRBhahme vorausgeht.

Die Prifung der Antrage erfolgt durch das Amt fur nach-
haltige Entwicklung, Kataster und Vermessung.

7.2

Auswahlverfahren

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt nach Punkte-
vergabe fir die folgenden Kriterien:

3 Punkte:
= Die MaRnahme verbessert die Verknupfung zwi-

gen zur Antragsstellung der BBG

Einige Inhalte der alten Richtlinie sind ge-
setzlich vorgegeben. Es ist nicht notwen-
dig diese hier aufzunehmen. Die Richtli-
nie wird dadurch fiir den Zuwendungs-
empfangenden unndétig verlangert.



2.3

2.4

und nicht vorhersehbarer Vorkommnisse in dem
beantragten Zeitraum nicht realisiert werden kann,
so ist das Strukturentwicklungs- und Bauordnungs-
amt umgehend - spatestens bis zum 30. Marz des
Folgejahres - darliber zu informieren.

Auszahlung der Mittel / Rechnungslegung

Die Bewilligungsbehérde veranlasst die Auszahlung
der bewilligten Mittel.

Die Rechnungen der Liefernden und/oder Leisten-
den sind von den Zuwendungsempfangern zu be-
gleichen. Die Verwendung von Fordermitteln zur
Begleichung der Rechnungen hat anteilig und zeit-
gleich unter Verwendung der im Zuwendungsbe-
scheid festgelegten Eigenanteile zu erfolgen.
Nachweis der Verwendung

Der Zuwendungsempfanger hat die bestimmungs-
gemale Verwendung der Fordermittel nachzuwei-
sen. Hierzu ist der Bewilligungsbehorde ein Ver-
wendungsnachweis nach ANBest-G vorzulegen.

Der Verwendungsnachweis ist innerhalb von sechs
Monaten nach Erfillung des Zuwendungszwecks,
spatestens jedoch nach Ablauf des sechsten auf
den Bewilligungszeitraum folgenden Monats, vorzu-

BN " o=

schen den Verkehrsmitteln.

Die MaRnahme erhdht den Anreiz, vom motorisierten
Individualverkehr auf den OPNV umzusteigen.

Die MaRnahme erhoht die Sicherheit des OPNV.

Punkte:

Die MalRnahme ist fiir die Erhéhung der Attraktivitat
des Tourismusstandortes Barnim von Bedeutung.

Die MaRnahme verbessert die Wirtschaftlichkeit des
OPNV im Landkreis Barnim.

Der Standort ist fiir den OPNV von erheblicher Be-
deutung.

Punkt:

8

Die MalRnahme leistet einen Beitrag zur Umsetzung
der Null-Emissions-Strategie des Landkreises Bar-
nim.

Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt nach dem Tag ihrer Bekanntgabe in
Kraft und ersetzt die Richtlinie des Landkreises Barnim
zur Verwendung von Fordermitteln zur Verbesserung der
Verkehrsverhéltnisse im UOPNV des Landkreises Barnim
vom 25. Juli 2008.

Anderung der Nummerierung und Sortie-
rung der Unterpunkte.

Mit der Bekanntgabe der neuen Richtlinie
ist die aktuelle Richtlinie aul3er Kraft zu
setzen.

Anderung der Nummerierung und Sortie-
rung der Unterpunkte.



legen.

Dem Verwendungsnachweis ist eine mit der Bau-
ausfuhrung tbereinstimmende zeichnerische Unter-
lagen beizufiigen, aus der der Umfang der ausge-
fuhrten Arbeiten in wesentlichen Teilen zu erkennen
ist.

Der der Bewilligungsbehérde vorzulegende Ver-
wendungsnachweis muss Aufschluss daruber ge-
ben, welche Einzelausgaben fir die Lieferungen
und/oder Leistungen erfolgt sind und fir welche
Leistungen zu welchem Zeitpunkt Fordermittel
wann anteilig in Anspruch genommen worden sind.
2.5 zu beachtende Vorschriften Anderung der Nummerierung und Sortie-
rung der Unterpunkte.
Fur die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung
der Zuwendungen sowie flr den Nachweis und die
Prifung der Verwendung und die gegebenenfalls
erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbeschei-
des, die Ruckforderung der gewahrten Zuwendung
sowie Zinsanspriche gelten die Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 LHO, soweit nicht diese Richtlinie
Abweichungen zulasst.

Die Folgen einer missbrauchlichen Inanspruch-
nahme sind nach dem Brandenburgischen Gesetz
gegen den Missbrauch von Subventionen vom 11.
November 1996 geregelt.
3 In-Kraft-Treten, Geltungsdauer Anderung der Nummerierung und Sortie-
rung der Unterpunkte.
Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Veroffentli-
chung im Amtsblatt des Landkreises Barnim in Kraft
und ersetzt die Richtlinie des Landkreises Barnim
zur Verwendung von Foérdermitteln zur Verbesse-
rung der Verkehrsverhaltnisse im tOPNV des
Landkreises Barnim vom 24. November 2004.
Anlage 1 Anlage 1 unverandert
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Forderung von Haltestellen, Zentralen
Omnibusbahnhofen, Umsteige-anlagen an
Bahnhofen

1.1 Die Anlage ist zur Ermittlung der
zuwendungsfahigen  Ausgaben  bei  der
Férderung des Baus und Ausbaus von
Haltestellen,  wichtigen Umsteigeanlagen,
zentralen Omnibusbahnhdfen,
Verknipfungspunkten gleichartiger und
unterschiedlicher Verkehrssysteme des OPNV,
insbesondere an Bahnhofen, Park&Ride-
(P&R), Bike&Ride- (B&R) und Kiss&Ride
(K&R)-Anlagen, sowie fir Oberleitungen fur
Busse, soweit sie dem OPNV dienen, bestimmt.

1.2 Der Fordertatbestand bezieht sich auf den Bau
und Ausbau der unter 1.1 genannten
MaRnahmen und schlie3t alle Anforderungen
aus geltenden Rechtsformen und Baurichtlinien
des Bundes und des Landes und besondere
Nutzungsanforderungen an den OPNV in die
Forderung ein.

1.3 Die Anforderungen an die Umsetzung der
jeweiligen MalRhahme muss in direktem
Zusammenhang mit dem jeweils gultigen
Nahverkehrsplan des Landkreises Barnim
stehen. Im Folgenden sind fir bestimmte
Baumalnahmen Mindestanforderungen
formuliert.

Haltestellen

= angemessene Befestigung der Warteflache,
wenn erforderlich mit Schutz und Abgrenzung
zur Verkehrsflache,

= an zentralen Umsteigepunkten ausreichender
Wetterschutz (maximale Transparenz) mit Sitz-
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gelegenheiten, Abfallbehélter,

= zur Herstellung der Barrierefreiheit ist eine
Bordsteinhéhe von 18 cm in Anpassung zur
Niederflurtechnik der Fahrzeuge vorzusehen,

= Blindenleitstreifen im stadtischen Bereich,

= Einrichtung einer Beleuchtung bei Haltestellen
mit Wetterschutz im stadtischen Bereich und an
zentralen Umsteigepunkten,

= Fahrgastinformationen.

2.1 Park&Ride-Anlage

Umsteigeinrichtung  zum  (GOPNV/SPNV
(Bus/Bahn),

Anbindung an vorhandenes StralRen-
netz/Leiteinrichtungen,

Beleuchtung von Parkflachen und Bauten,
Stadtebauliche Einbindung, Gringestaltung
und Wegweisung / Orientierung (statisch,
dynamisch),

Ordnungs- und SicherheitsmalRnahmen
(Bewirtschaftung, Wartung, Pflege),
Parkplatznutzung mit Fahrweite kombinie-
ren.

2.2 Bike&Ride-Anlage

Umsteigeeinrichtung zum UOPNV (Kapazi-
tat/Bedarfsnachweis),
Anlagenteile wie

- befestigte Abstellflachen,
- Uberdachung/Beleuchtung,

- stabile Standausristung einschlieR3lich
Sicherungsmaf3nahmen,

- Orientierungshilfen/Ausschilderung.

transparente  Wetterschutzkonstruktionen

(Sicherheitsbedirfnis beachten),

kurze Wege zwischen GOPNV und SPNV

12



(Bus und Bahn).

2.3 Kiss&Ride-Anlagen

Mindestanforderungen

K&R-Anlagen sollten grundsatzlich mit ei-
nem Witterungsschutz versehen sein

2.4 Bahnhofsvorplatze (Verknupfungs- und

Umsteigeanlagen

unterschied-licher

Verkehrstrager in Verbindung mit
Bahnhofsanlagen und Bahnhofs-vorplatzen)

stadtebauliche Einbindung (z.B. Tor zur
Stadt),

Realisierung koordinierter Planungen fir
barrierefreie, attraktive und kundenfreundli-
che Verknupfungspunkte im Bereich von
SPNV und GOPNV,

Zubringerverkehre und Anschlusssiche-
rung,

kurze Verknupfungswe-
ge/Leiteinrichtungen,

verkehrssichere Ldsung (z.B. Vermeidung
von Fahrbahnquerungen).

Zweckbindungsdauer

Haltestelle/Wendeplatz 15 Jahre
Zentrale Omnibusbahnhdéfe 20 Jahre
P&R-Anlage 20 Jahre
K&R-Anlage 20 Jahre
B&R-Anlage 15 Jahre
Bahnhofsvorplatz 20 Jahre

Die zusténdige Bewilligungsstelle kann einen ent-
sprechenden Wertausgleich verlangen, sollte
nachweislich eine Zweckentfremdung in diesem

13



Zeitraum eintreten. Eine Ausnahme von der
Zweckbindungsdauer kann bei unvorhergesehenen
verkehrlichen Veranderungen bei der Bewilligungs-
stelle beantragt werden.
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 111-61-37/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/Dezemat: 61 | Amt | Datum _ Signatur | Amt _ Datum _ Signatur |
61
30

Betreff

1. Anderungssatzung zur Satzung fiir die Schilerbeférderung des Landkreises Barnim
(Schulerbeférderungssatzung)

Beschlussvorschlag

Der Kreistag beschlieRt die 1. Anderungssatzung der Satzung fiir die Schulerbeférderung
des Landkreises Barnim (gemaf} Anlage 1).

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berlhrung: beriihrte Produktkonten: 24100.542904
W Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen: ca. 78.000 €
Ergebnishaushalt rd
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorschlag:  HH 2023 ff. Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum Enthaltung | Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr.
A4 22.08.2022
A7 25.08.2022
A2 01.09.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer I11-61-37/22

Der Landkreis Barnim ist gemall Brandenburgischem Schulgesetz Trager der
Schulerbeférderung. Die Schulerbeférderungsatzung vom 20. Dezember 2021 regelt die
Beforderung von Schulerinnen und Schilern im Schulerregel- und Spezialverkehr seit dem
Schuljahr 2022/ 2023. Der Hauptwohnsitz der Schulerinnen und Schiler im Landkreis Barnim
ist eine Anspruchsvoraussetzung fur die kostenlose Beférderung. Im Wechsel- oder
Doppelresidenzmodell lebende Schilerinnen und Schiler finden bei der kostenlosen
Beforderung nur fur den Hauptwohnsitz Berucksichtigung.

Uber eine durch die Eltern zu beantragende Tariferweiterung kann der Schilerfahrausweis
bereits jetzt fir Schulwege von beiden Elternteilen genutzt werden. Die Tariferweiterung ist
fur die Eltern kostenpflichtig.

Im Folgenden sei beispielhaft die aktuelle Verfahrensweise dargestellt: Elternteil A wohnt mit
dem Kind im Hauptwohnsitz Bernau. Das Kind besucht die nachstgelegene Einzugsschule.
Der Anspruch auf einen Schulerfahrausweis besteht fur die Tarifwabe Bernau und kostet
24,30 €/ Monat, die der Landkreis Barnim finanziert. Fir das Kind ist der Fahrausweis
kostenfrei.

Elternteil B wohnt in Wandlitz. Von dort nach Bernau ist ein Tarifbereich zusatzlich
erforderlich flr einen Gesamtpreis von 48,30 €/ Monat von Wandlitz bis Bernau. Die
Differenz von 48,30 € zu 24,30 €, namlich 24,00 €, fUhrt zu einer jahrlichen Zuzahlung durch
die Eltern von 240 € (berechnet werden 10 Monate im Jahr). Nach Zahlung des
Jahresdifferenzbetrages an den Landkreis Barnim wird durch diesen der Schilerfahrausweis
Wandlitz — Bernau bewilligt.

Im Zuge der Antragsstellung zur Schulerbeforderung ergingen in den vergangenen funf
Jahren je zwischen null und finf Widerspriche durch die Eltern dahingehend, dass die
getrennt lebenden Elternteile fur beide Wohnorte einen kostenlosen Fahrausweis
beanspruchen. Die derzeit bestehende Festlegung stelle nach Ansicht der betroffenen Eltern
eine Ungleichbehandlung ihrer Kinder dar. Andere Landkreise, wie Oberhavel und
Uckermark, haben darauf reagiert und ihre Schulerbeférderungsatzungen bereits geandert,
so dass Haupt- und Nebenwohnsitz der Kinder fur die kostenlose Schulerbeforderung
grundsatzlich anerkannt sind.

Folgt aus mdoglichen Widersprichen dagegen ein Rechtsstreit bis vor die (Ober-)
Verwaltungsgerichte, so entscheiden diese —soweit bekannt— zugunsten der Aufgabentrager
im Verstandnis einer Grundversorgung der Schulerbeférderung, welche im Interesse einer
sparsamen Haushaltsfuhrung nicht jede Familienform bericksichtigen muss (Beispiele: VG
Trier 9 K 2663/20.TR von 2021, VG Schwerin 6 A 1845/14 von 2016, OVG Lineburg 2 ME
359/12 von 2012).

Gesicherte Zahlen zu den im Wechselmodell lebenden Kindern und Jugendlichen liegen
nicht vor. Schatzungen gehen von 5 % der Trennungskinder aus, die im Wechselmodell
(paritatisch und anteilig) leben. Etwa 20 % der Kinder leben in Trennungsfamilien. Im Jahr
2021/ 22 wurden 8.700 Schulerfahrausweise bewilligt.

Die Kosten fur die Regelbeforderung betrugen 2021 3,3 Millionen € fur die Schulerregel- und
1,4 Millionen € fur die Spezialbeférderung. Im Haushaltsplan sind im Produktkonto
24100.542904 5,7 Millionen € fur 2022 sowie -aufgrund des Wegfalls der Mindestentfernung-
7,9 Millionen € fir 2023 und 8,2 Millionen € flr 2024 vorgesehen. Davon wirden auf
zusatzliche Antrage im Wechselmodell lebender zu beschulender Kinder und Jugendliche im
Jahr etwa 78.000 € entfallen.
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Begriindung zur Drucksachennummer I11-61-37/22

Die neue Schulerbeférderungssatzung sieht vor, den Nebenwohnsitz des Kindes
anzuerkennen, sofern der zweite sorgeberechtigte Elternteil dort seinen Hauptwohnsitz hat.
Fir die Schuilerspezialbeforderung sieht die Satzung vor, nur einen Punkt zum Ein- und
Ausstieg anzuerkennen und flr den anderen Elternteil eine Wegekostenentschadigung zu
zahlen bis zum Ein- und Ausstiegspunkt. Die Spezialbeforderungsunternehmen kénnen ihre
Touren nicht beliebig in Abhangigkeit zum jeweiligen Wechselmodell anpassen.

Die Berlcksichtigung des Wechselmodells stellt flir die Antragstellerinnen und Antragsteller
eine Erleichterung dar. Fir den Landkreis Barnim ergeben sich geringfugig erhohte
Bearbeitungszeiten und gegebenenfalls weitere Folgekosten, wenn vom zweiten Wohnsitz
neue Regelverbindungen geschaffen oder Spezialverkehre eingesetzt werden mussen. Die
gegenwartig nur zu schatzenden Mehraufwendungen wurden bei der Haushaltsplanung
2023/ 24 berucksichtigt.

Anlage 1: Anderungssatzung zur Schilerbeférderungssatzung
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Landkreis
Barnim

1. ANDERUNGSSATZUNG ZUR SATZUNG FU_R DIE SCHULERBEFORDERUNG
DES LANDKREISES BARNIM (SCHULERBEFORDERUNGSSATZUNG)

Auf der Grundlage des § 131 Abs. 1i. V. m. § 3 Abs. 1 und § 28 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 9
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom
18. Dezember 2007 (GVBI.I/07, [Nr. 19], S. 286), zuletzt geandert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 30. Juni 2022 (GVBI. 1/22, [Nr.18], S. 6), in Verbindung mit § 112 des
Gesetzes uber die Schulen im Land Brandenburg (BbgSchulG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBI. 1/02, [Nr. 08], S. 78), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 5. April 2022 (GVBI. 1/22, [Nr. 7]), hat der Kreistag Barnim in seiner
Sitzung am 21. September 2022 die folgende Anderungssatzung des Landkreises
Barnim Uber die Satzung fur die Schulerbeforderung des Landkreises Barnim
(Schulerbeférderungssatzung) beschlossen:

Die Satzung fur die  Schilerbeférderung des  Landkreises  Barnim
(Schulerbeforderungssatzung) vom 20. Dezember 2021, veroffentlicht im Amtsblatt
fur den Landkreis Barnim Nr. 23/2021, Band 2, Seite 18, vom 23. Dezember 2021,
wird wie folgt geandert:

Artikel 1

In § 2 Ziffer (1) wird folgender Satz 2 neu eingefugt:

,Unbeschadet der Regelung in Satz 1 gilt in den Fallen, in denen Schulerinnen und
Schuler im Wechselmodell leben, auch die Hauptwohnung des Elternteils, die nicht
gleichzeitig Hauptwohnung der Schulerin oder des Schdlers ist, als Wohnung im
Sinne dieser Satzung.”

Artikel 2

In § 7 Ziffer (6) wird folgender Absatz 2 neu eingeflgt:

.Leben Schuilerinnen und Schiler im Wechselmodell und haben Anspruch auf
befristete oder dauernde Spezialbeforderung, wird nur eine der Wohnungen im Sinne
des § 2 Ziffer (2) Satz 2 im Rahmen des Schulerspezialverkehrs anerkannt. Vor
Beginn eines jeden Schuljahres ist von beiden Elternteilen gemeinsam zu erklaren,
welche Wohnung der Bezugspunkt fur den Ein- und Ausstieg sein soll. Fur die
Beforderung per privatem Pkw zwischen der jeweils anderen Wohnung und der
Schule oder dem Ein- und Ausstieg gemall Satz 2 kann eine
Wegstreckenentschadigung gemal Ziffer (10) gewahrt werden.”

Artikel 3

Die 1. Anderungssatzung zur Satzung fir die Schillerbeférderung des Landkreises
Barnim (Schulerbeférderungssatzung) tritt am 1. Marz 2023 in Kraft.



EMPFEHLUNGEN UND STELLUNGNAHMEN DER AUSSCHUSSE

X Offentlich Nichtoffentlich zur Drucksachennummer: 111-61-34/22
Einreicher: A4
Betreff

zur Drucksachennummer: 111-61-34/22
Umsetzung der touristischen Marketingkonzeption des Landkreises Barnim

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss empfiehlt die Nutzung der Variante B und eine Evaluierung sowie
Abstimmung mit Stadten und Gemeinden in 2024.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten:
I Ja M Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kéammerei:
Deckungsvorschlag: Datum / Unterschrift
Unterschrift des Einreichers
Beratungsergebnis
A4 22.08.2022
A2 01.09.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022



Begriindung
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INFORMATIONSVORLAGE
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 111-61-34/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt | Dezernat: 61/ [Amt | Datum _ Signatur | Amt | Datum  Signatur |
61

Betreff

Umsetzung der touristischen Marketingkonzeption des Landkreises Barnim

Beschlussvorschlag

Der Kreistag nimmt den vorliegenden Verfahrenstand zur weiteren Umsetzung der
touristischen Marketingkonzeption des Landkreises Barnim zur Kenntnis.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten:
I Ja M Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorschlag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum | Beratungsergebnis

A4 22.08.2022
A2 01.09.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer I11-61-34/22

Mit Kreistagsbeschluss Nummer 285-12/21 vom 1. Dezember 2021 wurde die
Kreisverwaltung Barnim beauftragt, im Zusammenhang mit der notwendigen
Weiterentwicklung der Organisationsstruktur zur Umsetzung der Tourismuskonzeption unter
Einbeziehung der beteiligten Akteure Vorschlage zur weiteren Umsetzung dem Kreistag
vorzulegen.

Die Ergebnisse der Evaluation und Fortschreibung der touristischen Marketingkonzeption, in
deren Erarbeitung alle relevanten touristischen Akteure, insbesondere die WITO Barnim
GmbH, Tourismusvereine, Kommunen, interkommunal agierende Zusammenschlisse und
auch private touristische Leistungstrager eingebunden waren, wurden vom Kreistag in seiner
Sitzung am 1. Dezember 2021 zur Kenntnis genommen.

Dabei erwiesen sich die in der Konzeption enthalten Empfehlungen zu den Strukturen der
Tourismusentwicklung und -férderung im Reisegebiet Barnimer Land als weiterhin
diskussionsbedurftig. Diese Empfehlungen orientierten sich an Leitfaden fur regionale und
lokale Tourismusorganisationen, die im Auftrag der Landesregierung in den vergangenen
Jahren erstellt wurden. Gemessen an diesen Empfehlungen besteht ein eindeutiger Mangel
an finanziellen und personellen Ressourcen zur Bewaltigung der anstehenden Aufgaben.
Ebenso fehlen eine klar strukturierte Organisationseinheit sowie die Zusammenarbeit und
enge Kooperationen uber die Landkreisgrenzen bzw. Reisegebietsregion hinaus.

Die nach der Beschlussfassung im Dezember 2021 fortgeflhrte Diskussion mit den Stadten
und Gemeinden lie® Folgendes erkennen:

- Ein ,weiter so" wie bisher kann es nicht geben, dafur sind die Aufgaben zu komplex
und vielfaltig geworden.

- Stadte und Gemeinden konnten sich nicht auf ein einheitliches Aufgabenportfolio fur
ihre eigene Tourismusarbeit verstandigen und sind nicht bereit, mehr Geld fur die
freiwillige Aufgabe , Tourismus® bereit zu stellen.

- Die WITO soll weiterhin als regionale Tourismusmarketingorganisation fungieren,
jedoch mit einem gro3eren Aufgabenkatalog, selbst wenn dies mit einem hoheren
personellen Aufwand verbunden ware.

Im Ergebnis dieses Abstimmungsprozesses erarbeitete die WITO einen Vorschlag zu den
Aufgaben, die sie in Zukunft im Handlungsfeld Tourismusmarketing ubernimmt. Diese enthalt
eine Bestandsanalyse der laufenden WITO-Aktivitaten und neue Tatigkeitsbereiche
entsprechend der 42 Mallinahmen aus der Tourismuskonzeption. Im Ergebnis weiterer
Abstimmungsrunden mit den Hauptverwaltungsbeamten sind drei Varianten dieses
Aufgabenkatalogs entstanden, die im Nachfolgenden dargestellt werden. Sie wurden den
Hauptverwaltungsbeamten in Form der angehangten Tabelle (Anlage 1) auch zur Verfligung
gestellt. Neben dem Anspruch, die letztendlich aus dem Jahr 2003 stammenden
touristischen Aufgabenfestlegungen angesichts der heutigen Anforderungen
weiterzuentwickeln, nehmen die Varianten notwendigerweise Bezug zu den dafur jeweils
erforderlichen personellen Ressourcen.

Variante A ,Touristische Grundversorgung® mit 3 Personalstellen
In der derzeitigen Besetzung mit drei Mitarbeitenden konnen grundlegende Arbeiten erfullt

werden. Neben der Pflege von DAMAS (landesweite, touristische Informationsdatenbank)
und der eigenen Website werden regelmaflig Kundenanfragen (Informations-, Buchungs-

Seite 2 von 5



Begriindung zur Drucksachennummer I11-61-34/22

und Prospektanfragen) sowie Stellungnahmen, u.a. fur LEADER-Fo6rderantrage, erstellt.
Auch Uberregionale Themen, wie die Zusammenarbeit mit der TMB (Tourismus-Marketing
Brandenburg GmbH), nehmen an Bedeutung zu und sind in der taglichen Arbeit abzubilden.
Wichtige Projekte, wie die Zusammenarbeit mit BARshare und Lohospo (Vertrieb fur
Ferienunterkinfte & DMOs) sowie die Marketingmal3nahmen fur die RB63, nehmen ebenso
einen grof3en Stellenwert ein. Der Relaunch der Webseite ist derzeit geplant und steht fur
das erste Quartal 2023 an. Der Stellenwert des Barnimer Landes gewinnt bei den
touristischen Akteuren (Koordinatoren/innen, TI-Mitarbeiter/innen und Anbieter/innen) weiter
an Bedeutung. So wird, um die Qualitat des Tourismus sicherzustellen, auch in diesem Jahr
wieder eine Infotour mit den touristischen Akteuren der Region durchgefliihrt. Social Media
Posts werden derzeit lediglich durch Facebook abgedeckt und erreichen somit nur eine
bestimmte Zielgruppe. Im Bereich der Publikationen, dazu gehoren unter anderem
ausschlieBlich deutschsprachige Printmaterialien, wie das Gastgeberverzeichnis, die
Erlebnis-Barnim-Reihe und die Imagebroschiren, wird wie bislang fortgefahren. Die
Teilnahme an Messen und Ausstellungen wird grundlegend sichergestellt. Der standige
Kontakt zu den Kommunen ermdglicht, Hinweise aufzunehmen. Besonderen Stellenwert hat
das Thema Wasser. Die WITO agiert hier als standiges Mitglied der WIN (Wassertourismus
Initiative Nordbrandenburg) und unterstitzt beim Aufbau eines Wassertouristischen
Netzwerks. Aktuell wird im Bereich Wissensmanagement eng mit der HNEE (Hochschule fir
nachhaltige Entwicklung Eberswalde) zusammengearbeitet. Die standige Angebots- und
Produktentwicklung wird regelmalig mit den Kooperationspartnern und Verantwortlichen in
den Unterregionen thematisiert. Auch das Thema Arbeit und Tourismus hat aktuell hohe
Brisanz, um dem Personalmangel im Tourismussektor auch durch eine Angebots- und
Produktentwicklung entgegenzuwirken.

Die Finanzierung dieser Variante entspricht dem Status quo, es wlrden keine zusatzlichen
Mittel benotigt werden.

Variante B ,Basis DMO*“ mit 5 Personalstellen

Bei einer Besetzung mit insgesamt 5 Angestellten kann die WITO die Basisaufgaben einer
DMO Ubernehmen. Neben den grundlegenden Aufgaben konnten umfangreichere Themen
und Aufgaben gezielter erflllt werden. Neben den regelmafigen Unternehmensbesuchen
des Landrates konnte bspw. auch der jahrliche Tourismustag im Landkreis veranstaltet
werden. Im Social Media Bereich wirden die Apps Komoot und Outdoor Active gezielt mit
Informationen versorgt werden, die vor allem beim Thema Wandern von hoher Bedeutung
sind. Bei Messen und anderen Veranstaltungen hatte die WITO die Mdglichkeit, auch auf
weiteren Messen, wie der ITB oder der Velo, eine hohere Prasenz zu zeigen, um das
Markenimage zu starken. Camping und Wohnmobile haben durch die Pandemie eine grolde
Nachfrage erfahren und konnten mit erhohtem Personal ebenfalls fokussiert betrachtet
werden. Dadurch kénnten neue Ideen und Projekte im Segment des Campings und des
Wohnmobiltourismus initiilert werden. Auch der Rundwanderweg ,Rund um die Schorfheide®
konnte noch besser beworben werden. Fir eine nachhaltige Entwicklung wirden ein
interkommunales und professionelles Wegemanagement sowie eine Besucherlenkung zum
Schutz des natlrlichen Lebensraums in die Wege geleitet werden. Auch kdnnten die in der
Tourismuskonzeption formulierten Mallnahmen weitreichend umgesetzt werden. Mit zwei
weiteren Mitarbeitenden wirde ebenfalls eine strategische Marketingplanung mdglich sein,
die der Reiseregion des Barnims eine groRere Strahlkraft verleihen wirde. Des Weiteren
kann das Thema einer neuen Corporate Identity (Cl) fur die Tourismusregion fokussierter
betrachtet werden.
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Fur die Finanzierung dieser Variante wirden 150.000,00 EUR (Personal- und Sachkosten)
zusatzliche Mittel bendtigt werden.

Variante C ,Konkurrenzfahige DMO* mit 7 Personalstellen

Sieben Angestellte bilden eine konkurrenzfahige DMO, entsprechend dem bereits
erwahnten, fur das Land Brandenburg bestehenden, Leitfaden. Der WITO werden Aufgaben
ermdglicht wie die Barrierefreiheit und auch wichtiger werdende Themen wie Blogger Reisen,
Instagram und spezielle touristische Angebote (wie Sleepero), herauszustellen und
konzeptionell zu entwickeln sowie verstarkt zu vermarkten. Auch eine Entwicklung von
weiteren Themenbroschiren sowie Publikationen in englischer und polnischer Sprache
waren moglich. Es ware ebenfalls mdglich, Fordermittel zu akquirieren und diese dauerhaft
auch als finanzielle Unterstitzung in der WITO zu etablieren. Auch die Einfuhrung einer
Tourismusabgabe zur finanziellen Unterstitzung des Tourismus ware denkbar. Die
ErschlieBung der regionalen Leuchttirme konnte bei sieben Mitarbeitenden sichergestellt
werden und vor allem in den Fokusthemen, wie Wandern und Wasser, eine grofe
AuRenwirkung der Region darstellen. Hier konnte auch die Starkung des Binnentourismus
angegangen und eventuell Bulrger/innen als "Botschafter/innen" des Barnimer Landes
gewonnen werden. Die Schaffung neuer und spezieller Veranstaltungsformate ware bei einer
Besetzung mit sieben Angestellten ebenfalls denkbar.

Diese Variante wirde einer vollstandigen Umsetzung der touristischen Marketingkonzeption
entsprechen. Fur die Finanzierung wirden 300.000,00 EUR zusatzliche Mittel bendtigt
werden.

Finanzierung

Die Personalkosten der WITO fur insgesamt acht Stellen belaufen sich, einschlie3lich damit
verbundener Sachkosten, jahrlich auf 650.000,00 EUR und werden zu grofden Teilen vom
Landkreis Barnim finanziert. Einen vertiefenden Einblick in den Status quo gibt der
anhangende Auszug aus dem Entwurf des Wirtschaftsplans fur 2023 (Anlage 2).

Von den acht Stellen sind derzeit drei Vollzeitarbeitskrafte und ein geringfligig Beschaftigter
(Kreiswegewart) im Bereich Tourismus tatig.

Die Kommunen sind aktuell nicht bereit, mehr Geld in die freiwillige Aufgabe ,Tourismus® auf
Kreisebene zu investieren. Vielmehr besteht der Wunsch, dass der Kreis zumindest die
Kosten fur zwei weitere Personalstellen Ubernimmt. Die Kommunen selbst boten an, die
Arbeit der WITO durch die kommunalen Tourismuskoordinatoren/innen aktiv zu unterstitzen.

Fir Investitionen und Innovationen im Zusammenhang mit Neugriindungen, Ubernahmen,
Erweiterungen und Modernisierungen existiert fur den Tourismus in Brandenburg ein
umfassendes Forderangebot, welches aus Krediten, Blrgschaften und
Zuschussprogrammen aus EU-, Bundes- und Landesmitteln besteht. Entsprechende
Personalressourcen wirden es ermdglichen, die Férdermoglichkeiten in Zukunft verstarkt zu
nutzen, um so den Handlungsspielraum fur die Kommunen und Leistungstrager zu erweitern.
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Eine weitere Moglichkeit der Finanzierung konnten zweckgebundene Abgaben in Form von
Kur- oder Tourismusabgaben sein. Das Amt Joachimsthal plant beispielsweise deren
EinfGhrung, um bestimmte, touristisch relevante Bereiche wie die touristische Infrastruktur zu
finanzieren. Die Einflhrung einer solchen zweckgebundenen Abgabe ist jedoch nur mit
weiterem personellen Aufwand moglich und ohne zusatzliches Personal von der WITO nicht
leistbar.

Zusammenfassung

Mit den Mitteln, die der WITO derzeit fur die touristische Arbeit zur Verfugung stehen, kdnnen
grundlegende touristische Aufgaben erflllt werden. Dies entspricht jedoch nicht der
zeitgemalen Arbeit einer Destinationsmanagementorganisation (DMO), welche die WITO
gemall dem Tourismuskonzept und der Tourismus-Marketing Brandenburg GmbH (TMB)
darstellen sollte.
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TOURISTISCHE AUFGABEN DER WITO MBH

Variante A

Variante B

Anlage 1

Variante C

Anzahl der benétigten Mitarbeiter/innen

Touristische Grundversorgung
3 Mitarbeitende

Basis DMO
5 Mitarbeitende

Konkurrenzfadhige DMO
7 Mitarbeitende (Tourismuskonzept)

Finanzierungsbedarf

Status quo

+150.000,00 EUR

+300.000,00 EUR

Allgemeine Aufgaben Tagesgeschéft

info@, Prospektversand

Trackerstellung

Newsletter an Leistungstrager, an Gaste

RegelméRige To Do’s

Vision, DAMAS
Pressemitteilungen
Stellungnahmen fir z.B. Leaderantrage

Zuarbeiten, Verlage, Korrekturen (pro agro, TMB
Veroéffentlichungen ...)

Weiterbildungen (Texten, Fotos, Insta...)

Studenten - Interviews zu Bachelorarbeiten etc.

Schulungen fur Touristiker (Angebote an TI's)

TMB Zusammenarbeit

Markenmanagertreffen
Redaktionsmeeting (alle 3 Wochen)
Familienzeit, Garten & Parks

Content Netzwerk

Gastfreundschaft mit
Verantwortung/Sonderthemen

Adventskalender
Tourismusnetzwerk
TAB (Tourismusakademie)

Schulungen Mitarbeiter z.B. TDH, Fotodatenbank

Kampagnen
Starkere Nutzung von "MeinBrandenburg”

STAR D o0& Forderprogramme

Barrierefrei (Zertifizierungen, Weiterbildungen)

sonstige Zusammenarbeit

WIN, Deutsche Seenplatte (BB Seenplatte), RB63
/ RB27 Touristischer OPNV, IHK, proagro,
Kreisverwaltung, Lohospo, BAR Share, Via Imperii
/ Jakobsweg, Biosphare/ Naturpark Barnim, HNEE,
LTV, Polen, UM, RSL, TIC Pankow

weitere Projekte

Homepage Relaunch
Ausschreibungen, Vergabe, Vertrage
Infotouren

Netzwerkveranstaltungen (Tourismustag,
Saisonauftakt / - abschluss)

Merchandising - Ideen entwickeln & umsetzen
Landratstouren

Tourismustag (Organisation)

Fotoshootings - planen, organisieren, durchfiihren
Videodreh - planen, organisieren, durchfiihren

Bloggerreise - planen, organisieren, durchfiihren

Sleepero / spezielle Ubernachtungsméglichkeiten

Social Media

Facebook

Komoot, Outdoor Active

Instagram

Publikationen

Gastgeberverzeichnis

Wandern, Rad, Wasser, Imagebroschire

weitere Themenbroschiiren

poln. und engl. Publikationen

Messen, Ausstellungen

Boot & Fun, Laga, Griine Woche

ITB, Velo (Brandimage/aktives Branding)

Boot Dusseldorf / Wandermesse
(Brandimage/aktives Branding)

Interessen- und Netzwerkmanager
(Zusammenarbeit mit Unterregionen)
Aus- und Aufbau von Austauschformaten
und Arbeitsstrukturen

(Digitale) Begegnung mit Koordinatoren
(alle 4 Wochen)

DAMAS Redakteure

Netzwerkmanager fir Produkte/Angebote,
Moderation von AGs zur Entwicklung
zielgruppenorientierter Infrastruktur

Moderation regelmafiger
TI-Netzwerktreffen

AK Rund um die Schorfheide, AK Camping und
Wohnmobil

Gastekarte - Einbindung in und Einfihrung von
einer GasteCard Brandenburg (OPNV)

Finowkanal, Férdermittel, WIN

Gasteinformation und -service

Koordination einheitlicher Gestaltungs- und
Ausstattungselemente in den Tls

Erstellung/Druck Meldescheine, Einfiihrung
elektronisches Meldewesen

Produkt-, Qualitats-, Wissensmanagement

DTV- Klassifizierungen fur Ferienwohnungen,
-hauser, Bed & Bike Zertifizierungen, Wanderbares
Deutschland - Zertifizierungen & Weiterbildung

Aufbereitung von Wissen (Mafo, Studien) fur die
Interessen des Barnims (z.B. zum
Wirtschaftsfaktor, Gastebefragungen, Image,
Reisestrémen)

Infrastrukturentwicklung und -
management/ TK Besucherlenkung an
stark frequentierten POls
(Netzwerkmanager fur Produkte und
Angebote)

Interkommunales und professionelles
Wegemanagement und Besucherlenkung

Systemaufbau digitales Besuchermanagement,
Sammlung und Nutzung touristischer Nutzer und
Bewegungsdaten sowie deren Wiederausspielung
zur intelligenten, digitalen Besucherinformation/-
lenkung

Besucherlenkende KommunikationsmaRnahmen
(Etablierung krisenfester Kommunikations und
Angebotsbausteine, Konzeption von
Kommunikations-standards im Falle von
Einschrankungen...)

Strategische Tourismusentwicklung

Arbeitsmarkt (Arbeit und Tourismus)

Umsetzung und Weiterentwicklung der
Tourismuskonzeption

Unterstitzung bei und spater moégliche Erhebung
zweckgebundener Abgaben

Angebots- und Produktentwicklung

Entwicklung von buchbaren
Kombinationsangeboten und Angeboten zur
weiteren Verknipfung

Verbesserung der Qualitat und Erhéhung der
Strahlkraft bestehender Angebote (Biindelung,
Optimierung und Verstetigung vorhandener
Angebote und Produkte)

Sicherung der (Online-) Buchbarkeit von
Produkten und Produktkombinationen

Organisation/Begleitung eines moderierten
Produktentwicklungsprozesses (Durchfiihrung von
Workshops; Entwicklung von Leitprodukten fur die
Landesebene)

Digitale ErschlieBung der Leuchttirme in den
Profilthemen (Erfahrungsaustausch;
Ideensammlung; Konzeption von
Gemeinschaftsprojekten zur Umsetzung,
Fordermittelakquise zur Umsetzung ...)
Aufwertung der vorhandenen Hohepunkt-
veranstaltungen bzw. Verbesserung der
Vermarktung und Schaffung neuer
Veranstaltungsformate

TK Vermarktung, Kommunikation, Vertrieb

Aktualisierung der Corporate ldentity
(Berucksichtigung paraleller
Markenbildungsprozesse; Dialogprozess mit
Akteuren...)

Etablierung einer strategischen Marketingplanung

Management einer Frameldsung fur die Websiten
der Kommunen

Starkung des Binnentourismus und Gewinnung der
Birger/innen als "Botschafter/innen" des Barnimer
Landes / des Tourismus in der Region




Landkreis o

Barnlm

Wir gestalten Zukunft.

ANLAGE 2
Auszug aus dem Wirtschaftsplan der WITO mbH - Entwurf 2023

,ZU 3. Erfolgsplan

Der vorliegende Erfolgsplan basiert auf derzeit verbindlichen Zuwendungen
Offentlicher Trager und erwarteten Erlésen aus Serviceleistungen.

Fur die Erfullung der Aufgaben im Bereich Wirtschafts- und Tourismusférderung
gewahrt der Landkreis Barnim eine Zuwendung in Héhe von 650 T€ (Kreishaushalt
,allgemeine Wirtschaftsférderung“ 2022-2025). Die Stadte, Gemeinden und Amter
beteiligen sich mit

5 Cent/Einwohner, insgesamt 9 T€, an der Finanzierung.

Die Betreuung des touristischen Wanderwegenetzes auf Kreisebene liegt auch 2023
in Verantwortung der WITO. Zur Umsetzung der Aufgaben des Kreiswegewartes
erhalt die WITO auf der Basis von direkten Leistungsvertragen mit den Stadten,
Amtern und Gemeinden einen Zuschuss in Héhe von 22 T€ und einen
Personalzuschuss von der Kreisverwaltung in Héhe von 3 T€.

Fir die Betriebsfihrung der InnoZent wurde ein Geschéaftsbesorgungsentgelt in Hohe
von 60 T€ vereinbart.

Entsprechend dem Dienstleistungsvertrag mit der Sparkasse Barnim erhéalt die WITO
fur die Umsetzung von Aufgaben im Marketing— und Kommunikationsbereich ein
Leistungsentgelt in Ho6he von 42 T€ netto.

Weitere Einnahmen ergeben sich aus Anzeigen in Druckwerken, aus
Weiterberechnungen von Leistungen u.a. bei Veranstaltungen, Messen und
Prasentationen, Klassifizierungen von Objekten im Bereich Tourismus sowie
Internetdienstleistungen.

Der geplante Personalaufwand beriicksichtigt als Stammpersonal 8 Vollzeitkrafte und
einen geringflgig beschaftigten Mitarbeiter. Eine weitere befristete Teilzeitstelle ist im
Projektbereich eingeplant.”
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Betreff

Zweite Verordnung zur Anderung der Verordnung des Landkreises Barnim (ber
Beforderungsentgelte im Taxenverkehr (Taxitarifverordnung)

Beschlussvorschlag

Die zweite Verordnung zur Anderung der Verordnung des Landkreises Barnim Uber
Beforderungsentgelte im Taxenverkehr (Taxitarifverordnung) wird beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen
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EVALUIERUNG DER TAXITARIFVERORDNUNG

Der Landrat des Landkreises Barnim ist neben dem Burgermeister der Stadt Eberswalde
nach dem Personenbeforderungsgesetz zustandige Behorde fur die Erteilung von
Taxikonzessionen im Landkreis Barnim. Diese Genehmigungen durfen nur dann erteilt
werden, wenn eine Funktionsfahigkeit des ortlichen Taxigewerbes gegeben ist.' Daher erfolgt
regelmallig eine externe Begutachtung zur Ermittlung der Funktionsfahigkeit des
Taxigewerbes. In der Regel haben die Gutachtenergebnisse fur einen Zeitraum von 5 Jahren
Bestand, was sich auch von der Geltungsdauer einer Taxikonzession ableiten Iasst.

Mit der Begutachtung =zur Uberprifung der Funktionsfahigkeit des Taxi- und
Mietwagengewerbes und der dazugehdrigen Tarifverordnung im Jahr 2019 erfolgte eine
deutliche Erhéhung der Taxitarife, siehe Tabelle 1. Im Vergleich zu den anderen Landkreisen
im Land Brandenburg war das Tarifniveau zu Jahresbeginn noch im oberen Bereich.

Mit Beschluss des Kreistages 28-3/19 zur Vorlage [-32-1/19 sollte nach einer kirzeren
Zeitspanne als 5 Jahre eine Evaluierung der Taxitarife vorgenommen werden. Die Untere
Strallenverkehrsbehodrde hat daher zu Beginn dieses Jahres die Gewerbetreibenden im
Taxigewerbe um Einschatzung zu den Tarifen und zur Funktionsfahigkeit gebeten. In der
Gesamtbewertung ware zunachst keine Anpassung der Taxitarifverordnung notwendig
gewesen, siehe Anhang 2. Der Landkreis Barnim hat bereits eine Uberdurchschnittliche
Preisstruktur  in den einzelnen Tarifpositionen. Im  Vergleich zu anderen
Gebietskorperschaften des Landes Brandenburg lag der Landkreis Barnim bereits auf einem
hohen Niveau.

Konflikt

Aufgrund der beschlossenen Erhohung des Mindestlohnes im Oktober 2022 auf 12,00 Euro
war die Bewertung des Jahresbeginnes nochmal zu Uberprifen. Die Entwicklung der stark
gestiegenen Energie- und Kraftstoffkosten sowie die weitere Steigerung des Mindestlohns
belasten auch das Taxi- und Mietwagengewerbe.

Die Taxitarifverordnung wirkt sich nicht nur auf die Taxiunternehmen direkt aus, sondern
auch auf die Mietwagenunternehmen. Denn die Vertrage mit den Krankenkassen zur
Durchfuhrung von Krankenfahrten orientieren sich an der Taxitarifverordnung.

Losung

Die aktuellen Taxitarife aus dem Jahr 2019 werden moderat erhoht, die einzelnen
Tarifanderungen sind der Tabelle 3 zu entnehmen. Eine moderate Anpassung ist zur
weiteren rentablen Organisation des Taxi- und Mietwagengewerbes erforderlich, ohne die
Funktionsfahigkeit zu gefahrden. Eine Anpassung erfolgt durch eine 2. Anderung der
Verordnung des Landkreises Barnim Uber Beférderungsentgelte im Taxenverkehr aus dem
Jahr 2015. Die neuen Taxitarife sollen zum 1. November 2022 wirksam werden.

Bei den beabsichtigten Tarifanderungen werden das bisherige Tarifniveau im
Landesdurchschnitt, die erheblichen Kostensteigerungen der Energiekosten sowie die
weitere Steigerung des Mindestlohns berucksichtigt.

" Personenbeférderungsgesetz (PBefG) §13 Absatz 4.
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Ausblick

Unabhangig von dieser kurzfristigen Anderung sind im Rahmen der Haushaltsplanung
2023/2024 Mittel fur eine umfassende Begutachtung zur Uberpriifung der Funktionsfahigkeit
des Taxi- und Mietwagengewerbes und der dazugehoérigen Tarifverordnung eingeplant. Die
vorgesehene Tarifanpassung wird in dem Zusammenhang erneut Uberpruft.

Daruber hinaus sind mit der Begutachtung auch andere Rahmenbedingungen zu prufen. So
erfolgte mit der Novellierung des Personenbeférderungsrechts eine Flexibilisierung des
Taxigewerbes. Im Rahmen der Begutachtung 2023/2024 sollen die Moglichkeiten zur
Definition eines Tarifkorridors mit Mindest- und Hochstgrenze ermittelt werden. Zudem ist
angedacht, die Madglichkeiten zur Starkung der Mobilitat im landlichen Raum und zur
Herstellung einer weitgehenden Barrierefreiheitz auszuloten.

2 Vgl. § 69 PBefG Die Genehmigungsbehdrde kann Einzelheiten zur Herstellung einer weitgehenden Barrierefreiheit im Hinblick auf die
Mindestanzahl vorzuhaltender barrierefreier Fahrzeuge beim Verkehr mit Taxen und beim gebiindelten Bedarfsverkehr festlegen.
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ANHANG
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Begriindung zur Drucksachennummer 1-32-46/22
TABELLE 1

Anderung 201 Neu Steigerung in
seit Nov./2019 %

2,75 € 4,00 € 31,25%
3,75€ 5,00 € 25,00%

Eér:ls‘ﬁ:;Itgebﬁhr Sonn- und Feiertags 375€ 500 € 25 .00%

Kilometerpreis (ab 2015 - bis 5. km 2,20 € 2,40 € 8,33%
Kilometerpreis (ab 2015 - ab 6. km 1,40 € 1,80 € 22,22%

Zuschlag Kilometerpreis nachts (22:00

0,
Uhr bis 6:00 Uhr 0,00 € 0,20 € 100,00%
0,80 € 1,00 € 20,00%
20,00 € 25,00 € 20,00%
5,00 € 6,00 € 16,67%

ANHANG 2

LINNE UND KRAUSE (2022): UBERSICHT ZU DEN TAXITARIFEN UND ZUR
TAXIDICHTE IM LAND BRANDENBURG

Brandenburg Taxitarife und Taxidichte - TMRELR -+ IRt

Fax: 040 - 241 92 96- 19
 Kreis Einwohner Tarife Grund- Wartezeit  Kilometerpreis o ‘::'E g8 g’ © 2 Skm 3km Takis+ Met Einw. Taxi- Einw. Tax/

kreisfreie Stadt qlltig seit preis (in €) Hauptverkehrs- 2 2 & 5 & @ § @ Tour Tour Mischk. wagen pro dichte pro  MW-

(in €) zeit (in €) 2 3F 52 ¢ {in€) (in€) Taxi Taxi/ dichte

Fa 8 3 5 o)
g8 2= % MY
o
LANDKREISE
LK Barnim * 177.411 01.11.2019 4,00 25,00 240ab7km1e0 [ M OO 1808 1120 5 289 2168 032 514 194
LK Dahme-Spreewald ~ 164.528 01.01.2019 3,90 28,00 210ab4km1,70 [ M M OO0 1583 1020 253 18a 650 154 368 272
LK Eibe-Elster 104,673 01.052021 3,80 30,00 220ab11kmi10 (M M MW M M 1730 1040 38 185 2755 038 516 194
LK Havelland 164,653 01.06.:2020 3,60 30,00 240eb8km190 [0 M MW 1810 1080 s4 141 3050 033 845 118
LK Markisch-Oderland ~ 198.001 01.07.2015 3,30 27,00 180abskm160 MO MW MW 1445 ee0 86 214 3000 033 707 141
: i

LK Oberhavel 207.524 01.03.2021 350 25,00 180ab7km1,70 MM MM O 1508 820 a0 61 2594 0,39 1472 068
LK Oberspr.-Lausitz 112.450 01122018 3,50 24,00 1,85 OMMOWM A 1475 005 44 125 2556 039 665 1,50
LK Oder-Spree * 182.397 01.02.2018 3,50 30,00 190aekm1e0 M MM MM 155 o020 53 18 3441 020 763 191
LK Ostprignitz-Ruppin 99.110 01.01,2020 3,50 24,00 1g0abdkm17o M MM OM 1480 920 22 176 455 022 501 2,00
LK Polsdam-Mittelmark ~ 210.810 01.02.2015 3,50 24,00 1,80 MOMOM OO 144 ss0 a7 218 4487 022 79 125
LK Prignitz 77573 01012019 3,30 22,00 180abskmie0 1M M MM MM 1385 870 20 121 2873 035 524 191
LK Spree-heite 112.011 01.10.2021 3,50 30,00 2,00 O0OMOWM MW 1600 950 81 102 1395 072 618 1,62
LK Teltow-Fléming 170.532 01.04.2015 3,30 24,00 1,80 OMMOM M 1430 870 54 150 3158 032 836 1,20
LK Uckermark 121.014 01.09.2020 3,50 ab3min2500 180ab6kmi60 JOOM MO O] 1375 se0 a7 227 2575 0,39 442 226
Durchschnitt der Landkreise 1544 046 2282 044 639 1,56
KREISFREIE STADTE
Stadt Brandenburg 71574 01122017 500 21-ab10.min27,- 2,50 bis 1,40 OV MW MM 1925 1250 38 51 1884 053 723 1,38
Stadt Cottbus 00687 01.05.2024 3,40 30,00 260ab3.km200 M MW MO 1710 1080 104 o5 958 104 501 2,00
Stadt Frankfurt/Oder 58.092 01.07.2020 8,20 27,00 230ab3km200 CDOO®MO OO 1805 98 50 54 1162 086 550 1,79
Stadt Potsdam 167.745 01.08.2018 3,80 30,00 210ab5kmi70 OOM MM OO 1640 1040 140 06 1188 083 711 141
Durchschnitt der kreisfreien Stédte 17,20 1075 1196 084 622 161
5 km-Tour: Grundprais + 5 km Fahrt + & min Wartezeit (Tagestour, ohne Anfahrt)
3 km-Tour: Grundprels + 3 km Fahrt (ohne Wartezeit, Tagesiour, ohne Anfahrt) Seite 1 von 2
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Begriindung zur Drucksachennummer 1-32-46/22

Brandenburg Taxitarife und Taxidichte K-+ kit
Tel 040 - 241 92 98-0
Fax: 040 - 241 92 96- 18
Kreis Einwohner Tarfe Grund- Warlezet  Kilometerpreis o & 5 5 & & & 7 5K 3km Taxis+ Miet- Einw. Tax- Einw. Tad/
kreisfreie Stadt giiltig seit preis (in€) Hauptverketrs- 2 2 & ;:f— # 2 & @ Towr Tour Mischk. wagen pro dichte pro  MW-
{in€) zeit (in €) s2 38 g8 % (in€) (in€) Taxi Taxi | dichte
g3 == 2 3 MW
s =
o
KREISGEBUNDE STADTE
Stad! Eberswaide 39303 01112019 4,00 25,00 240ab7km180 O MM MM OO 1808 1120 27 70 1456 063 405 247
Stadt Eisenhiittenstadt ~ 23.373 01.02.2018 3,50 30,00 190ab6km160 DOV MM MM 1550 g2 18 10 1298 077 85 120
Stadt Sehwedt 30262 01.09.2020 350 ab3min2500 1,80ab6kmie0 [IOM MO OO 1375 sg0 7 60 433 023 452 221
Durchschnitt der kreisgeh. Stidte 15,78 9,77 1787 056 484 207
5 krn=Tour: Grundpreis + 5 km Fahrt + 5 min Wartezeil (Tagestour, ohne Anfahrt)
3 km-Tour: Grundpreis + 3 km Fahrt (chne Wartezsit, Tagestaur, = Anfahrt) Seite 2 von 2

TABELLE 3

Anderung 2022 Aktuell Neu Steigerung in
ab Nov./2022 %
gebiihr Tag i 4,00 € 4,50 € 11,11%

Einschaltgebiihr Nacht (Grundpreis 5,00 € 5,50 € 9,09%

Einschaltg_ebuhr Sonn- und Feiertags 500 € 550 € 9.09%
Grundpreis

Kilometerpreis (ab 2015 - bis 5. km 2,40 € 2,60 € 7,69%
Kilometerpreis (ab 2015 - ab 6. km 1,80 € 2,10 € 14,29%

Zuschlag Kilometerpreis nachts (22:00 .
Uhr bis 6:00 Uhr 0,20 € 0,30 € 33,33%

1,00 € 1,00 € 0,00%
25,00 € 30,00 € 16,67%
6,00 € 6,00 € 0,00%
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Begriindung zur Drucksachennummer 1-32-46/22

) Zweite Verordnung
zur Anderung der Verordnung des Landkreises Barnim tiber Beforderungsentgelte im
Taxenverkehr (Taxitarifverordnung)

) Artikel 1
Anderung der Taxitarifverordnung

Aufgrund des § 51 Absatz 1 des Personenbeforderungsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 8. August 1990 (BGBI. | S.1690), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 16. April 2021 (BGBI. | S. 822) in Verbindung mit § 6 der Verordnung Uber die
zustandigen Behorden und Uber die Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen nach
dem Personenbeforderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 1993
(GVBLLI/93, [Nr. 32], S.218), zuletzt geandert durch Verordnung vom 20. Dezember 2010
(GVBLI/M0, [Nr. 94]), hat der Kreistag des Landkreises Barnim durch Beschluss vom 21.
September 2022 die Taxitarifverordnung vom 21. September 2015, zuletzt geandert durch die
1. Verordnung zur Anderung vom 11. September 2019, wie folgt geandert:

§ 2 Allgemeine Beforderungsentgelte
1. Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

Grund- und Kilometerpreise:

Einschaltgebuhr: Grundpreis in der Tageszeit 4,50 EUR
von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr

Einschaltgebuhr: Grundpreis in der Nachtzeit 5,50 EUR
von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr

Einschaltgebihr: Grundpreis an Sonn- und 5,50 EUR
Feiertagen in der Zeit von
0:00 Uhr bis 24:00 Uhr

Vergutung fur Fahrgastfahrten  Kilometerpreis

im Pflichtfahrgebiet bis 5. km 2,60 EUR
(Tarifstufe 2) ab 6. km 2,10 EUR
Zuschlag Kilometerpreis 0,30 EUR

nachts (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr)
2. Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

Wartepreise gemal} § 4 dieser  fir jede volle Stunde 30,00 EUR
Verordnung fir 12 Sekunden 0,10 EUR
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Begriindung zur Drucksachennummer 1-32-46/22

§ 4 Wartezeiten
Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

Fur Wartezeiten (gem. Absatz 1) werden 30,00 EUR je volle Stunde (0,10 EUR je 12
Sekunden) berechnet. Die Berechnung erfolgt durch den Fahrpreisanzeiger.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Anderungsverordnung tritt am 1. November 2022 in Kraft.
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 111-61-36/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/Dezemat: 61 | Amt | Datum _ Signatur | Amt _ Datum _ Signatur |
61

Betreff

Verwendung der mit KT-Beschluss Nr. 306-12/21 eingestellten Mittel im Haushaltsjahr 2022
als Kofinanzierung fur die Errichtung einer Wasserstofftankstelle.

Beschlussvorschlag

Die mit KT-Beschluss Nr. 306-12/21 eingestellten Mittel im Haushaltsjahr 2022 als
Kofinanzierung fur den Kauf von 6 Brennstoffzellenbussen kdnnen auch fur die Errichtung
einer Wasserstofftankstelle verwendet werden.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten: 54700.781500
W Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen: 1.692.000 €
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt ¥ Amtsleiter/in
Kéammerei:
Deckungsvorschlag:  HH 2022 Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum Enthaltung | Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr.
Ad 22.08.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer I11-61-36/22

Der offentliche Verkehr leistet bereits einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz. Durch ein
attraktives offentliches Verkehrsangebot wird eine Vielzahl an Fahrten mit Pkw vermieden.
Durch den Einsatz alternativer Antriebstechniken kénnen die Emissionen des OPNV noch
weiter gesenkt werden.

Die Clean Vehicles Directive (CVD) beinhaltet umfangreiche Vorgaben fur die offentliche
Beschaffung von sauberen Strallenfahrzeugen. Die Vorgaben umfassen v.a.
landerspezifische Quoten als Mindestziele fur die oOffentliche Auftragsvergabe von Bussen
und sind erstmalig anwendbar auf Vergabeverfahren mit einer Bekanntmachung ab dem
2. August 2021. Die =zeitliche Umsetzung gliedert sich in zwei Referenzperioden.
Referenzperiode 1 bezieht sich auf Vergabeverfahren, deren Beendigung (,Zuschlag®) bis
zum 31. Dezember 2025 erfolgt, wahrend Vergabeverfahren mit einer Beendigung zwischen
dem 1. Januar 2026 und dem 31. Dezember 2030 in die Referenzperiode 2 fallen.

Fir Deutschland gilt, dass in der ersten Periode bis Ende 2025 45% der neu zu
beschaffenden Fahrzeuge ,sauber® und davon mindestens 22,5 % ,emissionsfrei“ sein
mussen. In der zweiten Periode bis Ende 2030 verscharfen sich die diesbezlglichen
Anforderungen auf 65 % bzw. 32,5 %.

Der Kreistag beschloss in der OPNV-Entwicklungsstrategie 2025 (KT-Beschluss Nr. 273-
22/19) den Einsatz von CO2-freien und nicht Feinstaub emittierenden Antriebstechnologien
im zukunftigen Stadtverkehr Bernau bei Berlin, um die Vorgaben CVD umzusetzen. Das
Modellprojekt tragt auch zur Umsetzung der 2008 verabschiedeten Null-Emissions-Strategie
des Landkreises Barnim bei.

Damals stellte sich die geplante Kosten- und Forderstruktur anders dar als heute nach der
bereits erfolgten Beauftragung der Busse. Die BBG konnte ein vorteilhafteres
Forderprogramm in Anspruch nehmen. Aul’erdem ergab die Ausschreibung niedrigere
Anschaffungskosten fur die Busse als urspringlich geplant. Dies flhrte zu einem
entsprechend reduzierten Zuschussbedarf des Landkreises. Der sich jetzt ergebende
Zuschussbedarf fur die Wasserstoffbusse betragt 1.338.034 € gegenuber zuvor geschatzten
1.692.000 €. Der geplante Betrag wurde in der Haushaltsplanung 2022 bereits berucksichtigt.

Da inzwischen klar ist, dass die Busgesellschaft auch der Investor der erforderlichen
Wasserstofftankstelle sein wird, ergibt sich nun die Mdglichkeit, die fur die Anschaffung der
Wasserstoffbusse nicht benodtigten Fordermittel fur die Forderung der Wasserstofftankstelle
auszureichen. Ohne eine kreisliche  Bezuschussung der  Errichtung einer
Wasserstofftankstelle, ware es der BBG nicht moglich, diese Investition zu tatigen. Es ist
sinnvoll, im Interesse der Energie- und Verkehrswende sowie in Umsetzung der Null-
Emissions-Strategie des Landkreises Barnim nach dem Kauf von Wasserstoffbussen auch
die weitere Infrastruktur zu férdern.

Der Landkreis Barnim beteiligt sich mit den bereits eingestellten Mitteln in Hohe von
1.338.034 € an der Finanzierung der Busse und mit 353.966 € an der Wasserstofftankstelle.
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 111-70-10/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Dl Beteiligte Amter:
Amt/Dezernat: 70 | Amt | Datum _ Signatur | Amt _ Datum _ Signatur |
70
Betreff

1. Anderungssatzung zur Satzung Uber die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim
(Abfallentsorgungssatzung - AES)

Beschlussvorschlag

Die 1. Anderungssatzung zur Satzung Uber die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim
(Abfallentsorgungssatzung - AES) wird beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmafige Bertihrung: berihrte Produktkonten: 53700
¥ Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen: 18,5 Mio. €
Aufwendungen/Auszahlungen: 18,5 Mio. €
Ergebnishaushalt rd
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorschlag:  Abfallgebiihren Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum Enthaltung | Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr.
A5 23.08.2022
A2 01.09.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer I1I-70-10/22

Bedingt durch die Einflhrung des dreiwochigen Entsorgungsrhythmus bei den MGB 1.100er
in der 1. Anderungssatzung zur Satzung (ber die Erhebung von Geblhren fir die
Abfallentsorgung im Landkreis Barnim (Abfallgebihrensatzung - AGS) muss dieser
entsprechend in der Abfallentsorgungssatzung definiert werden.

Des Weiteren wurde ein Ubertragungsfehler korrigiert.
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Satzung liber die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim
(Abfallentsorgungssatzung — AES)

Aufgrund von § 131 Abs. 1 Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg (BbgKVerf) in Verbindung mit den §§ 3 und 28 Abs.
2 Nr. 9 BbgKVerf in der Fassung vom 18. Dezember 2007 (GVBI.
| S. 286), zuletzt gedndert durch Gesetz vom

23. Juni 2021 (GVBI. I Nr. 21), und § 8 des Brandenburgischen
Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) vom 6. Juni
1997 (GVBI. | S. 40), zuletzt geadndert durch Gesetz vom 25.
Januar 2016 (GVBI. | Nr. 5), hat der Kreistag des Landkreises
Barnim in seiner Sitzung am 1. Dezember 2021 folgende
Satzung Uber die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim
(Abfallentsorgungssatzung — AES) beschlossen:

1. Anderungssatzung iiber die Abfallentsorgung im
Landkreis Barnim
(Abfallentsorgungssatzung — AES)

Aufgrund von § 131 Abs. 1 Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg (BbgKVerf) in Verbindung mit den §§ 3 und 28
Abs. 2 Nr. 9 BbgKVerf in der Fassung vom 18. Dezember 2007
(GVBIL. | S. 286), =zuletzt geadndert durch Gesetz vom
30. Juni 2022 (GVBI. | Nr. 22), und § 8 des Brandenburgischen
Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) vom 6. Juni
1997 (GVBI. | S. 40), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 25.
Januar 2016 (GVBI. | Nr. 5), hat der Kreistag des Landkreises
Barnim in seiner Sitzung am 21.September 2022 folgende
Anderungssatzung Uber die Abfallentsorgung im Landkreis
Barnim (Abfallentsorgungssatzung — AES) beschlossen:

Aktualisierung der
Fassung

§ 13 Bereitstellung, Standplatz und Transportwege fiir
Restabfallbehalter

(2) Transportservice: Auf Antrag der anschlusspflichtigen
Person kdnnen die Restabfallbehdlter vom Entsorger von
ihrem Standplatz zum Sammelfahrzeug geholt und nach
der Leerung zum Standplatz zurtckgestellt werden, sofern
dies aus technischen Grinden keine erheblichen
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Malinahmen
erfordert. Der Transportservice flir das angeschlossene
Grundstiick kann fir jeden bereitgestellten Behalter
einzeln in Anspruch genommen werden.

1. Fir Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. a)
bis e) und Abs. 7 dieser Satzung (MGB 60, MGB
80, MGB 120, MGB 240 und MGB 1.100 sowie
Abfallsdcke) mussen nachfolgende allgemeine
Voraussetzungen erfillt sein:

a) Der Zugang zum Standplatz muss am Tag
der Abfuhr ab 6:00 Uhr frei zuganglich,
verkehrssicher, insbesondere entwassert,
gleitsicher und im Winter von Schnee und
Eis befreit sein.

§ 13 Bereitstellung, Standplatz und Transportwege fiir
Restabfallbehilter

Transportservice: Auf Antrag der anschlusspflichtigen
Person kdénnen die Restabfallbehalter vom Entsorger von
ihrem Standplatz zum Sammelfahrzeug geholt und nach
der Leerung zum Standplatz zuruckgestellt werden, sofern
dies aus technischen Grinden keine erheblichen
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Malnahmen
erfordert. Der Transportservice flir das angeschlossene
Grundstick kann fir jeden bereitgestellten Behalter
einzeln in Anspruch genommen werden.

()

1. FuUr Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. a)
bis e) und Abs. 7 dieser Satzung (MGB 60, MGB
80, MGB 120, MGB 240 und MGB 1.100 sowie
Abfallsdcke) mussen nachfolgende allgemeine
Voraussetzungen erfillt sein:

a) Der Zugang zum Standplatz muss am Tag
der Abfuhr ab 6:00 Uhr frei zuganglich,
verkehrssicher, insbesondere entwassert,
gleitsicher und im Winter von Schnee und
Eis befreit sein.
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b) Etwaige Tlren und Tore missen festgestellt
werden kdnnen.

c) Der Standplatz und der Transportweg
missen  ebenerdig, stufenfrei  sowie
trittsicher sein und muissen einen festen
Untergrund aufweisen. Der Standplatz und

der Transportweg dirfen keine
Verschlammungen, Rasengittersteine oder
Schotterwege aufweisen. Die

Restabfallbehalter durfen nicht in einer
Vertiefung stehen. Behalter dirfen vom
beauftragten Dritten nicht gehoben werden
mussen.

d) Der Standplatz und der Transportweg
mussen bei Dunkelheit beleuchtet sein.

e) Der Standplatz und der Transportweg sollen
so beschaffen sein, dass der jeweilige
Behalter ohne Rangieren anderer Behalter
zur Entleerung gezogen werden kann.

Daruber hinaus missen fir Restabfallbehalter
nach § 11 Abs. 2 Buchst. a) bis d) und Abs. 7
dieser Satzung (MGB 60, MGB 80, MGB 120 und
MGB 240 sowie Abfallsacke) weitere nachfolgende
Voraussetzungen erfiillt sein:

a) Der Transportweg vom Standplatz bis zum
Sammelfahrzeug darf nicht l1anger als 50 m
sein.

b) Rampen dirfen hdchstens ein
Steigungsverhaltnis von  1:10  haben.
Durchgange mussen mindestens 2 m hoch
und 1 m breit sein.

c) Der Standplatz muss mindestens 0,70 m x
0,70 m pro Behalter grof3 sein.

Dariiber hinaus muissen fir Restabfallbehalter
nach § 11 Abs. 2 Buchst. e) dieser Satzung (MGB
1.100) weitere nachfolgende Voraussetzungen

b) Etwaige Tlren und Tore missen festgestellt
werden kdnnen.

c) Der Standplatz und der Transportweg
muissen  ebenerdig, stufenfrei  sowie
trittsicher sein und muissen einen festen
Untergrund aufweisen. Der Standplatz und

der Transportweg dirfen keine
Verschlammungen, Rasengittersteine oder
Schotterwege aufweisen. Die

Restabfallbehalter dirfen nicht in  einer
Vertiefung stehen. Behalter dirfen vom
beauftragten Dritten nicht gehoben werden
mussen.

d) Der Standplatz und der Transportweg
mussen bei Dunkelheit beleuchtet sein.

e) Der Standplatz und der Transportweg sollen
so beschaffen sein, dass der jeweilige
Behalter ohne Rangieren anderer Behalter
zur Entleerung gezogen werden kann.

Daruber hinaus mussen fir Restabfallbehalter
nach § 11 Abs. 2 Buchst. a) bis d) und Abs. 7
dieser Satzung (MGB 60, MGB 80, MGB 120 und
MGB 240 sowie Abfallsdcke) weitere nachfolgende
Voraussetzungen erfiillt sein:

a) Der Transportweg vom Standplatz bis zum
Sammelfahrzeug darf nicht langer als 50 m
sein.

b) Rampen dirfen héchstens ein
Steigungsverhaltnis von  1:10  haben.
Durchgange mussen mindestens 2 m hoch
und 1 m breit sein.

c) Der Standplatz muss mindestens 0,70 m x
0,70 m pro Behalter grof3 sein.

Dariber hinaus missen fiur Restabfallbehalter
nach § 11 Abs. 2 Buchst. e) dieser Satzung (MGB
1.100) weitere nachfolgende Voraussetzungen
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erflllt sein:

a) Der Transportweg vom Standplatz bis zum
Ublichen Bereitstellungsplatz darf nicht
langer als 5 m sein.

b) Der Transportweg darf keine Steigung,
Treppen- oder Gelandestufen aufweisen.
Durchgdnge missen mindestens 2 m hoch
und 1,50 m breit sein.

c) Der Standplatz muss mindestens 1,30 m x
1,50 m pro Behalter groR sein.

Fir Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. a) bis e)
und Abs. 7 dieser Satzung (MGB 60, MGB 80, MGB 120,
MGB 240, MGB 1.100 und Abfallsacke) ist der
Transportservice gebuhrenpflichtig.

erflllt sein:

a) Der Transportweg vom Standplatz bis zum
Ublichen Bereitstellungsplatz darf nicht
langer als 5 m sein.

b) Der Transportweg darf keine Steigung,
Treppen- oder Gelandestufen aufweisen.
Durchgange missen mindestens 2 m hoch
und 1,50 m breit sein.

c) Der Standplatz muss mindestens 1,30 m x
1,50 m pro Behalter grof3 sein.

Fir Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. a) bis d)
und Abs. 7 dieser Satzung (MGB 60, MGB 80, MGB 120,
MGB 240, MGB—1100 und Abfallsacke) ist der
Transportservice gebUhrenpflichtig.

Ubertragungsfehler

§ 15 Haufigkeit und Zeit der Abfuhr
Die Leerung erfolgt im Rahmen der Systemabfuhr;

a) Fir Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. a)

bis d) und Abfallsacke nach Abs. 7 dieser Satzung

(MGB 60, MGB 80, MGB 120 und MGB 240 sowie
Abfallsacke):

21-taglich.

b) Fir Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. e)
dieser Satzung (MGB 1.100):
14-taglich, wochentlich oder 2 x wdchentlich.

(1)

§ 15 Haufigkeit und Zeit der Abfuhr
Die Leerung erfolgt im Rahmen der Systemabfuhr:

a) Fir Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. a)

bis d) und Abfallsacke nach Abs. 7 dieser Satzung

(MGB 60, MGB 80, MGB 120 und MGB 240 sowie
Abfallsacke):

21-taglich.

b) Fir Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. e)
dieser Satzung (MGB 1.100):
21-taglich, 14-taglich, wdochentlich
wochentlich.

oder 2 x

Anpassung nach
Einfihrung der EGW

3|Seite




1. Anderungssatzung zur
Satzung liber die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim
(Abfallentsorgungssatzung - AES)

Aufgrund von § 131 Abs. 1 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg
(BbgKVerf) in Verbindung mit den §§ 3 und 28 Abs. 2 Nr. 9 BbgKVerf in der Fassung
vom 18. Dezember 2007 (GVBI. | S. 286), zuletzt geandert durch Gesetz vom
30.06.2022 (GVBIL. | Nr. 22), und § 8 des Brandenburgischen Abfall- und
Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) vom 6. Juni 1997 (GVBI. | S. 40), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 25. Januar 2016 (GVBI. | Nr. 5, hat der Kreistag des
Landkreises Barnim in seiner Sitzung am 21. September 2022 folgende
Anderungssatzung zur Satzung Uber Abfallentsorgung im Landkreises Barnim
(Abfallentsorgungssatzung — AES) beschlossen:

Artikel 1
Die  Satzung Uber die  Abfallentsorgung im  Landkreises  Barnim
(Abfallentsorgungssatzung — AES) vom 08.12.2021, veroffentlicht im Amtsblatt far
den Landkreis Barnim Nr. 23/2021 vom 23.12.2021 wird wie folgt geandert:
Artikel 2
1. In § 13 Abs. 2 wird der Satz
,Fur Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. a) bis e) und Abs. 7 dieser

Satzung (MGB 60, MGB 80, MGB 120, MGB 240, MGB 1.100 und Abfallsacke)
ist der Transportservice gebuhrenpflichtig.”

durch den Satz

,Fur Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. a) bis d) und Abs. 7 dieser
Satzung (MGB 60, MGB 80, MGB 120, MGB 240, und Abfallsacke) ist der
Transportservice gebuhrenpflichtig.” ersetzt.

2. In § 15 Abs.1 wird der Satz

,Fur Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. €) dieser Satzung (MGB
1.100): 14-taglich, wochentlich oder 2 x wéchentlich.”

durch den Satz

.Fur Restabfallbehalter nach § 11 Abs. 2 Buchst. e) dieser Satzung (MGB

1.100): 21-taglich, 14-taglich, wochentlich oder 2 x wochentlich. ersetzt.
Artikel 3

Die Satzung tritt zum 01.01.2023 in Kraft.
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Eberswalde, den

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 111-70-11/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Dl Beteiligte Amter:
Amt/Dezernat: 70 | Amt | Datum _ Signatur | Amt _ Datum _ Signatur |
70
Betreff

1. Anderungssatzung zur Satzung (iber die Erhebung von Gebihren fiir die Abfallentsorgung
im Landkreis Barnim (Abfallgebuhrensatzung - AGS)

Beschlussvorschlag

Die 1. Anderungssatzung zur Satzung Uber die Erhebung von Gebihren fir die
Abfallentsorgung im Landkreis Barnim (Abfallgebuhrensatzung - AGS) wird beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmafige Bertihrung: berihrte Produktkonten: 53700
¥ Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen: 18,5 Mio. €
Aufwendungen/Auszahlungen: 18,5 Mio €
Ergebnishaushalt rd
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorschlag:  Abfallgebiihren Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum Enthaltung | Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr.
A5 23.08.2022
A2 01.09.2022
A1 05.09.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer I1I-70-11/22

Die Evaluierung der Einwohnergleichwerte (EGW) war schon mit dem Beschluss der
Satzungen im Dezember 2021 eine Forderung des Ausschusses fur Landwirtschaft,
Umweltschutz und Abfallwirtschaft und der Verwaltung. Mit EinfUhrung der EGW als ein
Instrument zur bedarfsgerechteren Gebuhrenveranlagung der Gewerbebetriebe im Landkreis
Barnim war allen Beteiligten klar, dass mit der Umstellung auch Erkenntnisse erlangt wurden,
die Anpassungen erforderlich machen warden.

Im Rahmen der Bescheidlegung fur das Jahr 2022 wurden alle Unternehmerverbande im
Landkreis angeschrieben und gebeten, ihre Mitglieder zu informieren, sofern sich diese als
falsch eingestuft sehen, Widerspruch einzulegen und diesen entsprechend zu begrinden.
Des Weiteren gab es Beratungstermine mit den Unternehmerverbanden und
Kleingartenanlagen. Wahrend der Widerspruchsbearbeitung ergaben sich Feststellungen, die
in die vorliegende Anderungssatzung eingearbeitet und neu definiert wurden:

* In den meisten Branchen gibt es eine 5-Tage-Arbeitswoche. Im Vergleich dazu sind die
Mitglieder eines Haushaltes in der Regel 7 Tage die Woche vor Ort. Um diesem Umstand
Rechnung zu tragen, wurden die EGW >= 1 von 100 % auf 70 % reduziert, was in etwa
dem Verhaltnis 5 zu 7 entspricht.

* In der Branche ,Hotels, Beherbergungen und Pensionen® ist der EGW mit 0,75 zu hoch
angesetzt worden. Hier gab es prozentual auch die meisten Widerspriche. Die
durchschnittliche Auslastung eines Beherbergungsbetriebes liegt bei 50 %. Der EGW
wurde entsprechend auf 0,5 heruntergesetzt.

» Sind in einer Branche Mitarbeiter standig nicht vor Ort, d. h. in der Regel nur bei Beginn
und Ende der Arbeitszeit und arbeiten den Tag aul3erhalb der Firma, soll ein EGW von
0,25 pro diesen Beschaftigten angesetzt werden. Dafur wurde der Tarif Nr. 26 in der
Anlage 1 eingefuhrt.

Durch die in den meisten Branchen erfolgte Reduzierung des EGW vermindert sich
entsprechend das vorzuhaltende Mindestvolumen bei den Restabfallbehaltern. Zusatzlich
dazu wurde in der vorliegenden Anderungssatzung der dreiwdchige Abholrhythmus bei
MullgroRbehalter MGB 1.100er eingeflhrt, sodass auch mit diesem Instrument das
vorzuhaltende Mindestvolumen reduziert werden kann.

Bei den Behalteranderungsgeblhren wird bei Tausch mehrerer Behalter bei einer einzigen
Anfahrt auch nur eine Behalteranderungsgeblhr berechnet.

Die Anderungssatzung soll zum 1. Januar 2023 in Kraft treten. Eine Beurteilung der neuen

Einwohnergleichwerte wird dann im Laufe des nachsten Jahres erfolgen und eventuelle
notwendige Anpassungen kdnnen vorgenommen werden.
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1. Anderungssatzung
zur
Satzung uber die Erhebung von Geblihren fiir die Abfallentsorgung im
Landkreis Barnim
(Abfallgebuhrensatzung - AGS)

Aufgrund von § 131 Abs. 1 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgK-
Verf) in Verbindung mit den §§ 3 und 28 Abs. 2 Nr. 9 BbgKVerf in der Fassung vom
18. Dezember 2007 (GVBI. | S. 286), zuletzt gedndert durch Gesetz vom

30.06.2022 (GVBI. | Nr. 22), und § 9 des Brandenburgischen Abfall- und Boden-
schutzgesetzes (BbgAbfBodG) vom 6. Juni 1997 (GVBI. | S. 40), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 25. Januar 2016 (GVBI. | Nr. 5), und der §§ 1, 2 und 6 des Kom-
munalabgabengesetzes fur das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Marz 2004 (GVBI. | S. 174), zuletzt geandert durch Gesetz
vom 19. Juni 2019 (GVBI. | Nr. 36), hat der Kreistag des Landkreises Barnim in seiner
Sitzung am 21. September 2022 folgende Anderungssatzung zur Satzung (iber die
Abfallgeblhren des Landkreises Barnim (Abfallgeblhrensatzung — AGS) beschlos-
sen:

Artikel 1

Die Satzung uber die die Erhebung von Gebuhren fur die Abfallentsorgung im Land-
kreises Barnim (Abfallgebuhrensatzung — AGS) vom 08.12.2021, verdffentlicht im
Amtsblatt fur den Landkreis Barnim Nr. 23/2021 vom 23.12.2021 wird wie folgt gean-
dert:

Artikel 2
1. Der § 12 Abs. 6 wird wie folgt neu gefasst:
(6) Die Leistungsgebuhren gemal § 6 Abs. 1 bis 4, jeweils Buchst. b), und Abs. 6
dieser Satzung betragen fur die Entsorgung von Hausmull und hausmdullahnlichen

Gewerbeabfallen je bereitgestelltem Restabfallbehalter oder Abfallsack gemaR §
11 Abs. 2 Buchst. a) bis e) und Abs. 7 der Abfallentsorgungssatzung:

a) MGB 60 (21-taglich) 1,10 € / Monat
b) MGB 80 (21-taglich) 1,40 € / Monat
c) MGB 120 (21-taglich) 2,10 € / Monat
d) MGB 240 (21-taglich) 4,30 € / Monat
e) MGB 1.100 (21-taglich) 19,70 € / Monat
f) MGB 1.100 (14-taglich) 29,50 € / Monat
g MGB 1.100 (wdchentlich) 59,10 € / Monat
h) MGB 1.100 (2 x wochentlich) 118,10 € / Monat
i) Abfallsack 1,00 € / Stuck
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2. Der § 14 Abs. 1, 3 und 4 wird wie folgt neu gefasst:

(1) Fur die Behalterumstellung (Aufstellung, Wechsel und Abholung) von Restab-
fallbehaltern (MGB 60, MGB 80, MGB 120, MGB 240 und MGB 1.100), Papierbe-
haltern (MGB 120, MGB 240 und MGB 1.100) sowie Bioabfallbehaltern (MGB
120) auf dem Grundstuck wird eine Behalteranderungsgebuhr erhoben. Sie be-
tragt 19,95 € je Auftrag. Dies gilt auch fur Behalterumstellungen, bei denen nur die
Anzahl der Behalter verringert wird, ohne gleichzeitige das Behaltervolumen zu
andern.

(3) Eine Behalteranderungsgebuhr nach Abs. 1 wird nicht erhoben bei der erstma-
ligen Bereitstellung der Restabfallbehalter, Papierbehalter und/oder Bioabfallbe-
halter (Neuanmeldung) und bei Abholung der Restabfallbehalter, Papierbehalter
und/oder Bioabfallbehalter aufgrund des Wegfalls der Benutzung der offentlichen
Abfallentsorgung (Abmeldung). Im Fall einer vergeblichen Anfahrt wird die Behal-
teranderungsgebuhr pro Anfahrt erhoben.

(4) Far den Ersatz von Behaltern, die schuldhaft beschadigt oder zerstort wurden
oder verloren gehen, wird eine Behalteranderungsgebihr nach Abs. 1 erhoben.
Die Erhebung der Behalteranderungsgebuhr entfallt, insofern eine Anzeige bei der
Polizei gestellt wird und dem Landkreis Barnim die Vorgangsnummer mitgeteilt
wird. Dartberhinausgehende Aufwendungsersatz- sowie Schadensersatzanspru-
che nach burgerlichem Recht bleiben unberihrt.

3. Die Anlage 1 zur Satzung Uber die die Erhebung von Gebuhren fur die Abfall-
entsorgung im Landkreises Barnim (Abfallgebuhrensatzung) wird wie folgt neu ge-
fasst:

Festsetzung der Einwohnergleichwerte nach § 11 Abs. 1 dieser Satzung

Fur die Bemessung der Pauschalgebuhr fur Gewerbe und andere Herkunftsberei-
che als private Haushaltungen werden ab 01.01.2023 gemall § 6 Abs. 3 und 4,
jeweils Buchst. a), dieser Satzung folgende Einwohnergleichwerte (EGW) festge-
setzt:

1.  Arzt-, Zahnarzt-, Heilpraktiker - und Tierarztpra-  je Beschaftigten 0,70
xen (einschlieBlich Gemeinschaftspraxen)

2.  Baustellen, deren Bauzeit langer als ein Monat je Beschaftigten 0,50
betragt

3.  Camping- und Zeltplatze sowie Bungalowsied- je Stellplatz (Sollstarke) 0,70
lungen

4.  Einfacher Einzelhandel (z. B. Apotheken, Tank-  je Beschaftigten 0,70
stellen, Verkaufsraume, etc.)

5. | Einzelhandel im Lebensmittelbereich (z. B. je Beschaftigten 1,05
Metzgereien, Backereien, etc.)

6. GroRerer Einzel- und GroRhandel (z. B. Auto- je Beschaftigten 0,70
hauser, Baumarkte, etc.)

7.  Friedhofe je Beschaftigten 0,70
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10.

11.
12.

13.

14.

15.

16.
17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

Freizeiteinrichtungen (z. B. Hallenbader, Turn-
hallen, Sportplatze, etc.)

Fuhrunternehmen (z. B. Taxi, Bus, Gltertrans-
port)

Gaststatten, Kantinen, Speisewirtschaften, Im-
bissstuben, Cafés, Caterer

Hotels, Beherbergungen und Pensionen

Industrie, Handwerk, Dienstleister und vergleich-
bares Gewerbe
Kindergarten und Horte

und sonstigen Beschaftigten
Kleingartenanlagen und vergleichbare Organisa-
tionen

Krankenhauser, Kur-, Fach- und Rehabilitations-
kliniken u. a. Einrichtungen
Hausliche Krankenpflege,

je Kind, Erzieher

je Beschaftigten

Kultureinrichtungen (z. B. Museen, Theater, Ki-
no, Bibliotheken, etc.)

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe, Baube-
triebe und sonstige Baubetriebe

Feuerwehr*, Rettungs- und Polizeiwachen, mili-
tarische Einrichtungen u. a.

Schulen und andere Bildungseinrichtungen

Offentliche Verwaltungen, Banken, Verbande,
Krankenkassen, Versicherungen, Parteiblros u.
a. Buros

Vereine, Kirchen und Religionsgemeinschaften,
Dorfgemeinschaftshauser o. a.

Wohnheime, Pflegeheime, Kinder- und Jugend-
heime, Internate, Pflegedienste mit stationarer
Abteilung

selbstandig tatige Personen der freien Berufe;
selbstandige Handels-, Industrie- und Versiche-
rungs-vertretungen mit Geschaftsraumen

fur alle nicht aufgefihrten Herkunftsbereiche
gelten folgende Bezugsgréfen

fur alle Herkunftsbereiche, bei denen sich die
Beschaftigten weniger als 50% in den Unter-
nehmen aufhalten

je Beschaftigten
je Beschaftigten
je Beschaftigten

je Bett (Sollstarke)
je Beschaftigten

je Kind, Erzieher und
sonstigen Beschaftigten
je Parzelle

je Bett (Sollstarke)

je Beschaftigten
je Beschéftigten

je Beschaftigten

je Beschéftigten

je Auszubildenden/ Schi-
ler/Kind, Erzieher, Lehrer
und sonstige Beschéaftig-
ten

je Beschaftigten

je Beschaftigten

je Bett (Sollstarke)

je Beschaftigten

je Beschaftigten oder
Einheit
je Beschaftigten

0,70
0,25
1,40

0,50
0,70

0,25
0,25
0,70

0,25
0,70

0,70
0,50

0,10

0,70

0,70

0,70

0,70

0,70

0,25

*) Als Maldstab wird die Anzahl der Beschaftigten am Standort/im Objekt herange-
zogen. Befindet sich vor Ort nur unregelmallig ein Beschaftigter, so wird mindes-
tens ein Beschaftigter mit dem EGW ,0,70“ als Bemessungsgrundlage herangezo-

gen.
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Berechnungsmodell am Beispiel eines ganzjahrigen Einzelhandels mit 4 Voll-
zeitbeschaftigten und 1 Teilzeitbeschaftigten (weniger als 4 Stunden)

Pauschalgebuhr
EGW x BE x Gebuhr x Monate

0,70 x 4,5 Beschaftigte x 4,60 EUR x 12 Monate = 173,88 EUR
Leistungsgebuhr

Anzahl x Behalter x Gebluhr x Monate

1 x MGB 80 x 1,40 EUR x 12 Monate = 16,80 EUR
(EGW x BE x 7,5 Liter x 3 Wochen

0,70 x 4,5 Beschaftigte x 7,5 Liter x 3 Wochen = 70,87 Liter
(entspricht einen MGB 80 mit 3-wochentlicher Entleerung))

Gesamt 190,68 EUR
Fallig jeweils am 30.04. und 30.09. 95,34 EUR

Artikel 3

Die 1. Anderungssatzung tritt zum 01.01.2023 in Kraft.

Eberswalde, den

gez. Daniel Kurth
Landrat des Landkreises Barnim
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Satzung Uber die Erhebung von Gebihren fir die
Abfallentsorgung im Landkreis Barnim
(Abfallgebihrensatzung — AGS)

Aufgrund von 8§ 131 Abs. 1 Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg (BbgKVerf) in Verbindung mit den 88 3 und 28
Abs. 2 Nr. 9 BbgKVerf in der Fassung vom 18. Dezember 2007
(GVBI. | S. 286), zuletzt gedndert durch Gesetz vom

23. Juni 2021 (GVBI. | Nr. 21), und 8§ 9 des Brandenburgischen
Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) vom 6. Juni
1997 (GVBI. | S. 40), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 25.
Januar 2016 (GVBI. | Nr. 5), und der 88 1, 2 und 6 des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land Brandenburg (KAG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Marz 2004
(GVBI. | S. 174), zuletzt geandert durch Gesetz vom 19. Juni
2019 (GVBI. I Nr. 36), hat der Kreistag des Landkreises Barnim
in seiner Sitzung am 1. Dezember 2021 folgende Satzung Uber
die Abfallgebiihren des Landkreises Barnim
(Abfallgebiihrensatzung — AGS) beschlossen:

1. Anderungssatzung iiber die Erhebung von Gebiihren fiir die
Abfallentsorgung im Landkreis Barnim
(Abfallgebihrensatzung — AGS)

Aufgrund von 8 131 Abs. 1 Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg (BbgKVerf) in Verbindung mit den 88 3 und 28 Abs. 2
Nr. 9 BbgKVerf in der Fassung vom 18. Dezember 2007 (GVBI. | S.
286), zuletzt geandert durch Gesetz vom
30. Juni 2022 (GVBI. | Nr. 22), und § 9 des Brandenburgischen
Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) vom 6. Juni 1997
(GVBI. | S. 40), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 25. Januar 2016
(GvBl. I Nr. 5), wund der 88 1, 2 wund 6 des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land Brandenburg (KAG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Marz 2004 (GVBI. | S. 174),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 19. Juni 2019 (GVBI. | Nr. 36),
hat der Kreistag des Landkreises Barnim in seiner Sitzung am
21.September 2022 folgende Anderungssatzung lber die
Abfallgebiihren des Landkreises Barnim (Abfallgebiihrensatzung —
AGS) beschlossen:

Aktualisierung der
Fassung

§ 12 Regelsétze der Gebihr im Rahmen der Systemabfuhr

(6) Die Leistungsgebihren gemafl § 6 Abs. 1 bis 4, jeweils
Buchst. b), und Abs. 6 dieser Satzung betragen fur die
Entsorgung von Hausmill und hausmullahnlichen
Gewerbeabféllen je bereitgestelltem Restabfallbehélter
oder Abfallsack geméaR § 11 Abs. 2 Buchst. a) bis e) und
Abs. 7 der Abfallentsorgungssatzung:

a) MGB 60 (21-taglich) 1,10 € / Monat

b) MGB 80 (21-taglich) 1,40 € / Monat
C) MGB 120 (21-taglich) 2,10 € / Monat
d) MGB 240 (21-taglich) 4,30 € / Monat

e) MGB 1.100 (14-taglich) 29,50 €/ Monat

§ 12 Regelsétze der Gebihr im Rahmen der Systemabfuhr

(6) Die Leistungsgebihren gemal & 6 Abs. 1 bis 4, jeweils
Buchst. b), und Abs. 6 dieser Satzung betragen fir die
Entsorgung von Hausmull und hausmillahnlichen
Gewerbeabféllen je bereitgestelitem Restabfallbehalter oder
Abfallsack gemafl § 11 Abs. 2 Buchst. a) bis e) und Abs. 7 der
Abfallentsorgungssatzung:

a) MGB 60 (21-taglich) 1,10 €/ Monat

b) MGB 80 (21-taglich) 1,40 € / Monat
c) MGB 120 (21-taglich) 2,10 € / Monat
d)  MGB 240 (21-taglich) 4,30 € / Monat
e) MGB 1.100 (21-taglich) 19,70 € / Monat

fy  MGB 1.100 (14-taglich) 29,50 € / Monat

Anpassung aufgrund
Einflhrung der EGW
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f) MGB 1.100 (wdchentlich) 59,10 € / Monat

Q) MGB 1.100 (2 x wdchentlich) 118,10 € / Monat

h) Abfallsack 1,00 €/ Stlck

0)] MGB 1.100 (wéchentlich) 59,10 €/ Monat

h) MGB 1.100 (2 x wochentlich) 118,10 € / Monat

i) Abfallsack 1,00 €/ Stiick

§ 14 Behalteranderungsgebihr

(1) Fir die Behalterumstellung (Aufstellung, Wechsel und
Abholung) von Restabfallbehaltern (MGB 60, MGB 80, MGB
120, MGB 240 und MGB 1.100), Papierbehéltern (MGB 120,
MGB 240 und MGB 1.100) sowie Bioabfallbehaltern (MGB 120)
auf dem Grundstiick wird eine Behalteranderungsgebuhr
erhoben. Sie betragt 19,95 € fir alle vom beauftragten Dritten
bereitgestellten Abfallbehélter. MaRgeblich ist die grol3ere
Behélterzahl. Dies gilt auch fur Behdalterumstellungen, bei
denen nur die Anzahl der Behalter verringert wird, ohne
gleichzeitige das Behaltervolumen zu @ndern.

(3) Eine Behalteranderungsgebihr nach Abs. 1 wird nicht
erhoben bei der erstmaligen Bereitstellung der
Restabfallbehalter, Papierbehdalter und/oder Bioabfallbehéalter
(Neuanmeldung) und bei Abholung der Restabfallbehalter,
Papierbehélter und/oder Bioabfallbehalter aufgrund des
Wegfalls der Benutzung der o6ffentlichen Abfallentsorgung
(Abmeldung).

Im Fall einer vergeblichen Anfahrt infolge einer ungenauen
Ortsangabe wird die Behéalteranderungsgebuhr ebenfalls
erhoben.

(4) Fur jeden Ersatz eines Behdlters, der schuldhaft
beschadigt oder zerstort wurde oder verloren geht, wird eine
Behalterdnderungsgebihr nach Abs. 1 erhoben. Darlber
hinausgehende Aufwendungsersatz- sowie
Schadensersatzanspriiche nach burgerlichem Recht bleiben
unberihrt.

§ 14 Behalteranderungsgebihr

(1) Fur die Behalterumstellung (Aufstellung, Wechsel und Abholung)
von Restabfallbehaltern (MGB 60, MGB 80, MGB 120, MGB 240 und
MGB 1.100), Papierbehaltern (MGB 120, MGB 240 und MGB 1.100)
sowie Bioabfallbehaltern (MGB 120) auf dem Grundstiick wird eine
Behalteranderungsgebuihr erhoben. Sie betragt 19,95 €. firallevom

(3) Eine Behalteranderungsgebihr nach Abs. 1 wird nicht erhoben
bei der erstmaligen Bereitstellung der Restabfallbehélter,
Papierbehélter und/oder Bioabfallbehalter (Neuanmeldung) und bei
Abholung der Restabfallbehalter, Papierbehélter und/oder
Bioabfallbehalter aufgrund des Wegfalls der Benutzung der
offentlichen Abfallentsorgung (Abmeldung).

Im Fall einer vergeblichen Anfahrt infelge-einerungenauen
Ortsangabe wird die Behalteranderungsgebiihr ebentalls pro Anfahrt
erhoben.

(4) Fir jeden den Ersatz eines von Behdltern, die schuldhaft
beschadigt oder zerstért wurden oder verloren geht gehen, wird eine
Behalteranderungsgebihr nach Abs. 1 erhoben. Die Erhebung der
Behalteranderungsgebihr entfallt, insofern eine Anzeige bei der
Polizei gestellt wird und dem Landkreis Barnim die Vorgangsnummer
mitgeteilt wird. Daruberhinausgehende Aufwendungsersatz- sowie
Schadensersatzanspriiche nach burgerlichem Recht bleiben
unberthrt.

Gebduhr fir jeden
Behalter steht nicht
im Verhaltnis bei
einer einmaligen
Abfahrt des
Grundstiicks

mehrfache Anfahrt
verursacht durch den
Kunden (z.B.
ungenaue Angaben
oder Behaélter nicht
bereitgestellt

Konkretisierung
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Anlage 1 zur Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren fir Anlage 1 zur Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren fur
die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim
(Abfallgebihrensatzung) (Abfallgebihrensatzung)

Festsetzung der Einwohnergleichwerte nach 8 11 Abs. 1 dieser | Festsetzung der Einwohnergleichwerte nach § 11 Abs. 1 dieser

Satzung Satzung
Fur die Bemessung der Pauschalgebihr fiir Gewerbe und | Fir die Bemessung der Pauschalgebihr fir Gewerbe und andere
andere Herkunftsbereiche als private Haushaltungen werden | Herkunftsbereiche als private Haushaltungen werden ab 01.01.2023
gemal § 6 Abs. 3 und 4, jeweils Buchst. a), dieser Satzung | gemaR § 6 Abs. 3 und 4, jeweils Buchst. a), dieser Satzung folgende
folgende Einwohnergleichwerte (EGW) festgesetzt: Einwohnergleichwerte (EGW) festgesetzt:
Nr. Herkunftsbereich Bezugseinheitje |EGW Nr. Herkunftsbereich Bezugseinheit je | EGW
Objekt Objekt
1. |Arzt-, Zahnarzt-, je Beschéftigten 1,00 1. |Arzt-, Zahnarzt-, je Beschatftigten 0,70
Heilpraktiker - und Heilpraktiker - und
Tierarztpraxen Tierarztpraxen
(einschlieflich (einschliefilich
Gemeinschaftspraxen) Gemeinschaftspraxen)
2. |Baustellen, deren Bauzeit |je Beschaftigten 0,50 2. |Baustellen, deren Bauzeit |je Beschéftigten 0,50
langer als ein Monat langer als ein Monat
betragt betragt
3. | Camping- und Zeltplatze |je Stellplatz 1,00 3. | Camping- und Zeltplatze |je Stellplatz 0,70
sowie (Sollstarke) sowie (Sollstarke)
Bungalowsiedlungen Bungalowsiedlungen
4. | Einfacher Einzelhandel (z. | je Beschéaftigten 1,00 4. | Einfacher Einzelhandel (z. | je Beschéaftigten 0,70
B. Apotheken, B. Apotheken,
Tankstellen, Tankstellen,
Verkaufsrdume, etc.) Verkaufsraume, etc.)
5. | Einzelhandel im je Beschéftigten 1,50 5. | Einzelhandel im je Beschaftigten 1,05
Lebensmittelbereich (z. B. Lebensmittelbereich (z. B.
Metzgereien, Backereien, Metzgereien, Backereien,
etc.) etc.)
6. | GroRerer Einzel- und je Beschéftigten 1,00 6. | GroRerer Einzel- und je Beschéftigten 0,70
GroRRhandel (z. B. GroRhandel (z. B.
Autoh&user, Baumarkte, Autohduser, Baumarkte,
etc.) etc.)
7. | Friedhofe je Beschaftigten* 1,00 7. | Friedhofe je Beschéftigten* 0,70
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und Polizeiwachen,
militarische Einrichtungen
u. a.

und Polizeiwachen,
militarische Einrichtungen
u. a.

8. | Freizeiteinrichtungen (z. je Beschéftigten 1,00 8. | Freizeiteinrichtungen (z. je Beschaftigten 0,70
B. Hallenbéader, B. Hallenbéader,
Turnhallen, Sportplatze, Turnhallen, Sportplatze,
etc.) etc.)
9. |Fuhrunternehmen (z. B. je Beschaftigten 0,25 9. |Fuhrunternehmen (z. B. je Beschaftigten 0,25
Taxi, Bus, Gitertransport) Taxi, Bus, Gitertransport)
10. | Gaststatten, Kantinen, je Beschaftigten 2,00 10. | Gaststatten, Kantinen, je Beschaftigten 1,40
Speisewirtschaften, Speisewirtschaften,
Imbissstuben, Cafés, Imbissstuben, Cafés,
Caterer Caterer
11. | Hotels, Beherbergungen | je Bett (Sollstarke) 0,75 11. | Hotels, Beherbergungen | je Bett (Sollstarke) 0,50
und Pensionen und Pensionen
12. | Industrie, Handwerk, je Beschéftigten 1,00 12. | Industrie, Handwerk, je Beschaftigten 0,70
Dienstleister und Dienstleister und
vergleichbares Gewerbe vergleichbares Gewerbe
13. | Kindergérten und Horte je Kind, Erzieher und | 0,25 13. | Kindergérten und Horte je Kind, Erzieherund | 0,25
sonstigen sonstigen
Beschaftigten Beschaftigten
14. | Kleingartenanlagen und je Parzelle 0,25 14. | Kleingartenanlagen und je Parzelle 0,25
vergleichbare vergleichbare
Organisationen Organisationen
15. | Krankenhauser, Kur-, je Bett (Sollstarke) 1,00 15. | Krankenhauser, Kur-, je Bett (Sollstarke) 0,70
Fach- und Fach- und
Rehabilitationskliniken u. Rehabilitationskliniken u.
a. Einrichtungen (z. B. a. Einrichtungen (z. B.
Tagespflege, ambulante Tagespflege, ambulante
Krankenpflege) Krankenpflege)
16. | Hausliche Krankenpflege |je Beschéaftigten 0,25 16. | Hausliche Krankenpflege |je Beschaftigten 0,25
17. | Kultureinrichtungen (z. B. | je Beschéftigten 1,00 17. | Kultureinrichtungen (z. B. | je Beschaftigten 0,70
Museen, Theater, Kino, Museen, Theater, Kino,
Bibliotheken, etc.) Bibliotheken, etc.)
18. | Land- und je Beschéftigten 1,00 18. | Land- und je Beschéftigten 0,70
forstwirtschaftliche forstwirtschaftliche
Betriebe, Baubetriebe und Betriebe, Baubetriebe und
sonstige Baubetriebe sonstige Baubetriebe
19. | Feuerwehr*, Rettungs- je Beschéftigten 0,50 19. | Feuerwehr*, Rettungs- je Beschéftigten 0,50
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20. | Schulen und andere je Auszubildenden/ 0,10 20. | Schulen und andere je Auszubildenden/ 0,10
Bildungseinrichtungen Schiuler/Kind, Bildungseinrichtungen Schuler/Kind,
Erzieher, Lehrer und Erzieher, Lehrer und
sonstige sonstige
Beschaftigten Beschaftigten
21. | Offentliche Verwaltungen, |je Beschéftigen 1,00 21. | Offentliche Verwaltungen, |je Beschéftigen 0,70
Banken, Verbande, Banken, Verbande,
Krankenkassen, Krankenkassen,
Versicherungen, Versicherungen,
Parteibiros u. &. Blros Parteibiiros u. &. Blros
22. | Vereine Kirchen und je Beschaftigten* 1,00 22. | Vereine Kirchen und je Beschaftigten* 0,70
Religionsgemeinschaften, Religionsgemeinschaften,
Dorfgemeinschaftshéduser Dorfgemeinschaftshauser
0. a. 0. &.
23. | Wohnheime, Pflegeheime, | je Bett (Sollstéarke) 1,00 23. | Wohnheime, Pflegeheime, | je Bett (Sollstéarke) 0,70
Kinder- und Jugendheime, Kinder- und Jugendheime,
Internate, Pflegedienste Internate, Pflegedienste
mit stationdrer Abteilung, mit stationarer Abteilung,
24. | selbstandig tatige je Beschéftigten 1,00 24. | selbstandig tatige je Beschatftigten 0,70
Personen der freien Personen der freien
Berufe; selbsténdige Berufe; selbstandige
Handels-, Industrie- und Handels-, Industrie- und
Versicherungs- Versicherungs-
vertretungen mit vertretungen mit
Geschéftsrdumen Geschéftsrdumen
25. | fur alle nicht aufgefiihrten | je Beschéftigten oder | 1,00 25. | fur alle nicht aufgefiihrten | je Beschéftigten oder | 0,70
Herkunftsbereiche gelten | Einheit Herkunftsbereiche gelten | Einheit
folgende Bezugsgrofien folgende Bezugsgrofien
26. | fur alle Herkunftsbereiche, | je Beschéftigten 0,25
bei denen sich die
Beschaftigten weniger als
50% in den Unternehmen
aufhalten

*) Als MalRstab wird die Anzahl der Beschéftigter am
Standort/im Objekt herangezogen. Befindet sich vor Ort nur
unregelmaBig ein Beschaftigter, so wird mindestens ein
Beschaftigter mit dem EGW ,1,00“ als Bemessungsgrundlage
herangezogen.

*) Als Malistab wird die Anzahl der Beschéftigten am Standort/im
Objekt herangezogen. Befindet sich vor Ort nur unregelmafig ein
Beschéftigter, so wird mindestens ein Beschéaftigter mit dem EGW
,0,70" als Bemessungsgrundlage herangezogen.
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Berechnungsmodell am  Beispiel eines ganzjahrigen
Einzelhandels mit 4  Vollzeitbeschaftigten und 1
Teilzeitbeschéftigten (weniger als 4 Stunden)

Pauschalgebuhr

EWG x BE x Gebihr x Monate

1,00 x 4,5 Beschéftigte x 4,60 EUR x 12 Monate = 248,40 EUR
Leistungsgebuihr

Anzahl x Behélter x Gebuhr x Monate

1 x MGB 120 x 2,10 EUR x 12 Monate = 25,20 EUR
(EWG x BE x 7,5 Liter x 3 Wochen

1,00 x 4,5 Beschaftigte x 7,5 Liter x 3 Wochen = 101,25 Liter
(entspricht einen MGB 120 mit 3-wdchentlicher Entleerung))

Gesamt 273,60 EUR

Fallig jeweils am 30.04. und 30.09. 136,80 EUR

Berechnungsmodell am Beispiel eines ganzjahrigen Einzelhandels
mit 4 Vollzeitbeschéaftigten und 1 Teilzeitbeschéaftigten (weniger als 4

Stunden)

Pauschalgebihr

EGW x BE x Gebuhr x Monate

0,70 x 4,5 Beschéftigte x 4,60 EUR x 12 Monate = 173,88 EUR
Leistungsgebihr

Anzahl x Behalter x Gebihr x Monate

1 x MGB 80 x 1,40 EUR x 12 Monate = 16,80 EUR
(EGW x BE x 7,5 Liter x 3 Wochen

0,70 x 4,5 Beschaftigte x 7,5 Liter x 3 Wochen = 70,87 Liter
(entspricht einen MGB 120 mit 3-wdchentlicher Entleerung))

Gesamt 190.68 EUR

Fallig jeweils am 30.04. und 30.09. 95,34 EUR
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: 1-20-37/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/ Dezernat: 20 | Amt __ Datum _ Signatur _ Amt __ Datum _ Signatur |

Betreff
Uber- und auRerplanmaRige Mitteleinordnungen in den Haushalt 2022

Beschlussvorschlag

Der Kreistag beschlief3t die Uber- und aulerplanmaRigen Mitteleinordnungen in den Haushalt
2022 entsprechend Begrundung.

Finanzielle Auswirkungen

1.) 21608.521100
HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten: 2.) 36501.531200
3.) 12800.783100

W Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen: 1.+2.) Ergebnishaushalt: 1.070.100 €
3.)  Finanzhaushalt: 280.000 €
Aufwendungen/Auszahlungen: 1.+2.) Ergebnishaushalt: 3.517.700 €
3.) Finanzhaushalt: 305.000 €
Ergebnishaushalt W
Finanzhaushalt ¥ Amtsleiter/in
Kammerei:
1.) 12101.448100; Datum / Unterschrift
21005.531800;

61100.411100

2.) 31201.546100;

Deckungsvorschlag: 31126.533200;
61100.411100

3.) 12800.681100;

12800.681200;

12800.783100

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

| Ausschuss  Datum __ Dafiir  Dagegen _ Enthaltung  Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr. |
A2

01.09.2022
A1 05.09.2022
KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer 1-20-37/22

Gemal § 70 (1) BbgKVerf sind Uberplanmafige und aulerplanmallige Aufwendungen und
Auszahlungen nur zulassig, wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewahrleistet ist.
Uber die Leistung dieser Aufwendungen und Auszahlungen entscheidet der Kammerer,
soweit der Kreistag in der Haushaltssatzung keine anderen Regelungen trifft. In der
Haushaltssatzung ist die GroRenordnung, ab der Betrage als erheblich anzusehen sind,
festzulegen.

In der Haushaltssatzung des Landkreises Barnim ist im § 5 Pkt. 3 Folgendes festgelegt:

.Die Wertgrenze, ab der Uberplanmalige und aullerplanmalige Aufwendungen und
Auszahlungen der vorherigen Zustimmung des Kreistages bedurfen, wird auf 100.000 €
festgesetzt.”

Nachfolgende Auszahlungen Uberschreiten die festgelegte Wertgrenze und sind somit
UberplanmafRig bzw. auRerplanmaRig durch den Kreistag in den Haushalt 2022 einzuordnen:

Seite 2 von 6



Begriindung zur Drucksachennummer 1-20-37/22

ERGEBNISHAUSHALT

Lfd. Nr. 1

PRODUKTKONTO: 21608.521100

BEZEICHNUNG: Oberschule PB I; Unterhaltung der Grundstiicke und
baulichen Anlagen

Haushaltsansatz 2022: 1.405.000 €

Mehrbedarf: 920.000 €

Deckungsquellen:

12101.448100

Erhebungsstellen ,Zensus 2021

Ertrage aus Kostenerstattungen, Kostenumlagen 300.000 €
21005.531800

Bildungsinitiative Barnim;

Zuweisungen und Zuschusse fur laufende Zwecke 149.900 €
61100.411100

Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine Umlagen;

Schlisselzuweisungen vom Land 470.100 €

Begriindung zu Ifd. Nr. 1:

Nach § 100 Abs. 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes (BbgSchulG) sind die Landkreise
und kreisfreien Stadte unter anderem Trager von weiterfihrenden allgemeinbildenden
Schulen. Gemall § 104 Abs. 1 BbgSchulG sind die Trager von Schulen berechtigt und
verpflichtet, Schulen zu errichten, wenn ein Bedurfnis dafur besteht. Ein Bedrfnis besteht
insbesondere, wenn die Schule im Rahmen der Schulentwicklungsplanung als erforderlich
bezeichnet wird.

Aufgrund des stetig wachsenden Bedarfes an Oberschulplatzen wurde durch den Kreistag
am 1. Dezember 2021 die Errichtung einer Oberschule in Eberswalde zum Schuljahr
2022/2023, zunachst als temporare Schulanlage am Standort Fritz-Weineck-Strale 36 in
16227 Eberswalde, beschlossen (Beschluss 291-12/21).

Im Haushaltsplan 2022 wurden fur die Aufstellung der Anlage sowie fur die Gestaltung der
Aulenanlagen des ersten Bauabschnitts 1.405.000 € eingestellt. Die Kalkulation fir die
Aufstellung der Schulanlage am Standort Fritz-Weineck-Stral3e in ,gehobener Ausstattung®
und die Gestaltung der Aulienanlagen erfolgte auf der Grundlage der Angebote, die fur die
Anlage am Barnim Gymnasium vorlagen.

Das gunstigste Ausschreibungsergebnis fur die Aufstellung lag jedoch 620.000 € Uber dem
Planansatz. Da der dringende Bedarf an zusatzlichen Schulplatzen weiterhin besteht, wurde
der Zuschlag erteilt, um die Fertigstellung bis zum 1. August 2022 sicherzustellen.

Des Weiteren mussen Mittel fur die Gestaltung der AulRenanlagen in Héhe von 300.000 €
UberplanmaRig bereitgestellt werden. Die Einfriedung, Zuwegungen, Gestaltung der
AuRenanlagen mit Sitz- und Freizeitmdglichkeiten sind erforderlich, um einen
ordnungsgemalen Schulbetrieb inklusive Pausengestaltung der Oberschule Eberswalde fur
mehrere Jahre zu gewahrleisten.
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Begriindung zur Drucksachennummer 1-20-37/22

Lfd. Nr. 2

PRODUKTKONTO: 36501.531200

BEZEICHNUNG: Kindertageseinrichtungen; Zuweisungen und Zuschusse fir
laufende Zwecke - Gemeinden (GV)

Haushaltsansatz 2022: 44.381.200 €

Mehrbedarf: 2.597.700 €

Deckungsquellen:

31201.546100

Grundsicherung fur Arbeitsuchende nach dem SGB II;

Aufgabenbezogene Leistungsbeteiligungen an Jobcenter bei Leistungen

fur Unterkunft und Heizung an Arbeitsuchende (nach § 22 SGB II) 1.000.000 €
31126.533200

Vollstationare Dauerpflege; Soziale Leistungen an nattrliche Personen

in Einrichtungen 1.297.700 €
61100.411100

Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine Umlagen;

Schlisselzuweisungen vom Land 300.000 €

Begrindung zu Ifd. Nr. 2:

Der Landkreis ist gemall § 16 Abs. 2 Kindertagesstattengesetz (KitaG) verpflichtet, bis
zu 89,4 % der Kosten des notwendigen und tatsachlich vorhandenen padagogischen
Personals in Kindertageseinrichtungen zu finanzieren.

Die Planung fur den Haushalt 2022 beinhaltete gegenlber den Kinderzahlen aus 2020 eine
Steigerung der Betreuungszahlen bis 2022 um 319 und eine Steigerung der Personalkosten
in Héhe von 2,1 % gegenuber 2021.

Bis zum Ill. Quartal 2022 stieg die Anzahl der betreuten Kinder in Barnimer Einrichtungen um
557 Kinder gegenuber 2020.

Mit der Arbeitszeitreduzierung von 40 Wochenstunden auf 39,5 Wochenstunden im Bereich
TV6D erfolgte eine versteckte Tariferhohung. Zur Absicherung der Betreuungsschlussel fuhrt
diese Absenkung zu steigenden Personalkosten bei den Tragern von Kindertagesstatten.
Unter Berucksichtigung dieser Mehrkosten stiegen die Personalkosten gegenuber 2021 bis
zu 3,54 % und lagen somit tUber dem Plan.
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Begriindung zur Drucksachennummer 1-20-37/22

FINANZHAUSHALT

Lfd. Nr. 3

PRODUKTKONTO: 12800.783100

BEZEICHNUNG: Katastrophenschutz; Auszahlungen fur den Erwerb von
beweglichen Vermoégensgegenstanden

Haushaltsansatz 2022: 714.500 €
Mehrbedarf: 305.000 €
Deckungsquellen:

12800.681100

Katastrophenschutz;

Investitionszuwendungen - Land 240.000 €
12800.681200

Katastrophenschutz;

Investitionszuwendungen — Gemeinden(GV) 40.000 €
12800.783100

Katastrophenschutz;

Auszahlungen fur den Erwerb von beweglichen Vermogensgegenstanden 25.000 €

Begriandung zu Ifd. Nr. 3:

Die im Jahr 2019 beschlossene Beschaffungsmallinahme zum Hochleistungsfordersystem
sieht eine landesseitige = Beschaffung von 3  Komponenten  vor. Laut
Katastrophenschutzverordnung handelt es sich hierbei sowohl um ein Wechselladerfahrzeug
als auch einen Abrollbehalter mit entsprechenden Ausstattungsgegenstanden sowie einen
Geratewagen Logistik. Nach landesseitiger Ausschreibung des Wechselladers und des
Abrollbehalters wurde bekannt, dass die urspringlich fir die Gesamtmallhahme
vorgesehenen zuwendungsfahigen Gesamtkosten Uberschritten werden. Die Mittel des
Geratewagens Logistik missen daher zusatzlich bereitgestellt werden. Es liegt eine
Zusicherung des Landes Uber die Forderung i. H. v. 240.000 € vor. Zudem ist der
gemeinsame Betrieb des Systems mit dem Landkreis Oberhavel und dem Landkreis
Uckermark vorgesehen, die sich mit jeweils einem Drittel an dem verbleibenden Eigenanteil
beteiligen.
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Begriindung zur Drucksachennummer 1-20-37/22

Veranderungen der Haushaltsansitze der Lfd. Nr. 1 — 3 im Uberblick

Ifd.Nr. Betrag in € Produktkonto Deckungsquelle(n)
Mehrbedarf

1.) 920.000 | 21608.521100 12101.448100 300.000 €

21005.531800 149.900 €

61100.411100 470.100 €

2)) 2.597.700 | 36501.531200 31201.546100 1.000.000 €

31126.533200 1.297.700 €

61100.411100 300.000 €

3.) 305.000 | 12800.783100 12800.681100 240.000 €

12800.681200 40.000 €

12800.783100 25.000 €

Zusammengefasst ergibt sich:

Mehrbedarf 2022 Deckung
Ergebnishaushalt 3.517.700 € Ertrage 1.070.100 €
Aufwendungen 2.447.600 €
Finanzhaushalt 305.000 € Ertrage 280.000 €

Aufwendungen 25.000 €
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

B90/DG/SPD/LINKE/B/CDU/BVB/FW/

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: FDP/BFB—5/22

Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: B90/DIE GRUNEN/SPD/ Beteiligte Amter:
DIE LINKE/BAUERN/
CDU/BVB/FREIE
WAHLER/FDP/BFB
Amt/Dezernat: - Amt Datum | Signatur | Amt Datum | Signatur |

Betreff
Erhalt der Bahnlinie Templin-Joachimsthal (RB63)

Beschlussvorschlag

Der Kreistag Barnim stellt fest, dass die RB63 ein wichtiges Element der Daseinsvorsorge flr
das Leben im landlichen Raum Barnim-Uckermark darstellt und daher unverzichtbar ist.

Der Kreistag Barnim fordert den Landrat auf:

1. Gegenuber der Landesregierung erneut deutlich zu machen, dass der Kreistag Barnim
das Ende des Probebetriebes zum Dezember 2022 aufgrund der gegenuber dem Beginn
des Probebetriebes vollig veranderten Lage (Corona/Ukrainekrieg/Klimawandel/
Energieknappheit/steigende Inflation/Verkehrswende: Weg von der Stralle) nicht
akzeptieren kann.

2. Gegenuber der Landesregierung deutlich zu machen, dass der Kreistag Barnim erwartet,
dass der Probebetrieb fur zunachst ein Jahr verlangert wird und anschlieRend die Linie
der RB63 von Templin Uber Joachimsthal nach Eberswalde verstetigt und in den
Landesnahverkehrsplan aufgenommen wird.

3. Die notwendigen HH-Mittel fir die anteilige Finanzierung des Probebetriebes (siehe
entsprechender HH-Ansatz 2022) in die HH-Planung 2023/24 des LK Barnim
aufzunehmen.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten:
W Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorschlag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers



Begriindung zur Drucksachennummer B90/DG/SPD/LINKE/B/CDU/BVB/FW/FDP/BFB-5/22
Beratungsergebnis

| Ausschuss  Datum __ Dafiir  Dagegen _ Enthaltung  Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr. |
KT

21.09.2022
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Begriindung zur Drucksachennummer B90/DG/SPD/LINKE/B/CDU/BVB/FW/FDP/BFB-5/22

Mit der Wiederinbetriebnahme der RB63 zwischen Templin und Joachimsthal wurde eine
wichtige Verbindung von Templin nach Eberswalde geschaffen. Die Verbindung wurde mit
einem dreijahrigen Probebetreib, der Ende 2021 enden sollte, wieder in Betrieb genommen.
Bedingt durch die Corona-Pandemie konnte das Fahrgastpotential nicht ausgeschopft
werden. Aus diesem Grund wurde vom Ministerium fir Infrastruktur und Landesplanung eine
Verlangerung bis Ende 2022 auf den Weg gebracht.

In der Region war man der Uberzeugung, dass nach Ende des Probebetriebes die Linie
fortbestehen und die Evaluation des Probebetriebes noch wahrend des Betriebes der RB63
durchgefuhrt wird.

Nunmehr wurde seitens des Ministeriums fur Infrastruktur und Landesplanung angekundigt,
dass der Probebetrieb im Dezember 2022 endet und ein Weiterbetrieb nicht vorgesehen ist.
Dies muss bereits im Januar 2022 entschieden worden sein, da zu diesem Zeitpunkt das
Ministerium die Bestellungen bei den EVU auf den Weg hatte bringen missen. Doch diese
Bestellung der Linie ist offensichtlich nicht erfolgt.

Die RB63 ist eine fur Joachimsthal, Templin mit der Region Westuckermark und den
Landkreis Barnim wichtige Schienenverbindung. Durch die RB63 wird das Oberzentrum
Eberswalde an die Westuckermark angeschlossen. Zudem ist sie eine Zubringerstrecke fur
die Linie RE3 nach Schwedt und Berlin sowie zukinftig fur die Linie des RE8 von Berlin nach
Stettin.

Eine rein wirtschaftliche Betrachtung der Strecke im landlichen Raum ist eine

Fehlbetrachtung, da sie Fragen des 6kologischen Wandels im Verkehrsraum sowie Fragen
der Daseins-vorsorge im Bereich Mobilitat vollig aul3er Acht lasst.

Seite 3 von 3



BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

. , e , ) B90/DIE GRUNEN/
X | Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: DIE LINKE./BAUERN-3/22

Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: B90/DIE GRUNEN/ Beteiligte Amter:
DIE LINKE./BAUERN

Amt/ Dezernat: - Amt | Datum | Signatur | Amt | Datum | Signatur |

Betreff
Energiekrise / Einsatz Erneuerbarer Energien

Beschlussvorschlag
Der Kreistag beschlieft:

1. FUr alle geplanten Schulneubauten des Landkreises ist ein Erneuerbare- Energien-
Konzept zu erstellen unter Berucksichtigung von Photovoltaik, Erdwarmesonden,
Warmepumpen, Solarthermie, der Warmeversorgung Uber ein Nah-/Fernwarmenetz,
Laftungsanlagen mit Warmerickgewinnung, Erdwarmespeicher u.a. sowie mdéglicher
Forderprogramme.

2. Des Weiteren sind MalRnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels wie
Fassaden- und Dachbegrinungen und Madglichkeiten der Regenwasserrickhaltung
am Standort zu untersuchen und nach ortlichen Gegebenheiten in die Objektplanung
aufzunehmen.

3. Die Ergebnisse sind hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit zu bewerten und werden dem
A4 vorgestellt.

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmafige Berlihrung: beriihrte Produktkonten:

W Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:

Ergebnishaushalt r

Finanzhaushalt r Amtsleiter/in

Kammerei:

Deckungsvorschlag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

| Ausschuss  Datum __ Dafiir  Dagegen _ Enthaltung  Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr. |
KT

21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer B90/DIE GRUNEN/DIE LINKE./BAUERN-3/22

Der beschleunigte und konsequente Ausbau der erneuerbaren Energien wird von der
Bundesregierung als ,Uberragendes offentliches Interesse“ eingestuft. Angesichts der
dramatischen Klimakrise hat sich Deutschland verpflichtet, bis 2045 Klimaneutralitat zu
erreichen und den Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch bis 2030 auf
mindestens 80 Prozent und bis 2035 auf 100 Prozent zu erhdhen.

Auch der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine hat deutlich gemacht, wie wichtig es ist, die
Abhangigkeit von fossilen Energien zu reduzieren. Mittel- und langfristig sind die
Erneuerbaren, Effizienz und Einsparungen dafur die wichtigsten Instrumente.

Der Kreistag Barnim beschloss bereits 2008 eine Null-Emissions-Strategie. Der Landkreis
Barnim wirbt auf seiner Website damit, dass er perspektivisch zu 100 Prozent unabhangig
von fossiler Energieversorgung werden, sich autark versorgen und auf Energieimporte
verzichten will.

Das Land Berlin zeigt bereits, wie sich Potenziale auf Dachflachen flr die Energiewende
effektiv nutzen lassen. In Berlin gilt ab dem 1. Januar 2023 eine Solarpflicht fir Neubauten
sowie flr Bestandsgebaude im Falle von wesentlichen Umbauten des Daches. Die
Installation und der Betrieb von Photovoltaikanlagen sind dann fur solche Gebaude mit einer
Nutzungsflache von mehr als 50 Quadratmetern verpflichtend.

Die Umstellung der Warmeversorgung auf erneuerbare Energien bringt den Gebaudebereich
auf den Pfad des Klimaziels und tragt durch Unabhangigkeit von Erdgas bei den gestiegenen
Gaspreisen erheblich zur Senkung der Betriebskosten bei. Bei der Warmeversorgung hat der
Landkreis Barnim vor dem Hintergrund der Null-Emissions-Strategie Nachholbedarf.

Die Veranderung des Klimas wird durch heilRere und trockenere Sommer und zunehmende
Starkregenereignisse deutlich spurbar. Die Stadte sind jetzt gefordert, Mallnahmen zur
Anpassung an die Folgen des Klimawandels zu ergreifen.

Mit der Planung und dem Bau von neuen Schulen stellt sich der Landkreis seiner
Verantwortung, Kindern und Jugendlichen bestmogliche Chancen flur eine gute schulische
Bildung zu bieten. Diese Verantwortung beinhaltet, die Prinzipien der Nachhaltigkeit und des
Klimaschutzes bei den Schulneubauten konsequent umzusetzen.

Schulen sind Orte in unseren Gemeinden, an denen sich Kinder und Jugendliche vom
Morgen bis in den Nachmittag hinein aufhalten. Daher missen besonders fur die heilden
Sommertage Mallnahmen umgesetzt werden, die das Lernen auch bei Uber 30 Grad Celsius
AuRentemperatur ermoglichen. Luftungsanlagen mit Warmetauschern und Erdvorkuhlung
sowie begrinte Fassaden koénnen dabei eine besondere Rolle spielen. Die
Verdunstungskuhle von Pflanzen an den Fassaden sorgt fur ein angenehmes Mikroklima.

Effekte des Rulckhalts von Wasser am Standort, z.B. durch Dachbegrinungen,
Versickerungsmulden, Baumpflanzungen und Regenwasserzisternen u.a., kdénnen den
Wasserverbrauch in der Sommersaison deutlich senken.

Der Landkreis Barnim sollte als Vertreter der "Offentlichen Hand" seiner Vorbildwirkung mit
dieser Entwurfs- und Bauphilosophie konsequent nachkommen.
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: DIE LINKE./BAUERN-13/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: DIE LINKE./BAUERN Beteiligte Amter:

Amt/ Dezernat: - | Amt __ Datum _ Signatur _ Amt __ Datum _ Signatur |

Betreff
Einjahrige Co-Finanzierung des Projektes ,You'll never walk alone®.

Beschlussvorschlag

Der Kreistag Barnim beschliel3t die einjahrige Co-Finanzierung des Projektes ,You’'ll never
walk alone® mit 40.000 Euro. In dieser Zeit soll der Landkreis Barnim darauf drangen eine
Finanzierung durch das Land zu erreichen.

Finanzielle Auswirkungen

Steuern, Allgemeine Zuweisungen,
HaushaltsmaRige Berihrung: beriihrte Produktkonten: Allgemeine Umlagen,
Schlisselzuweisungen vom Land

W Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen: 40.000 Euro
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorschlag:  DQ 61100.11100(E) Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum Enthaltung | Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr.
KT 01.06.2022
A6 22.06.2022
A6 10.08.2022

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer DIE LINKE./BAUERN-13/22

,You 'll never walk alone“ ist eine Plattform zur Unterstiutzung von Kindern und Jugendlichen
mit seelischen Problemen. Ziel ist, die Versorgung der Kinder, durch Vernetzung der Kinder-
und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie mit anderen Hilfssystemen (Jugendhilfe, Schule,
Jugendamt etc.),

Hierfir werden mit Schulen Kooperationsvereinbarungen getroffen, welche folgende
Leistungen umfassen:

- Erstberatung fur Kinder und Jugendliche vor Ort in der Schule. In diesen Zeiten kann —
nach vorheriger Einverstandniserklarung der Eltern und dem Vorliegen von
Schweigepflichtsentbindungen — eine spezifische Problematik angesprochen werden. Je
nach Bedarf kdnnen dann Beratung, Elterngesprache, Gesprache mit den Padagoginnen und
Padagogen oder in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe bzw. — falls erwinscht — eine
Vermittlung an Ambulanzen in Prenzlau, Bernau b. Berlin oder Eberswalde erfolgen.

- Vermittlung von Fachwissen fur Schuilerinnen und Schiler, Eltern und Lehrerinnen und
Lehrern zu verschiedenen Problembereichen

- Fallsupervisionen fur Lehrerinnen und Lehrer bzw. Betreuerinnen und Betreuer

- Entwicklung von Krisenplanen gemeinsam mit der Schule und den Einrichtungen der
Kinder- und Jugendhilfe.” (https://www.glg-gesundheit.de/krankenhaeuser/glg-martin-gropius-
krankenhaus-eberswalde/behandlungsspektrum/kinder-und-jugendpsychiatrie/)

Das Projekt wird von Prof. Dr. med. Hubertus Adam, Chefarzt der Klinik flr Psychiatrie,
Psychotherapie und Psychosomatik des Kindes- und Jugendalters am Martin-Gropius-
Krankenhaus in Eberswalde betreut. Nach dem Ablauf der Férderung durch zwei
Landesministerien hat sich ,You’'ll never walk alone® durch private Spenden finanziert. Fur
das nachste Schuljahr sind noch nicht genug Gelder zusammengekommen, so dass das
Projekt im September eingestellt werden musste, sollte der Landkreis nicht mit 40.000 Euro
in die Co-Finanzierung einsteigen.

Die seelische Gesundheit von Kindern- und Jugendlichen ist gerade durch die
Coronapandemie in den Fokus geruckt. Durch eine Anfrage der Fraktion DIE
LINKE/BAUERN wissen wir, dass uber das Programm ,Aufholen nach Corona“ ein Bedarf
von sechs kreislichen Schulen fur weitere Schulsozialarbeiter und Schulsozialarbeiterinnen
angemeldet wurde. Das Bundesprogramm ist allerdings finanziell nicht gut genug
ausgestattet worden, weshalb nur drei kreiseigene Schulen mit zusatzlichen
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeitern ausgestattet werden konnten.

Aufgrund dieser Situation ist es aus Sicht der Fraktion DIE LINKE/Bauern notwendig das
Projekt ,You’ll never walk alone® fir das nachste Schuljahr finanziell zu sichern und
gleichzeitig eine Finanzierung durch das Land Brandenburg prufen zu lassen.
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: BVB/FREIE WAHLER-9/21
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: BVB/FREIE WAHLER Beteiligte Amter:

Amt/ Dezernat: - | Amt __ Datum _ Signatur _ Amt __ Datum _ Signatur |

Betreff

Finanzielle Unterstitzung der Neuen Musikschule

Beschlussvorschlag

1. Die Neue Musikschule Gemeinniitzige GmbH (,Neue Musikschule®) erhalt eine Férderung von
185.000 Euro aus dem Kreishaushalt.

2. Die Kreisverwaltung wird zudem beauftragt, Moglichkeiten der Zusammenarbeit mit der
Kreismusikschule zu prifen. Ziel ist die schrittweise Schaffung von flachendeckenden,
qualifizierten und bezahlbaren Musikschulangeboten in allen Teilen des Landkreises.

3. Eine Evaluierung der Forderung soll nach einem Jahr erfolgen, ob Ziele erreicht worden sind und
Fortfihrung bei positiven Ergebnis.

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmafige Berlihrung: beriihrte Produktkonten:
W Ja ™ Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorscmag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers



Begriindung zur Drucksachennummer BVB/FREIE WAHLER-9/21
Beratungsergebnis

| Ausschuss  Datum __ Dafiir  Dagegen _ Enthaltung  Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr. |
KT

23.06.2021
A7 12.08.2021
A7 02.09.2021
A7 30.09.2021
A7 04.11.2021
A2 11.11.2021
A1 15.11.2021
A7 09.12.2021
A7 06.01.2022
KT 21.09.2022
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Begriindung zur Drucksachennummer BVB/FREIE WAHLER-9/21

Die ,Neue Musikschule” ist, ebenso wie die Kreismusikschule (KMS) eine staatlich
anerkannte Musikschule im Land Brandenburg. Sie befindet sich in gemeinnutziger
Tragerschaft und wird wie die Kreismusikschule im Rahmen der Musikschulforderung des
Landes Brandenburg auf Grundlage des BbgMKSchulG (Brandenburgisches Musik- und
Kunstschulgesetz — Gesetz zur Foérderung der Musik- und Kunstschulen im Land
Brandenburg) gepruft, zertifiziert und finanziell unterstitzt. Dadurch sind hohe qualitative und
quantitative Standards gesichert.

Bisher finanziert sich die Neue Musikschule neben der Landesforderung ausschliefl3lich aus
Musikschulbeitragen, was zur Folge hat, dass die gegenwartigen Musikschulbeitrage der
Neuen Musikschule deutlich hoher liegen als an der KMS. Dieser Aspekt ist auch vor dem
Hintergrund zu betrachten, dass sich aufgrund der Coronapandemie die
Einkommensverhaltnisse von Familien haufig verschlechtert haben (Kurzarbeit, Jobverlust,
Mehraufwendungen).

Weiterhin liegen die Honorare der Mitarbeiter deutlich unter dem Niveau der
Kreismusikschule. Aufgrund der Auswirkungen der Coronapandemie im Bereich von Kunst
und Kultur wurde eine bereits bestehende Abwanderung von hochqualifizierten
Instrumentallehrern  (abgeschlossenes Instrumentalstudium und/oder padagogischer
Abschluss) in andere Berufsbereiche (,Quereinsteiger an allgemeinbildenden Schulen)
weiter verstarkt. Honorarerhdhungen befordern eine Sicherung von dringend bendtigten
Fachkraften im Landkreis Barnim und sind damit auch von mittel- und langfristigem
Interesse.

Eine Angleichung der Honorare beider Einrichtungen wurde zudem Moglichkeiten der
Zusammenarbeit zwischen beiden Einrichtungen schaffen, die etwa im Bereich seltener
nachgefragter, aber dennoch wichtiger Instrumentalfacher liegen. Zudem konnten so
gemeinsam Fachkrafte akquiriert und an die Region gebunden oder regional eingesetzt
werden.

Etwa 700 Schuler nehmen an mehreren Standorten der Neuen Musikschule ein qualifiziertes,
musikalisches Ausbildungsangebot wahr. Vor allem Familien werden durch den hohen Anteil
der Musikschulbeitrage an den Gesamtkosten starker belastet, teilweise sogar
ausgeschlossen. Durch die Senkung der Musikschulbeitrage  wirden  die
Zugangsmaoglichkeiten, vor allem auch fur Schuler aus einkommensschwacheren Familien
erheblich verbessert und der chancengleiche Zugang zu qualifizierten Bildungsangeboten in
diesem Bildungsbereich im Landkreis weiter umgesetzt.

Im Landkreis Barnim wird aufgrund erhohter und in den letzten Jahren stark gestiegener
Nachfrage bedingt durch Zuzug (Bevolkerungswachstum) und steigendes Interesse der
Elternschaft an qualifiziertem Instrumentalunterrichnt der Grundbedarf einzig mit der
Kreismusikschule nicht mehr ausreichend gedeckt. Eine Kooperation mit der Neuen
Musikschule konnte diesen gestiegenen und weiter steigenden Bedarf decken bzw.
wesentlich mehr Schulerinnen und Schilern den gleichen Zugang zu musikalischen
Bildungsangeboten ermdglichen.

Die Wirksamkeit der Malinahme ist hoch, denn eine nominal gleiche Aufstockung der durch

den Landkreis Barnim fur die KMS bereits bereitgestellten Mittel wirde nicht zu einem
quantitativ vergleichbaren Aufwuchs an insgesamt im Landkreis verfugbaren qualifizierten
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Begriindung zur Drucksachennummer BVB/FREIE WAHLER-9/21

und auch far Familien leistbaren Angeboten und der gewlnschten Angebotsverbreiterung
fihren.

Hierbei ist zu auch beachten, dass es sich nicht um eine Ausnahmeforderung handelt. Laut
Brandenburgischem Musik- und Kunstschulgesetz sind kommunale und private
Musikschulen gleich zu behandeln. Die Einrichtung einer privaten Musikschule deckt damit
einfach nur den Bedarf, der sonst durch kreisliche Kapazitatserweiterungen abgebildet
werden musste. Daher steht eine angemessene, ebenburtige Forderung im Einklang mit den
Zielbestimmungen des Landesgesetzes.

Die Forderung der Neuen Musikschule fuhrt:

- zu einer finanziellen Entlastung der Schiler

- Verbesserung des chancengleichen Zugangs zu qualifizierten Bildungsangeboten

- zur Sicherung von Fachkraften flr die Region Barnim

- zur Schaffung der Mdglichkeit einer Zusammenarbeit der staatlich anerkannten
Musikschulen im Landkreis

Die finanzielle Foérderung staatlich anerkannter Musikschulen in freier Tragerschaft neben
denen in kommunaler Tragerschaft ist in anderen Landkreisen, wie zum Beispiel dem
Landkreis Markisch-Oderland oder dem Landkreis Uckermark, bereits gangige und
erfolgreiche Praxis. Auch in unserem Landkreis sollten wir diesen bewahrten Weg
einschlagen.

Thomas Strese Christiane Herrmann
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ImmIEmIEl | |m Barnim spielt die Musik

Neue MuSIk Ubersicht von Ertrdgen und Kosten je nach geférderten MaRnahmen
SChu]_e 14. November 2021

Diese Unterlage sowie samtliche Basisdateien in Excel wurden erstellt von Sascha Stiirze, Analyx GmbH. ®

Alle hier dargestellten Zahlen fir 2022 und 2023 sind nicht abgeschatzt, sondern ergeben sich mathematisch aus “Was ware wenn” An d IyX
Analysen der tatsdchlichen Unterrichtsleistung, Schiilerverteilung, Betrags- und Honorarlage der Neuen Musikschule gGmbH.
Wo immer hierfir Annahmen getroffen wurden, sind diese in diesem Papier dokumentiert.




| Aus dem politischen Raum wurden 2 wesentliche Ziele einer
finanziellen Unterstutzung durch den Landkreis formuliert

Politische Ziele Konkrete Umsetzung in der Neuen Musikschule ab 2022
1. Honorarlehrer fair bezahlen 1. Angleichung des Lehrerhonorars an das Niveau

Wegzug vermeiden der Kreismusikschule:
LK wettbewerbsfahig halten .. .. .
Austausch mit kommunaler - Erhéhung um 7,25 EUR pro padagogische Stunde

Musikschule erleichtern (d.h. 45 Minuten)
‘ - Dies entspricht 9,67 EUR pro Zeitstunde (60 Minuten)

2. Familien &
Zweitbelegungen entlasten

- 2. 50% Rabatt fur Geschwisterkinder und alle
Auch allen Geschwisterkindern

qualitative Ausbildung Zweitfachbelegungen:

ermoglichen _ . . . o
Berufsvorbereitende Ausbildung Deutlich starkere Rabattierung als heute (10%)

cerielt fordern - Fuhrt zu Entlastung der entsprechenden Familien von
3 rund 330 EUR pro Kopf und Jahr!

I NENIEE Diese Unterlage sowie samtliche Basisdateien in Excel wurden erstellt von Sascha Stiirze, Analyx GmbH.
N ik Alle hier dargestellten Zahlen fiir 2022 und 2023 sind nicht abgeschatzt, sondern ergeben sich mathematisch aus “Was ware wenn” Analysen
eue Musi der tatsachlichen Unterrichtsleistung, Schilerverteilung, Betrags- und Honorarlage der Neuen Musikschule gGmbH.
Schule Wo immer hierfir Annahmen getroffen wurden, sind diese in diesem Papier dokumentiert.

November 14, 2021

2



| Das Jahr 2022 bei Schillerwachstum von 7,5% zum Vorjahr

Honorar-
Hor\o-r-are und | NUR Honorar- | NUR Familien- Erhéhung
Beitrage WIE Erhéhung Entlastung | UND Familien-
Versorgte Schiiler 714 714 714 714
Einnahmen (Beitrage +
Landesforderung) €654.049 €654.049 €623.323 €623.323
Ausgaben (Honorare +
alle anderen Kosten*) €645.717 €774.794 €662.727 €798.449
= ADEEaE el €8.333 - €120.745 - €39.404 - €175.126
Fehlbedarf

-
Neue Musik

* incl. Mittel far Investitionen in

Schule Instrumente und Ausstattung

Fehlbedarf in Kombination liegt héher als die Summe
der EinzelmaRnahmen, da eine Familienentlastung zu
mehr Zweitbelegungen & Geschwisterbelegungen
fuhrt, die wieder mehr Lehrerstunden erfordern




| Das Jahr 2023 bei Schillerwachstum von 7,5% zum Vorjahr

Honorar-
Hor\o-r-are und | NUR Honorar- | NUR Familien- Erhéhung
Beitrage WIE Erhéhung Entlastung | UND Familien-
Versorgte Schiiler 767 767 767 767
Einnahmen (Beitrage +
Landesforderung) €702.804 €702.804 €669.570 €669.570
Ausgaben (Honorare +
lle anderen Kosten®) €695.007 €833.951 €712.017 €857.538
= Lt DI Sl €7.797 - €131.147 - €42.447 - €187.967
Fehlbedarf

-
Neue Musik

* incl. Mittel far Investitionen in

Schule Instrumente und Ausstattung

Fehlbedarf in Kombination liegt héher als die Summe
der EinzelmaRnahmen, da eine Familienentlastung zu
mehr Zweitbelegungen & Geschwisterbelegungen
fuhrt, die wieder mehr Lehrerstunden erfordern




BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: BVB/FREIE WAHLER-13/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: BVB/FREIE WAHLER Beteiligte Amter:

Amt/ Dezernat: - | Amt __ Datum _ Signatur _ Amt __ Datum _ Signatur |

Betreff
Leicht verstandliche Sprache im Kreistag

Beschlussvorschlag

Der Kreistag Barnim

1. bekennt sich zur Unterstitzung des fortschreitenden Abbaus von Barrieren durch
Bereitstellung von Vorlagen in leicht verstandlicher Sprache oder im Idealfall Leichter
Sprache,

2. beschlieSt, dass die Verwaltung zu ihren Beschlussvorlagen und die Fraktionen zu ihren
Antragen eine zusatzliche Version in leicht verstandlicher Sprache schreiben.
(Richtwert: Umfang max. 10 Satze),

3. beschliel3t, dass die Versionen in leicht verstandlicher Sprache zusatzlich auf der Website
des Landkreises Barnim eingestellt werden.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Bertihrung: berihrte Produktkonten:
I Ja M Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorscmag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum Enthaltung | Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr.
KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer BVB/FREIE WAHLER-13/22

Das Streben nach Barrierefreiheit ergibt sich aus dem grundgesetzlich verankerten
Diskriminierungsverbot von Menschen mit Behinderung. Eine barrierefrei gestaltete Umwelt
erleichtert allen Menschen die Teilhabe am Leben. Und Barrierefreiheit gilt auch fur die
Teilhabe am politischen Leben.

Der Landkreis hat die Aufgabe, allen Menschen Zugang zu allen Informationen Uber die
Gemeinschaft zu ermdoglichen. Eine Madglichkeit bildet dabei Leichte Sprache. Leichte
Sprache ist eine vereinfachte Sprache und Schrift welche bestimmten Regeln unterliegt. Sie
soll Menschen mit einer Leseschwache, Lerneinschrankung oder geistigen Behinderung
Zugang zu Informationen ermoglichen. Seit 2018 ist sogar das Recht auf Leichte Sprache
durch eine Anderung des Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen auch gesetzlich
verankert, wodurch o6ffentliche Einrichtungen verpflichtet! sind, bestimmte Dokumente auch
in Leichter Sprache anzubieten, wenn dies eingefordert wird.

Ein erster Schritt in Richtung sprachlicher Barrierefreiheit soll nun dieser Antrag sein. Durch
die Verwendung leicht verstandlicher Sprache sollen Antrdge und Beschlussvorlagen
zuganglich fur alle Burger und Birgerinnen im Barnim werden: Kinder, Menschen mit
geringen Deutschkenntnissen oder einer Leseschwache sowie auch Menschen mit
Behinderung.

Dass der Wunsch nach Barrierefreiheit im Bereich Sprache gewlinscht und sogar gefordert
wird, wurde jungst bei der Eréffnung des Bernauer Buros fir Leichte Sprache deutlich. Im
Beisein des Burgermeisters, einigen Fraktionsmitgliedern und weiteren Interessierten wurde
das Buro feierlich erdéffnet und seine wichtige Rolle an alle herangetragen. Das Buro bietet
jedem Interessierten Unterstiitzung dabei, Teilhabe durch Leichte Sprache zu erleichtern.

Dieser Antrag soll es ermdglichen, sich dem Idealziel der Barrierefreiheit weiter zu nahern
und Teilhabe flr alle Barnimer zu erleichtern.

Siehe auch Anlage 1

"Vgl. BBG §11 siehe https://www.gesetze-im-internet.de/bgg/__11.html
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Anlage 1: Version in leichter Sprache

Der Kreistag, seine Verwaltung und dessen Fraktionen sollen in Zukunft ihre
Beschlussvorlagen und Antrdge in kurzen Satzen schreiben, welche von allen
Menschen leicht verstanden werden kénnen. Die Kreisverwaltung soll diese Antrage
in leichter Sprache zu jeder Kreistagssitzung im Internet nachlesbar offentlich
zugéanglich machen.

Die Politik soll so jedem Menschen leicht verstandlich die ldeen und Forderungen
nahebringen und Umsetzungen und Beschlisse sehr einfach nachlesbar machen.



INFORMATIONSVORLAGE
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: LR-53/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/ Dezernat:  Bereich LR 'Amt | Datum | Signatur | Amt | Datum | Signatur |
Bereich
LR

Betreff

Informationsvorlage zu den Entscheidungen des Kreisausschusses zwischen der 14. und der
15. Sitzung des Kreistages

Beschlussvorschlag

Der Kreistag nimmt die Entscheidungen des Kreisausschusses zwischen der 14. und der
15. Sitzung des Kreistages zur Kenntnis.

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmafige Berlihrung: beriihrte Produktkonten:
I Ja M Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kammerei:
Deckungsvorscmag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum Beratungsergebnis

KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer LR-53/22

Die nachfolgenden Vorlagen wurden in der Sitzung des Kreisausschusses beschlossen bzw.
zur Kenntnis genommen:
(Die aufgeflihrten Vorlagen kénnen im Buro des Kreistages eingesehen werden.)

Sitzung des Kreisausschusses am 4. Juli 2022

1.
2.

-11-12/22 Besetzung der Stelle Amtsleitung im Jugendamt

-20-36/22 Gesellschaften mit Kreisbeteiligung, deren Beratungs- bzw.
Aufsichtsorgane sowie Mitgliedschaften des Landkreises
Barnim in Vereinen und Organisationen - Stand April 2022

Sitzung des Kreisausschusses am 5. September 2022

3. 1I-70-9/22 Sanierung der Brandhaufwerke auf dem Gelande der GEAB
Bernau
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: LR-3.6/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/ Dezernat:  Bereich LR 'Amt | Datum | Signatur | Amt | Datum | Signatur |
Bereich
Landrat

Betreff

Personelle Anderungen in der Zusammensetzung des Ausschusses fiir Haushalt und
Finanzen (A 2) des Kreistages Barnim

Beschlussvorschlag

Der Kreistag stellt die Anderungen in der Besetzung des Ausschusses fir
Haushalt und Finanzen (A 2) zur Dokumentation gemaf § 43 Abs. 2 S. 4 BbgKVerf wie folgt
deklaratorisch fest:

1. Herr René Merch (DIE KONSERVATIVEN) wird als sachkundiger Einwohner durch den
Kreistag abberufen.

2. Der Kreistag beruft gemaf § 43 Absatz 1 Satz 1 BbgKVerf durch offene Abstimmung als
Sachkundige/n Einwohner/in (DIE KONSERVATIVEN).

Die Ubrige Besetzung bleibt davon unberthrt. Die personelle Besetzung des Gremiums
ergibt sich aus der Begrindung.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten:
I Ja M Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kéammerei:
Deckungsvorschlag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

| Ausschuss  Datum | Dafiir  Dagegen _ Enthaltung  Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr. |
KT

21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer LR-3.6/22

Die Ausschussbesetzung ist durch die Benennung der Fraktionen entsprechend ihrem
Vorschlagsrecht gegenuber dem Vorsitzenden des Kreistages zustande gekommen
(§43 Abs. 2 BbgKVerf).

Der Anderungsvorschlag entspricht dem Antrag der Fraktion DIE KONSERVATIVEN.

Nach der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg wird die Sitzverteilung und die
namentliche Ausschussbesetzung lediglich durch einen deklaratorischen Beschluss des
Kreistages festgestellt.

Gemall § 43 Abs. 2 Satz 2 BbgKVerf benennen die Fraktionen entsprechend ihrem
Vorschlagsrecht ihre Stellvertreter/innen. Die Reihenfolge muss namentlich festgelegt sein.
Der Kreistag stellt die Besetzung zur Dokumentation gemal § 43 Abs. 2 S. 4 BbgKVerf wie
folgt fest:

Die Ubrige Besetzung bleibt davon unberihrt. Die personelle Besetzung des Gremiums ergibt
sich daraus wie folgt:

fiur die Fraktion als Mitglieder als Vertreter/innen

CDhuU Prof. Dr. Fittkau, Karl-Heinz _
250 Werner, Thomas siehe Stellvertretungen
DIE LINKE./BAUERN Prof. Dr. Schultz, Alfred

: siehe Stellvertretungen
DIE LINKE./BAUERN Stein, Thomas
SPD Biermann, Tobias siehe Stellvertretungen
BVB/FREIE WAHLER Hintze, Jurgen siehe Stellvertretungen
B90/DIE GRUNEN Stattaus, Kim siehe Stellvertretungen
DIE KONSERVATIVEN Didlof, Guido siehe Stellvertretungen
FDP/Burgerfraktion Barnim Dr. Dombrowski, Tilman siehe Stellvertretungen
CDhuU Anker, Maik
CDU Kruse, Florian
DIE LINKE./BAUERN Schmidt, Eva
DIE LINKE./BAUERN Mohr, Karen
SPD Stepniak-Bockelmann, Lars
BVB/FREIE WAHLER Schumann, Christa
B90/DIE GRUNEN Thiemig, Wolfgang
DIE KONSERVATIVEN n.n.
FDP/Burgerfraktion Barnim Morgenroth, Conrad

Beirgte ___ _ __ Name |

Standige/r Vertreter/in des Beirates flr Migration und Integration Sharafi, Basir
Standige/r Vertreter/in des Kreisseniorenbeirates gz(:ﬂ;zfghewsm’
Standige/r Vertreter/in des Behindertenbeirates n.n.
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Begriindung zur Drucksachennummer LR-3.6/22

Nachfolgend die namentliche Benennung der Stellvertreter/innen in der Reihenfolge der
Vertretung.

Reihenfolge und Anzahl

Fraktion Stellvertreter/innen Name
CDhuU 1. Stellvertreter/in Bruch, Carsten
2. Stellvertreter/in Feldmann, Irina
3. Stellvertreter/in Fischer, Reinhard
4. Stellvertreter/in Hibner, Beate
5. Stellvertreter/in Jur, Danko
6. Stellvertreter/in Knaak-Reichstein, René
7. Stellvertreter/in Liebehenschel, Uwe
8. Stellvertreter/in Nickel, Othmar
9. Stellvertreter/in Wendland, Hendrik
Reihenfolge und Anzahl
Fraktion Stellvertreter/innen NETLE
DIE LINKE./BAUERN 1. Stellvertreter/in Bergner, Frank
2. Stellvertreter/in Christoffers, Ralf
3. Stellvertreter/in Dickmann, Reiner
4. Stellvertreter/in GrolAmann, Birgit
5. Stellvertreter/in Dr. Ackermann, Burckhard
6. Stellvertreter/in Kupitz, Lutz
7. Stellvertreter/in Machtig, Margitta
8. Stellvertreter/in Pyrlik, Silvia
9. Stellvertreter/in Glanz, Ulrike
Fraktion Stellvertreter/innen Name
SPD 1. Stellvertreter/in Althaus, Jurgen
2. Stellvertreter/in Jeran, Torsten
3. Stellvertreter/in Duderstedt, Benjamin
4. Stellvertreter/in Klingsporn, Annett
5. Stellvertreter/in Liideritz, Harald
6. Stellvertreter/in Schneemilch, Steffi
7. Stellvertreter/in VofR, Uwe
8. Stellvertreter/in Schult, Heiko

Reihenfolge und Anzahl
Fraktion Stellvertreter/innen Name

BVB/ FREIE WAHLER 1. Stellvertreter/in Freitag, Evelyn
2. Stellvertreter/in Hahnel, Martina
3. Stellvertreter/in Herrmann, Christiane
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Begriindung zur Drucksachennummer LR-3.6/22

4. Stellvertreter/in Strese, Thomas
5. Stellvertreter/in Vida, Péter
6. Stellvertreter/in Weller, Sven
Stellvertreter/innen
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN 1. Stellvertreter/in Wolf, Winfried
2. Stellvertreter/in Hoyer, Katja
3. Stellvertreter/in Oehler, Karen
4. Stellvertreter/in Wahner, Heike
Stellvertreter/innen
DIE KONSERVATIVEN 1. Stellvertreter/in Donsch, Marcel
2. Stellvertreter/in Dicks, Heiko
3. Stellvertreter/in Kindel, Imre
Fraktion Stellvertreter/innen Name
FDP/Burgerfraktion Barnim 1. Stellvertreter/in Blum, Simone
2. Stellvertreter/in Dr. Klavehn, Sabine
3. Stellvertreter/in Formazin, Oda
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: LR-7.8/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt/ Dezernat:  Bereich LR 'Amt | Datum | Signatur | Amt | Datum | Signatur |
Bereich
Landrat

Betreff

Personelle Anderungen in der Zusammensetzung des Ausschusses fir Gesundheit,
Senioren und Soziales (A 6) des Kreistages Barnim

Beschlussvorschlag

Frau Nicole Lessow (DIE KONSERVATIVEN) wird als sachkundige Einwohnerin durch den
Kreistag berufen.

Die ubrige Besetzung bleibt davon unberuhrt.

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmafige Berlihrung: beriihrte Produktkonten:
I Ja M Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kéammerei:
Deckungsvorschlag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

Ausschuss | Datum Enthaltung | Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr.
KT 21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer LR-7.8/22

Dem Vorsitzenden des Kreistages wurde durch die Fraktion DIE KONSERVATIVEN mit
Datum vom 1. August 2022 eine personelle Anderung angezeigt.

Der Kreistag beschliet durch offenen Wahlbeschluss, mit Mehrheit der gesetzlichen Anzahl
der Vertreter gemaf § 41 (6) BbgKVerf, Uber die Neubesetzung des Gremiums.

Die Ausschussbesetzung ist durch die Benennung der Fraktionen entsprechend ihrem
Vorschlagsrecht gegenuber dem Vorsitzenden des Kreistages zustande gekommen
(§ 43 BbgKVerf).

Die Anderungsvorschlage entsprechen den Antragen der Fraktionen.

Die Ubrige Besetzung bleibt davon unberihrt und stellt sich wie folgt dar:

Hlbner, Beate siehe Anhang
DIE LINKE./BAUERN Kupitz, Lutz siehe Anhang
SPD Vo3, Uwe siehe Anhang
BVB/FREIE WAHLER Hahnel, Martina siehe Anhang
B 90/DIE GRUNEN Wolf, Winfried siehe Anhang
FDP/Burgerfraktion Barnim Dr. Klavehn, Sabine siehe Anhang
DIE KONSERVATIVEN Didlof, Guido siehe Anhang
Fraktion als sachkundige Einwohner/innen ‘
CDhu Gammert, Antje
DIE LINKE./BAUERN Ruhtz, Annette
SPD Gambal-Vof}, Ursula
BVB/FREIE WAHLER Hoddenkamp, Marc
B 90/DIE GRUNEN Berg, Aimut
FDP/Burgerfraktion Barnim Folsner, Heidrun
DIE KONSERVATIVEN Lessow, Nicole
Standige/r Vertreter/in des Beirates fur Migration und Integration Gil-Dlugos, Agnieszka
Standige/r Vertreter/in des Kreisseniorenbeirates Kikow, Peter
Standige/r Vertreter/in des Behindertenbeirates Lux, Andrea
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Begriindung zur Drucksachennummer LR-7.8/22

Nachfolgend die namentliche Benennung der Stellvertreter/innen in der Reihenfolge der Vertretung.

Stellvertreter/innen ‘ Name

’ Reihenfolge und Anzahl

Fraktion
CDhu 1. Stellvertreter/in Bruch, Carsten
2. Stellvertreter/in Feldmann, Irina
3. Stellvertreter/in Fischer, Reinhard
4. Stellvertreter/in Prof. Dr. Fittkau, Karl-Heinz
5. Stellvertreter/in Jur, Danko
6. Stellvertreter/in Knaak-Reichstein, René
7. Stellvertreter/in Liebehenschel, Uwe
8. Stellvertreter/in Nickel, Othmar
9. Stellvertreter/in Werner, Thomas
10. Stellvertreter/in Wendland, Henrik

Reihenfolge und Anzahl

Fraktion Stellvertreter/innen NEINE]
DIE LINKE./BAUERN 1. Stellvertreter/in Pyrlik, Sylvia
2. Stellvertreter/in Prof. Dr. Schultz, Alfred
3. Stellvertreter/in Stein, Thomas
4. Stellvertreter/in Bergner, Frank
5. Stellvertreter/in Christoffers, Ralf
6. Stellvertreter/in Dickmann, Reiner
7. Stellvertreter/in Glanz, Ulrike
8. Stellvertreter/in GrolAmann, Birgit
9. Stellvertreter/in Dr. Ackermann, Burckhard
10. Stellvertreter/in Méachtig, Margitta
Fraktion Stellvertreter/innen Name
SPD 1. Stellvertreter/in Althaus, Jurgen
2. Stellvertreter/in Duderstedt, Benjamin
3. Stellvertreter/in Jeran, Torsten
4. Stellvertreter/in Klingsporn, Annett
5. Stellvertreter/in Biermann, Tobias
6. Stellvertreter/in Luderitz, Harald
7. Stellvertreter/in Schneemilch, Steffi
8. Stellvertreter/in Schult, Heiko
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Begriindung zur Drucksachennummer LR-7.8/22

Reihenfolge und Anzahl
Stellvertreter/innen Name

Fraktion

BVB/FREIE WAHLER 1. Stellvertreter/in Freitag, Evelyn
2. Stellvertreter/in Herrmann, Christiane
3. Stellvertreter/in Hintze, Jurgen
4. Stellvertreter/in Strese, Thomas
5. Stellvertreter/in Vida, Péter
6. Stellvertreter/in Weller, Sven
Fraktion Reihenfolge und Anzahl Name
. . Stellvertreter/innen
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN 1. Stellvertreter/in Hoyer, Katja
2. Stellvertreter/in Wahner, Heike
3. Stellvertreter/in Oehler, Karen
4. Stellvertreter/in Stattaus, Kim
Fraktion Stellvertreter/innen Name
FDP/Burgerfraktion Barnim 1. Stellvertreter/in Formazin, Oda
2. Stellvertreter/in Blum, Simone
3. Stellvertreter/in Dr. Dombrowski, Tilman

Reihenfolge und Anzahl
Fraktion Stellvertreter/innen Name

DIE KONSERVATIVEN 1. Stellvertreter/in Kindel, Imre
2. Stellvertreter/in n.n.
3. Stellvertreter/in n.n.
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BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: LR-9.10/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

At Dezorat:  Bereich LR “Amt | Datum _ Signatur | Amt | Datum _ Signatur |

Betreff

Personelle Anderungen in der Besetzung des Jugendhilfeausschusses (A8) des Landkreises
Barnim

Beschlussvorschlag

Auf Vorschlag des Tragers Hiram Haus Neudorf e.V. beschlie3t der Kreistag die Besetzung
des Jugendhilfeausschusses des Kreistages Barnim wie folgt.

Frau Elvira Muffler wird als beratendes Mitglied abberufen.
Die ubrige Besetzung bleibt davon unberuhrt. Die personelle Besetzung ergibt sich aus der

Begrundung.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Berihrung: berlhrte Produktkonten:
I Ja M Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kémmerei:
Deckungsvorschlag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers

Beratungsergebnis

| Ausschuss  Datum __ Dafiir  Dagegen _ Enthaltung  Einstimmig | Mehrheit | Beschl.-Nr. |
KT

21.09.2022



Begriindung zur Drucksachennummer LR-9.10/22

Dem Vorsitzenden des Kreistages wurde mit Datum vom 9. Juni 2022 durch den Trager
Hiram Haus Neudorf e.V. eine personelle Anderung mitgeteilt.

Der Kreistag beschliet durch offenen Wahlbeschluss, mit Mehrheit der gesetzlichen Anzahl
der Vertreter gemaf § 41 (6) BbgKVerf, Uber die Neubesetzung des Gremiums.

Die Ausschussbesetzung ist durch die Benennung der Fraktionen entsprechend ihrem
Vorschlagsrecht gegenuber dem Vorsitzenden des Kreistages zustande gekommen
(§ 43 BbgKVerf).

Grundlage flr die Entscheidung sind die §§ 69 -71 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)
und § 4 des Gesetzes zur Ausfuhrung des Achten Buch Sozialgesetzbuch (AGKJHG) in
Verbindung mit der Satzung des Jugendamtes vom 11. Marz 2020.

Die personelle Besetzung der beratenden Mitglieder des Jugendhilfeausschusses ist gemal
§ 6 der Satzung des Jugendamtes bestimmt.
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VORSCHLAGSLISTE BERATENDE MITGLIEDER IM JUGENDHILFEAUSSCHUSS

LFD.
NR.

*1 n. n. (Nomen nescio) = noch nicht benannt, per Gesetz, Satzung Mitglied
nach Legitimation der Wahl erfolgt die Benennung des Mitgliedes

*2

TRAGER

Hiram Haus
Neudorf e. V.
KBB e. V.
Bernau/Kloster-
felde
Kreissportbund
Barnim
Amtsgericht
Bernau
Amtsgericht
Eberswalde
Agentur flr Arbeit

Job-Center

Staatliches
Schulamt
Gesundheitsamt

Polizeiinspektion
Barnim
evangelische
Kirche
katholische Kirche
judische
Kultusgemeinde
HVD
Nordbrandenburg
Kd6R

der Kreisrat der
Schulerinnen und
Schler

der Kreisrat der

FUNK-
TION

BERATENDES MITGLIED

Storek, Christian

Jordan, Ron
Singert, Kathrin
Borchert,
Roswitha
Gesser, Kristina
Jegerow, Jana

Jesse, Timo

Kauther, Verena

Kremer, Werner
Griep, Thomas

n. n.

n. n.

Greunke, Chris

08.03.1978

11.12.1970

14.06.1961

07.02.1965

27.04.1965

03.12.1993

Geschaftsflihrer

Geschéftsfuhrer
Richterin
Richterin
Berufsberaterin

Arbeits-
vermittlerin

Kreisjugendwart

Geschaftsfiuhrer

X X X X

STELLV. BERATENDE

MITGLIEDER

Streiter, Erika

Herrmann, Uwe

Albertziok, Kerstin

Lehmann, Inka

Schmidt-Krell,
Sybille

Rothe, Maja

Pittorf, Robert

16.05.1959

13.03.1957

03.07.1967

11.08.1971

17.08.1961

29.02.1980

19.01.1991

Anlage 2

TATIGKEIT

Einrichtungs- X
leiterin
Koordinator X

Mitarbeiterin X
KSB

Arbeitsvermitt- X
lerin

Arbeits- X
vermittlerin

Polizistin X

stellv. X
Vorsitzende
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Eltern

17 der Kreisrat der
Lehrkrafte
Kreiselternbeirat*?

freigeistige
Verbande
gGmbH
Lebenshilfe
Wohnstatten
Barnim

Beirat fir
Migration und
Integration
Beauftragte fir
Gleichstellung,
Migration und
Integration
Barnimer
Netzwerk
,Kinderschutz“
Tagesmiuitter fur
Barnim e.V
Beauftragte fur die
Integration von
behinderten
Menschen

AG
~Entgelte/HzE/Fa
milienbildung®
AG
»~Jugendforderung*

N
~

DIl

Komm.
AL Jugendamt

*1

n. n..

Bieber, Philipp

n. n.

Lutter, Ramén

Alissa, Hala

Dr. S. Setzkorn

Drogosch,
Nicole
Hohnow,
Sascha

Quilitz, Anja

Bresst-
Grohnwald,
Gabriele
Nessing, Silke

n. n.

21.06.1985 | Beamter

15.04.1978 | Geschéftsfliihrerin

Sprecher der AG

Sprecher der AG

n. n. (Nomen nescio) = noch nicht benannt, per Gesetz, Satzung Mitglied

X | Heidebrunn, Anett

X

Lissow, Ulrike

Sonntag, Melanie

Gumlich, Maren

Kleinau,
Alexander

11.04.1972

07.03.1967 Bereichsleiterin
ambulante
Hilfen

05.06.1973 Sozialarbeiterin
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Landkreis o

Barnlm

Wir gestalten Zukunft.

ANLAGE 1
Vorschlagsliste zur Besetzung der Sitze mit Stimmrecht im Jugendhilfeausschuss

Ifd. | vorgeschlagen Funk | stimmberechtigtes Mitglied stellv. stimmberechtigtes Mitglied

Nr. | durch -tion

Name geb. am Tatigkeit m Name geb. am Tatigkeit w
CDhU Wendland, 14.05.1973 Beamter X Feldmann, Irina 07.12.1975 X

Hendrik
LINKE./BAUERN Méachtig, Margitta 16.10.1956 @ ohne Kupitz, Lutz 08.08.1960 Angestellter
SPD Schneemilch, 05.05.1981 Hochschul- Lideritz, Harald 16.02.1944 Rentner

Steffi dozentin
DIE KONSERVATIVEN Link, Hans 03.02.1962 gi'g::trhe'ts' X | Donsch, Marcel 03.02.1980  StraRenbahnfahrer

) Freitag, Evelyn 10.01.1974 selbstandig, Weller, Sven 15.12.1974
BVB/FREIE WAHLER staatl.
anerkannte
Erzieherin

B 90/DIE GRUNEN Bdhmer, Stefan 13.11.1964 | Geschéaftsfiihrer X | Stattaus, Kim 27.05.1977 Angestellter
Johanniter-Unfallhilfe Hegewald, Riana  27.12.1973 Amb.Hilfen zur RagoRnig, Evelyn 29.05.1967 SGL Kitaverwaltung X
e. V. Regionalverband Erziehung
Berufsbildungsverein Salzmann, 11.12.1973 | Geschéfts- Meil3ner, Gabriele X
Eberswalde e.V. Daniela fUhrerin
LIGA Barnim Klinghammer, Ralf 09.02.1961 Bereichsleitung X Schwarz-Fink, 28.10.1967 Regionalburoleiterin X
PARITATISCHER Kinder- und Dunja
LV BRB Jugendhilfe
IB Berlin-Brandenburg Madel, Frank 09.06.1959 | Tutor Soziale X | Schulze, Heiko 05.10.1970 Bereichsleiter

gGmbH Neuenhagen

Arbeit

Barnim-Uckermark



BESCHLUSSANTRAG
FUR DIE 15. SITZUNG DES KREISTAGES AM 21.09.2022

X Offentlich Nichtoffentlich Drucksachennummer: LR-14.4/22
Sichtvermerk Dezernat:

Einreicher: Der Landrat Beteiligte Amter:

Amt / Dezerat:  Bereich LR [Amt | Datum _ Signatur | Amt | Datum | Signatur |
Bereich
Landrat

Betreff

Bestellung und Abberufung von Regionalraten fur die Regionalversammlung Uckermark-
Barnim

Beschlussvorschlag

1. Der Kreistag beschlief3t auf Antrag der Fraktion DIE LINKE./BAUERN die Neubildung des
Regionalrates flur die Regionalversammlung Uckermark-Barnim.

2. Der Kreistag stellt die Neubesetzung wie folgt fest:
Herr Hans-Jurgen Muller wird als Stellvertreter flr Frau Ulrike Glanz durch den Kreistag
abberufen.
Herr Burkhard Horn wird als Stellvertreter fir Frau Ulrike Glanz durch den Kreistag
bestellt.

Herr Sebastian Walter, wird als Stellvertreter von Herrn Lutz Kupitz abberufen und als
Stellvertreter fur Herrn Ralf Christoffers bestellt.

Herr Rainer Dickmann wird als Stellvertreter fur Herrn Ralf Christoffers abberufen und als
Stellvertreter fur Herrn Lutz Kupitz bestellt.

Die Ubrige Besetzung bleibt davon unberthrt. Die neue personelle Besetzung des Gremiums
ergibt sich aus der Begrindung.

Finanzielle Auswirkungen

HaushaltsmaRige Bertihrung: berihrte Produktkonten:
NP M Nein Ertrage/Einzahlungen:
Aufwendungen/Auszahlungen:
Ergebnishaushalt r
Finanzhaushalt r Amtsleiter/in
Kéammerei:
Deckungsvorscmag: Datum / Unterschrift

Unterschrift des Einreichers
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Begriindung zur Drucksachennummer LR-14.4/22

Dem Vorsitzenden des Kreistages wurden mit Datum vom 1. September 2022 personelle
Anderungen der Fraktion DIE LINKE./BAUERN angezeigt.

Dies fiihrt zu Anderungen in der Besetzung von Regionalraten fir die Regionalversammlung

Uckermark-Barnim.

Uber die Bestellung der Mitglieder entscheidet der Kreistag im Wege eines offenen

Wahlbeschlusses nach § 41 Abs. 4i. V. m. § 131 Abs. 1 BbgKVerf.

Neubesetzung

fiir die Fraktion

CDhuU

CDhuU

CDhuU

DIE LINKE./BAUERN

DIE LINKE./BAUERN

DIE LINKE./BAUERN

SPD

SPD

BVB/FREIE WAHLER
BVB/FREIE WAHLER
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
AfD

FDP/Burgerfraktion Barnim
DIE KONSERVATIVEN

Knaak-Reichstein, René
Salzmann, Daniela
Dr. Maleuda, Detlef
Kupitz, Lutz
Christoffers, Ralf
Glanz, Ulrike
Klingsporn, Annett
Lideritz, Harald
Klemm, Hans-Jurgen
Klix, Detlef

Wahner, Heike

Bury, Norbert

Blum, Simone

Dicks, Heiko

als Mitglieder als Stellvertrer/in

Bruch, Carsten
Jur, Danko
Werner, Thomas
Dickmann, Reiner
Walter, Sebastian
Horn, Burkhard
Jeran, Torsten

Dr. Adler, Gert
Hintze, Jurgen

Dr. Poltelt, Helmut
Wolf, Winfried
John, Steffen

Dr. Dombrowski, Tilman
Donsch, Marcel

Seite 3 von 3



	Bekanntmachung 21.9.2022 Kreistag
	9 Beschlussvorlage I-10-5/22 - Ehrung von Oberschülerinnen und Oberschülern für besondere Leistungen
	10 Beschlussvorlage I-10-6/22 - Freigabe von Beschaffungsverfahren zur Entwicklung der Schullandschaft der weiterführenden Schulen im Landkreis Barnim 
	11 Beschlussvorlage I-10-8/22 - 3. Änderung der Satzung des Landkreises Barnim über die Schulbezirke für die Grundschulteile der weiterführenden Schulen in Trägerschaft des Landkreises Barnim (Schulbezirkssatzung)
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	12 Beschlussvorlage II-51-21/22 - Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeiträgen und Essengeld für die Inanspruchnahme von Leistungen der Kindertagespflege im Landkreis Barnim (Kostenbeitragsordnung Kindertagespflege)
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	13 Beschlussvorlage II-51-22/22 - Satzung des Landkreises Barnim zur Erhebung von Elternbeiträgen und Essengeld (Kostenbeiträgen) für Kinder des Landkreises Barnim, die Betreuungsleistungen im Land Berlin in Anspruch nehmen (Kostenbeitragsordnung Ber
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	14 Beschlussvorlage III-1/22 - Vereinbarung zwischen dem Landkreis Barnim und dem Jobcenter Barnim zur Übertragung der Bewirtschaftungsbefugnisse entsprechend der Zusatzvereinbarung nach § 44 b Abs. 4 SGB II
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	15 Beschlussvorlage II-50-2/22 - Vorlage zur Anpassung der Richtlinie zur Bestimmung der Angemessenheit für die Kosten der Unterkunft des Landkreises Barnim
	16 Beschlussvorlage III-61-35/22 - Änderung der Richtlinie des Landkreises Barnim zur Verwendung von Fördermitteln zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse im üÖPNV des Landkreises Barnim
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	17 Beschlussvorlage III-61-37/22 - 1. Änderungssatzung zur Satzung für die Schülerbeförderung des Landkreises Barnim (Schülerbeförderungssatzung)
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	- Stellungnahme/Empfehlung Stellungnahme/Empfehlung-A4/13 - zur Drucksachennummer: III-61-34/22

Umsetzung der touristischen Marketingkonzeption des Landkreises Barnim
	- Informationsvorlage III-61-34/22 - Umsetzung der touristischen Marketingkonzeption des Landkreises Barnim
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	19 Beschlussvorlage I-32-46/22 - Anpassung der Taxitarifverordnung
	20 Beschlussvorlage III-61-36/22 - Die mit KT-Beschluss Nr. 306-12/21 eingestellten Mittel im Haushaltsjahr 2022 als Kofinanzierung für den Kauf von 6 Brennstoffzellenbussen können auch für die Wasserstofftankstelle verwendet werden.
	21 Beschlussvorlage III-70-10/22 - 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim (Abfallentsorgungssatzung - AES)
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	22 Beschlussvorlage III-70-11/22 - 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim (Abfallgebührensatzung - AGS)
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	23 Beschlussvorlage I-20-37/22 - Über- und außerplanmäßige Mitteleinordnungen in den Haushalt 2022
	24 Beschlussvorlage B90/DG/SPD/LINKE/B/CDU/BVB/FW/FDP/BFBŒ5/22 - Erhalt der Bahnlinie Templin-Joachimsthal (RB63)
	25 Beschlussvorlage B90/DIE GRÜNEN/DIE LINKE./BAUERN-3/22 - Energiekrise / Einsatz Erneuerbarer Energien
	26 Beschlussvorlage DIE LINKE./BAUERN-13/22 - Einjährige Co-Finanzierung des Projektes —You´ll never walk aloneﬁ.
	27 Beschlussvorlage BVB/FREIE WÄHLER-9/21 - Finanzielle Unterstützung der Neuen Musikschule
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	28 Beschlussvorlage BVB/FREIE WÄHLER-13/22 - Leicht verständliche Sprache im Kreistag
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	29 Informationsvorlage LR-53/22 - Informationsvorlage zu den Entscheidungen des Kreisausschusses zwischen der 14. und der

15. Sitzung des Kreistages
	30 Beschlussvorlage LR-3.6/22 - Personelle Änderungen in der Zusammensetzung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen (A 2) des Kreistages Barnim
	31 Beschlussvorlage LR-7.8/22 - Personelle Änderungen in der Zusammensetzung des Ausschusses für Gesundheit, Senioren und Soziales (A 6) des Kreistages Barnim
	32 Beschlussvorlage LR-9.10/22 - Personelle Änderungen in der Besetzung des Jugendhilfeausschusses (A8) des Landkreises Barnim
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	     > buero-kreistag@kvbarnim.de
	33 Beschlussvorlage LR-14.4/22 - Bestellung und Abberufung von Regionalräten für die Regionalversammlung Uckermark-Barnim



